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SACHSISCHES STAATSMINISTERllJM FÜR UMWCLT UNO lANOWIFlTSCHAIT 
Po,of.ach 10 05 10 f 01078 Crvsoen 

gemäß Verteiler 

Verschlechterungsverbot nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 
nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

hier: Vorläufige Vol~ugshinweise des SMUL vom 3. März 2017 (Az. 41-
8600/6/20) 

Unser Schreiben vom 6. März 2017 
Dienstberatung zur Anwendung des Verschlechterungsverbotes am 3. April 
2017 im SMUL 

Anlagen 

Mit Schreiben vom 6. März 2017 haben wir die Vorläufigen Vollzugshinwel­
se des SMUL zur Auslegung und Anwendung des Verschlechterungsver­
bots nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 
WHG unter besonderer Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH 
(Stand: 3. März 2017) herausgegeben. Außerdem haben wir dazu am 3. 
April 2017 eine Dienstberatung durchgeführt (Anlage t: Teilnehmerliste). 

In der Dienstberatung haben wir darauf hingewiesen, dass auf der 153. 
Sitzung der LAWA-Vollversammlung am 16./17. März 2017 (unter TOP 6.5) 
die „LAWA-Handlungsempfehlung Verschlechterungsverbot" einstimmig 
beschlossen und den Ländern zur Anwendung empfohlen wurde. Diese 
LAWA-Handlungsempfehlung wurde von einer Kleingruppe des LAWA­
Ausschusses Wasserrecht erarbeitet. Das SMUL war durch Frau Fritzsch 
In dieser Kleingruppe vertreten, so dass die Konformität und Passfähigkeit 
mit den parallel dazu erstellten Vorläufigen Vollzugshinweisen des SMUL 
gewährleistet werden konnte. 

Die LAWA-Handlungsempfehlung wird Ihnen hiermit als ergänzendes Ma­
terial zur Verfügung gestellt. Dazu haben wir die o. g. Vorläufigen Voll­
zugshinweise des SMUL redaktionell ergänzt, Indem wir zu den einzelnen 
Gliederungspunkten jeweils auf die entsprechenden Ausführungen (Kapi­
tel) der LAWA-Handlungsempfehlung hinweisen, gegebenenfalls unter An­
gabe einer näheren Erläuterung. Die redaktionellen Ergänzungen sind in 
der beigefügten Fassung durch rote Schriftfarbe kenntlich gemacht. 
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Die Ausführungen der LAWA-Handlungsempfehlung können danach ergänzend zu den 
Vorläufigen Vollzugshinweisen zur weiteren Information herangezogen werden. Im 
zweifel sowie bei eventuellen Widersprüchlichkeiten gelten ausschließlich die Aussa­
gen in den Vorläufigen Vollzugshinweisen. 

Somit erhalten S!e beigefügt als Anlagen: 
• Anlage 1: Teilnehmerliste der DB vom 3.4.2017 
• Anlage II: Vorläufige Vollzugshinweise des SMUL (Stand: 3. März 2017~ 

mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 
mit den Anlagen: 
1) Internetseiten zu den Bewirtschaftungsdokumenten der WRRL und HWRM­

RL (unverändert) 
2) Daten des LfULG zu Bewertungen für den aktualisierten Bewirtschaftungs­

plan 2015 (unverändert) 
3) neu: LAWA-Handlungsempfahlung 

Außerdem möchte ich daraufhinweisen, dass die Vorträge der Dienstberatung vom 3. 
April 2017 in CIRCA in einem neuen Ordner unter; 
https://clrca.sachsen.de/Members/lrc/egov/wrrl/llbrary?l=/verschlechterungsverbot/vers 
chlechterungsverbot&vm=detailed&sb= Title 
eingestellt sind. Sofern Sie noch nicht als Benutzer für den CIRCA-Server angemeldet 
sind, empfehle ich Ihnen, sich mit dem zuständigen Mitarbeiter der Lfl.JLG, Herrn Dim­
mer (Roland.Dimmer@smul.sachsen.de) in Verbindung zu setzen. 

Nicht zuletzt wollen wir auf das 22. Leipziger Umweltrechtliche Symposium vom 30./31. 
März 2017 unter dem Titel .Aktuelle Entwicklungen im Wasserrecht" veiweisen. Die 
Folien zu den Vorträgen finden Sie auf 
https://iupr .jura.uni-leipzig.de/veranstaltungen/folien-22-symposion/ 
Zu dieser Veranstaltung wird es einen Tagungsband geben, der voraussichtlich zu Jah­
resbeginn 2018 im Nomos Ver1ag erscheint. Hierzu werden wir Sie nach dem Erschei­
nen informieren. 

Da die erste Dienstberatung zum Verschlechterungsverbot am 3. April 201 7 auf breites 
Interesse gestoßen ist, planen wir eine Fortsetzungsveranstaltung im 4. Quartal diesen 
Jahres mit dem Schwerpunkt eines praxisbezogenen Erfahrungsaustausches der Voll­
zugsbehörden. Dazu bitten wir die Vollzugsbehörden um Vorschläge für geeignete Ver­
fahren aus Ihrem Zuständigkeitsbereich. Für weitere Themenvorschläge sind wir offen. 

ti;;,_,,,.,.___, 
Ulrich Kraus 
Abteilungsleiter Wasser, Boden, Wertstoffe 
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SÄCHSISCHES STAA TSMINISTERIUM FÜR UMWELT UND LANDWIRTSCHAFT 
Postfach 10 0510 1 01076 Dresden 

STAATSMl N 15 TERl UM 
FÜR UMWELT UNO 
lANOWlRTSCHAFT 

Verschlechterungsverbot nach§ 27 Abs.1 Nr.1 und Abs. 2 Nr. 1 und 
nach§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

Vorläufige Vollzugshinweise des SMUL vom 3. März 2017 

Schreiben des SMUL vom 12. April 2017 

Hinweis: 

Die folgende Fassung der Vorläufigen Vollzugshinweise 
zum Verschlechterungsverbot (Stand: 3. März 2017 mit 
Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 
16./17. März 2017) wird derzeit aktualisiert. 

Als Anlage 3 ist beigefügt die 
LAWA-Handlungsempfehlung Verschlechterungsver­
bot 

beschlossen auf der 153. LAWA-Vollversammlung 
am 16./17.03.2017 
unter nachträglicher Berücksichtigung der Entschei­
dung des BVerwG vom 9. Februar 2017 (Az. 7 A 
2/15 - Elbvertiefung), beschlossen auf der 154. LA­
WA-Vollversammlung am 14./15.09.2017 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16.117,03.2017) 

Vorläufige Vollzugshinweise des SMUL 
zur Auslegung und Anwendung des 

Verschlechterungsverbots nach§ 27 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 
und nach§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

unter besonderer Berücksichtigung 
der Rechtsprechung des EuGH 

Gliederung 

Vorbemerkung 

Auslegung und Anwendung des Verschlechterungsverbots 
(mit Verweis auf die entsprechenden Ausführungen in der LAWA­
Handlungsempfehlung 1, die entsprechend der Vorbemerkung ergänzend herangezo­
gen werden können) 

1. Anwendungsbereich des Verschlechterungsverbots 
(Nr. 2.1.2.2) 

2. Wasserkörper-Bezogenheit und Ort der Beurteilung 
(Nr. 2.1.2.1) {Nr. 2.1.3) 

3. Datenbereitstellung, Antragsverfahren 

4. Beschreibung des Vorhabens und der möglichen Auswirkungen 

5. Beschreibung der vom Vorhaben betroffenen OWK / GWK - Ausgangszustand 
a) Identifizierung der betroffenen WK 
b} Beschreibung der betroffenen WK 

aa) OWK 
bb) GWK 

c) Maßgeblicher Ausgangszustand 
(Nr. 2.1.4) 

6. Prüfungs- (bewertungs-)relevante (Qualitäts-)Komponenten und Maßstab für 
Verschlechterung (nach EuGH-Rspr.) 
a} Bei OWK 

aa) Verschlechterung des ökologischen Zustands/Potenzials 
(Nr. 2.2.1, 2.2.1.1, 2.2.1.2, 2.2.1.3) 

bb) Verschlechterung des chemischen Zustands 
(Nr. 2.2.2) 

b) Bei GWK 
(Nr. 2.3) 
aa) Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands 

(Nr. 2.3.2) 

· Handlungsempfehlung Verschiechterungsverbo, der Bund-/Länder-Arbertsgemeinschaft Wasser, 
besr.hlossen auf dor '153. LAWA-Vo1lversammlu11g am 16 117, fli1ärz 2017 (im Frngenrlen ,:•ticrt: l.AWA­
HandlungsempfehlungL Anlage 3 

Seite 1 von 34 



Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017• mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17,03.2017) 

c) 

bb) Verschlechterung des chemischen Zustands 
(Nr. 2.3.1) 

Erhebl lchkeltsschwelle, allgemeiner Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, 
Übermaßverbot 
(Nr. 2.5) 

7. Prognose hinsichtlich der Auswirkungen 
(Nr. 2.1.6) 
a) Prognosemaßstab 
b) Kumulatlon, Berücksichtigung von Summationseffekten 

(Nr. 2.1.7) 
c) Umgang mit natürlichen und mit messtechnischen Schwankungen 

8. Dauer der Verschlechterung, kurzzeitige Verschlechterung 
(Nr. 2.1.5) 

9. Maßnahmen zur Verhinderung der Verschlechterung 
(Nr. 2.4) 

10. Ausnahmen vom Verschlechterungsverbot 
(Nr. 3) 
a) Ausnahmen nach § 31 Abs. 1 WHG 
b) Ausnahmen nach § 31 Abs. 2 WHG für OWK 

aa) Anwendungsbereich 
bb) physische Gewässereigenschaft iSv § 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG 
cc) Gründe nach § 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG 
dd) keine anderen geeigneten Maßnahmen nach § 31 Abs. 2 Satz 1 

Nr.3WHG 
ee) Ausschöpfung aller praktisch geeigneten Maßnahmen nach§ 31 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WHG 
ff) § 31 Abs. 3 in Verbindung mit § 29 Abs. 2 Satz 2 WHG 

c) Ausnahmen nach § 31 Abs. 2 WHG i. V. m. § 47 Abs. 3 Satz 1 WHG für 
GWK 

d) Aufnahme der Ausnahmen in den Bewlrtschaftungsplan 

11. Verhältnis zu den anderen Bewirtschaftungszlelen 

Anlagen: 

1) Internetseiten zu den Bewirtschaftungsdokumenten der WRRL und HWRM-RL 
(Zusammenstellung der Fundstellen der aktuellen Bewirtschaftungspläne, Maßnah­
menprogramme und Hochwasserrisikomanagementpläne für die FGE Elbe und Oder 
sowie der Sächsischen Beiträge) 

2) Daten des LfULG zu Bewertungen für den aktualisierten Bewirtschaftungsplan 
2015 und weitere aktuelle thematische Daten 

3) LAWA-Handlungsampfehlung (Handlungsempfehlung Verschlechterungsverbot der 
Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser, beschlossen auf der 153. LAWA­
Vollversammlung am 16./17. März 2017) 
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Vorläufige Vollzugshinwelse zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017" mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03 2017) 

Verwendete Abkürzungen: 

BWP ... ...... . 
GWK ... ..... .. 
GrwV ....... .. 

LAWA . . ... . . 
MNP .... ..... . 
OGewV .... . . 

OWK . ........ . 
QK ... ........ .. 
SächsWG ... . 

WHG ......... . 

WK ...... .. ... . 
WRRL. ...... . 
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Bewirtschaftungsplan nach§ 83 WHG 
Grundwasserkörper 
Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung) vom 9. No­
vember 2010 (BGBI. 1 S. 1513), in der jeweils geltenden Fassung 
Bund-/länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 
Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG 
Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer (Oberflächengewässerver~rd­
nung) vom 20. Juni 2016 (BGBI I S. 1373), in der jeweils geltenden Fassung ' 
Oberflächenwasserkörper 
Qualitätskomponente 
Sächsisches Wassergesetz vom 12. Juli 2013 (SächsGVBI. S. 503), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBI. S. 287) geändert wor­
den ist, in der jeweils geltenden Fassung 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31. Jull 
2009 {BGBI. 1 S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. August 
2016 (BGBI. 1 S. 1972) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
Wasserkörper. d. h. Oberflächen- und Grundwasserkörper 
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto­
ber 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft 
im Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1 ). die zuletzt durch 
die RichUinie 2008/105/EG (ABI. L 348 vom 24.12.2008, S. 84) geändert worden ist 



Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017" mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17 .03.2017) 

Vorbemerkung: 

Nach der Grundsatzentscheidung des EuGH mit Urtell vom 1. Juli 2015 (Rechtssache 
C-461/13), dem Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016 (Rechtssache C-346/14) sowie dem 
Urteil des BVerwG vom 11. August 2016 (Az. 7 A 1/15) werden bis auf Weiteres die fol­
genden Anwendungshinweise für den Vollzug der § 27 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 
WHG (Verschlechterungsverbot bezogen auf Oberflächenwasserkörper - OWK) sowie 
§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG (Verschlechterungsverbot bezogen auf Grundwasserkörper -
GWK) herausgegeben. 

Dia folgenden Auslegungs- und Anwendungsregelungen berücksichtigen die o. g. 
Entscheidungen. Ergänzend zu diesen Auslegungs- und Anwendungsregelungen 
können die entsprechenden Ausführungen der LAWA-Handlungsempfehlung (FN 1, 
Anlage 3) herangezogen werden, soweit diese nicl,t im Widerspruch zu diesen Voll­
zugshinweisen stehen_ Im Zweifel gelten ausschließlich diese Vollzugshinweise. Ins­
besondere im Hinblick auf die Aufgrund der laufooden Diskussien insbesendere im 
Rahmen Eier 8uAd Länder AFbeitsgemein&Ghaft Wasser (bAWA) zur Erarbeitung einer 
LAWA MaAtUungsempfehlung und der z. T. noch ausstehende Rechtsprechung des 
BVerwG2

• 
3 wird dieser Erlass, soweit erforderlich, ergänzt und fortgeschrieben. 

Der LOS obliegt es, die unteren Wasserbehörden zeitnah über die­
sen Erlass des SMUL zu unterrichten und sie bei der Umsetzung zu 
beraten. 

2 
z Zt. noch anhängig: Revision gegen Urteil des OVG Hclmburg vom 18.1.2013 (5 E 11/08 - Kraft­

werk Moorburg ). 
:i In dem Verfahren zur Elbvertiefung (BVerwG 7 A 2/15) wurde am 9.2.2017 das Urteil verkündet 
(u. a. kein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot), es ist nach nicht veröffentlicht. In der 
unter www.bverwq.de veröffentlichten Pressemitteilung Nr. 6/2017 z:u dem Urteil wird festgestellt: .,Das 
Vorhaben verstößt auch weder gegen cias wasserrechtliche Verschlechterungsverbot noch läuft es 
dem Verbesserungsgebot zJwider illlögliche Beeinträchtigungen der in erster Linie maßgeblichen 
biologischen Qualitätskomponenten sind nicht so gravierend, dass sie zu einer Verschlechterung im 
Sinne dei" RP.r.htsprP.chung des Gerichtshofs ::Jer Europäischen Union führen." 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017„ mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

Auslegung und Anwendung des Verschlechterungs­
verbots 

Hinweis: Die nachfolgende Gliederung kann als Checkliste für den Prüfungsablauf des Ver­
sch/echterungsverbots in einem Zulassungsverfahren dienen. Ein inhaltlich ähnliches Prü­
fungsschema - in Form eines Ablaufschemas - enthält auch die LAWA-Handlungsempfeh­
lung unter Nr. 4. 

1. Anwendungsbereich 

1.1 
Das wasserrecht/iche Verschlechterungsverbot gilt für alle wasserrechtlichen 
Zulussungsverfah ren. 

Der EuGH hat im Leitsatz 1 der Entscheidung vom 1. Juli 2015 ausdrücklfch festgestellt, 
dass das Verschlechterungsverbot dahin auszulegen ist, dass „vorbehaltlich der Gewährung 
einer Ausnahme [ ... J die Genehmigung für ein konkretes Vorhaben zu versagen [ist], wenn 
es eine Verschlechterung des Zustands[ ... ] verursachen kann". Danach handelt es sich bei 
den Bewirtschaftungszielen (u. a. dem Verschlechterungsverbot) um Anforderungen im Sin­
ne von § 3 Nr. 10 WHG, die als Voraussetzungen insbesondere für die Erteilung einer was­
serrechtlichen Erlaubnis (oder Bewilligung) nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG, einer wasserrecht­
lichen Anlagengenehmigung (z. B. nach § 36 Satz 1 WHG in Verbindung mit § 26 Abs. 2 
SächsWG nach § 60 Abs. 3 WHG oder § 55 Abs. 2 SächsWG), einer sonstigen wasser­
rechtlichen Genehmigung (z. B. im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz nach § 74 
Abs. 2 Satz 1 und 2 SächsWG in Verbindung mit § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG, nach § 76 Abs. 3 
Satz 1 bis 3 SächsWG) und einer Planfeststellung/Plangenehmigung nach§ 68 Abs. 3 Nr. 2 
WHG sowie einer Planfeststellung nach § 14 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 7 Satz 3 
WaStrG zu beachten sind. Das BVerwG hat in seiner Entscheidung vom 11. August 2016 
ausdrücklich festgestellt, dass es sich (auch) im Rahmen der Planfeststellung nach § 14 
WaStrG um zwingende Vorgaben handelt, die bei der Zulassung strikt zu beachten sind (Rn. 
160). 

1.2 
D,1s 1,va.1·serrechtl!ch2 Versch/echterung.;·verbot hc1t in der Hc,qel in wasserrecht· 

liehen Anv!igPverfahre11 keine !-lelevl1n"-, r:s sei denn es ,qibt im konkreten 1:'in­
zeifn ll o/fens1cn tl ich e A nho !t.sp 1.1 n Üe, dir. fli r P.i /11' wo.,·.rnrwirt;·ch uftlich reif: vcrn. 
te A r,5wirkun!J des Vorhaben,\' auf d=!n gcsam ten WK sprC'chcn. 

Maßnahmen, die zu nachteiligen Veränderungen des Gewässerzustands führen können, 
sind durch das WHG generell unter ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt gestellt, d. 
h. sie bedürfen einer wasserrechtlichen Zulassung. Daher spricht die Tatsache, dass ein 
Vorhaben nach dem WHG oder nach dem SächsWG nur dem Anzeigeverfahren unterliegt, 
grundsätzlich dafür, dass in der Regel keine erheblichen wasserwirtschaftlichen Beeinträch­
tigungen zu erwarten sind. Nur in atypischen Ausnahmefällen, in denen z. B. aufgrund spezi­
fischer Besonderheiten des konkreten Vorhabens oder der konkreten besonderen örtlichen 
Gegebenheiten bereits auf den ersten Blick hin konkrete Anhaltspunkte für eine erhebliche 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16J17.03.2017) 

Auswirkung in Bezug auf den gesamten WK erkennbar sind, erfolgt im Rahmen eines Anzei­
geverfahrens eine dezidierte Prüfung hinsichtlich des Verschlechterungsverbotes. 

In den Fällen, in denen im Rahmen des Anzeigeverfahrens von der zuständigen Wasserbe­
hörde zu prüfen ist, ob im konkreten Fall eine erhebliche wasserwirtschaftliche Beeinträchti­
gung zu besorgen ist (z. B. Benutzungen des Grundwassers ab einer Menge von mehr als 
2000 m3/a nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. J Erlaubnisfreiheits-Verordnung), führt diese Prü­
fung dazu, dass 

(1) entweder die erhebliche Beeinträchtigung ausgeschlossen werden kann und es da­
her bei der Anzeige bleiben kann (§ 2 Abs. 3 Satz 2 Erlaubnisfreiheits-Verordnung) 
oder 

(2) die erhebliche Beeinträchtigung nicht sicher ausgeschlossen werden kann, dann 
muss ein Zulassungsverfahren durchgeführt werden (§ 2 Abs. 3 Satz 1 Erlaubnisfrei­
heits-Verordnung). 

In den Fällen, in denen eine erhebliche Beeinträchtigung ausgeschlossen werden kann (1 ), 
kann damit inzident auch ein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot ausgeschlossen 
werden. Sofern im konkreten Fall diese Beeinträchtigung nicht von vornherein sicher ausge­
schlossen werden kann (2), ist eine vertiefte Prüfung, einschließlich des Verschlechterungs­
verbots ( s. o. Ziff. 1.1 ), im Rahmen eines Erlaubnisverfahrens erforderlich. 

L? 
Das was.,crrecht!ichr: Vcr-schhchterun95verhot gilt dar•·1hcr hinaus c.w ch für 
andere ii/frntlich-rechtlir:ht.' lu/asrnngsverfähn:n, soweit sie 1,v,1,1-sNrecht/iche 
Fntscheiduny<Jn unrfussen oder- ersetzen oder wasserrecht!iclie 1/orsr.:hr iften o/s 
so n .1 ti,g ~· öffc·n r. li;; h -r·ech t!i r.: he Vorsc h1·iftcn Zu.' a ssu ng svoru u sse r.t 1,1 ng s r n d. 

Darunter fallen z. B. 
- Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren nach §§ 72 ff. VwVfG, § 19 

Abs.1 WHG; 
- Erlaubnis auf Grundlage eines bergrechtlichen Betriebsplans nach§ 19 Abs. 2 WHG; 
- lmmissionsschutzrechtliche Anlagengenehmigung gemäß§ 13 BlmSchG: diese um-

fasst nur eine wasserrechtliche (Anlagen- oder lndirekteinfeiter-)Genehmigung, nicht 
eine wasserrechtliche Er1aubnis oder Bewilligung (für diese gilt Ziff. 1.1 ); 

- Baugenehmigungen nach §§ 59 ff. in Verbindung mit§ 72 Abs. 1 SächsBO. 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.1.2,2 

2. Wasserkörper-Bezogenheit und Ort der Beurteilung 

2, J 

Die wasserr~cht;liche,1 lh:qelung;rn des ßunJes- ulld des f.onJes re::hts, dir; cler 
Umsetzun,q de1· h"rl-W,ASserr:1hme11richtlin1e (WR!U) diencJJ, sind w/P. die 
W!?RL stets we1sserkörperh2;:09en. 

Sowohl der Bund als auch der Freistaat Sachsen verfolgen von Anfang an bis heute den 
Weg einer strikten 1 :1-Umsetzung der WRRL. Das wird sowohl in der vielfach wortwörtlichen 
Übernahme wie auch in zahlreichen Aussagen, Gesetzesbegründungen etc. deutlich und -
mit Ausnahme des OVG Hamburg4 

- nicht in Zweifel gezogen, Daher beziehen sich die be­
treffenden Regelungen, insbesondere §§ 27, 47 WHG sowie der der Oberflächengewässer-

4 OVG Hamburg. Urteil vom 18.1.2013 (5 E 11/08), RN 174 
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verordnung (OGewV)5 und der Grundwasserverordnung (GrwV)6
, auch stets auf den gesam­

ten Wasserkörper. 

Die strikte Ausrichtung der Prüfung und Beurteilung auf die abgegrenzten WK wird auch 
durch das BVerwG deutlich betont. So verweist das BVerwG in dem Urteil vom 11.08.2016 
auf seine Ausführungen im Hinweisbeschluss vom 11.07.2013, wonach die WRRL „eine Be­
wertung der Auswirkungen auf die verschiedenen Wasserkörper" verlangt, so dass eine U n­
tersuch ung, die „sich nicht mit der Abgrenzung der betroffenen Wasserkörper" deckt, zu be­
anstanden ist (Urteil vom 11.08.2016, Rn 163 mit Verweis auf Hinweisbeschluss vom 
11.07.2013, Az. 7 A 20/11, Rn. 65 ff.). 

22 
Du.1 wciss2rr1=chtllch:: Ver.w:h/cchtcnrngsvcrlrnt gilt für alle im Freistuu, Sucn · 
sc>n frst_qelegten Ohcr/lachenwusserkiirper (0 WK), d. h. fließende und stehende 
Gewdsscr, und Cirundwasserkörper (CWK). 
Oas heißt im Umkehrschluss, dass für alle andaen (;ewi:i--ser und Gewiiss-erteile, 
di!, /reinen ,·i,yent·n Wassr,·rkörper (MlKj IJilder11 die§§ 27 bis 31 WHG keine un-
1nitte/luue, eigenstrindige Anweridw1.9 /'ir1ri.~n. A11cli irr d iesen Fällen sind (nur) 
di'!- Auswirkungen auf festgelegte WK, mi!. Jenen diese „kleinen Gewdssl'r" in 
Verhinr.lung slehen, an den repräsentativen Messstellen .zu beurteilen. 

Die WK-Bezogenheit wird auch durch die Feststellung im EuGH-Urteil vom 4. Mai 2016 (Rz. 
64) bestätigt, danach gilt das Verschlechterungsverbot „für jeden Typ und damit für jeden 
Zustand eines Oberflächenwasserkörpers, für den ein Bewirtschaftungsplan erlassen wur­
de". Entsprechendes gilt für die GWK. 

Die OWK im Freistaat Sachsen sind nach § 3 in Verbindung mit Anlage 1 OGewV in den 
Bewirtschaftungsplänen für die Flussgebietseinheiten Elbe7 und Oder8 festgelegt. Gleiches 
gilt gemäß§ 2 Abs. 1 Nr. 1 GrwV für die GWK. 

Die Fundstellen zu den jeweils aktuellen Bewirtschaftungsplänen sind der Anlage 1 zu ent­
nehmen. 

Die Regelungen des WHG (sowie SächsWG, OGewV und GrwV), die der Umsetzung der 
WRRL dienen, sind stets wasserkörperbezogen, d. h. es ist die jeweilige Auswirkung auf den 
festgelegten WK an der/den festlegten und im Bewirtschaftungsplan ausgewiesenen reprä­
sentativen Messstelle(n)9 zu beurteilen. In SN gibt es keine „weißen Flecken", d. h. jedes 
Gewässer (gilt auch für Standgewässer), das keinen eigenen WK bildet, ist Teil eines (über­
geordneten) WK (in dessen Einzugsbereich es liegt); die Auswirkungen und mögliche Ver­
schlechterungen sind bezogen auf diesen (übergeordneten) WK zu beurteilen. ln diesen Fäl­
len hängt die Wahrscheinlichkeit und das Ausmaß, ob und wie sich das Vorhaben auf den 
Zustand des OWK auswirken kann, maßgeblich von der Entfernung zu der repräsentativen 
Messstelle des übergeordneten OWK, von der Größe des Einzugsgebietes des Kleingewäs­
sers im Verhältnis zum Gesamteinzugsgebiet des OWK und vom Zustand des OWK an den 
Messstellen ab. 

5 Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer (Oberflächengewässerverordnung -
OGewV) vom 20. Juni 2016 (BGBI I S. 1373), in der jeweils geltenden Fassung 
6 

Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung - GrwV) vom 9. No­
vember 2010 (BGBI. 1 S. 1513), in der jeweils geltenden Fassung 
7 Siehe Anlage 1 
6 Siehe Anlage 1 
9 In den OWK sind in der Regel jeweils 1 repräsentative Messstelle festgelegt. in den GWK sind re­
gelmäßig mehrere repräsentative Messstellen festgelegt (vgl. Ziff. 2.4) 
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Kleine Fließgewässer (bis zu einer Länge vom 500 m) sind nach§ 2 Abs. 1 Satz 1 WHG in 
Verbindung mit§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SächsWG von den Bestimmungen des WHG und des 
SächsWG ausgenommen, sofern sie von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung 
sind (widerlegbare gesetzliche Vermutung). Wirkt sich z. B. eine Einleitung in ein kleines 
Gewässer, das nach der widerlegbaren Vermutung von den wasserrechtlichen Vorschriften 
ausgenommen ist, wider Erwarten auf den übergeordneten WK insgesamt aus, wird die wi­
derlegbare Vermutung regelmäßig erschüttert sein, so dass eine wasserwirtschaftlich unter­
geordnete Bedeutung dieses Gewässers im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2 SächsWG nicht 
mehr angenommen werden kann. 

Ergänzend dazu, siehe LAWA-Handlungsen,pfehlung Nr. 2.1.2.1 
Hinweis: Satz 2 der These Nr. 3 (,.Auch wenn es sich ... anzulegen.") hat keine eigenständi­
ge Bedeutung und begründet keinen zusätzlichen Prüfungsschritt. 

2.3 
Moj.sgeb!icher Ort cier Beurteiiung ist ste,~.) die rP-präsencntive Mess.1·;'.e!if:! des 
Jr, wer!igP,n WK. 

Bestehen für eine repräsentative Messstelle mehrere Messpunkte oder Messstrecken für 
bewertungsrelevante Qualitätskomponenten (z. B. für Fische). die für die Beurteilung des 
Zustands des WK herangezogen werden. so gilt dies auch für die Beurteilung der Ver­
schlechterung. 

2A 
Flir GWK sind in der Rege! mehrere rcpräsentaUve ivfessste!hin fesl,yele!Jt. Für 
die ßeurleiluna sind u/le fcstgel~gten und im Bewirtschaf"tvn,qsp!crn ausgewi~­
.1·e11en repräsentativeil Yles.,·stclfon he1·un1:1.r1.il:!hen. 

In nahezu allen GWK sind mehrere repräsentative Messstellen festgelegt (Ausnahme: sehr 
kleine GWK) und nach den Maßgaben der §§ 4 und 7 GrwV für die Zustandsbewertung her­
anzuziehen, da zur Beurteilung des GWK-Zustands flächenhafte Aussagen getroffen werden 
müssen. Alle festgelegten Messstellen sind im Hinblick auf die Zustandsbewertung gleich­
wertig. Für die Annahme einer Verschlechterung reicht es aus, wenn an mindestens einer 
repräsonlati~on Messstelle eine Vorschlochtorung feststellbar bzw. zu oFWarton (Pregnoso) 
isb {zu Verschlechterung, s. u. 6.12 ff.] 

2.5 
LGlwl /Jc,qrenzte ßedntnichtigun,yen von C,ewässcrc1genschaften, di,? sich un 
Jer/dP.n jeweils reprdsentativen ,'vfessstelle(n} nicht nochwP-hen/messen lus.\· 11n, 
verstofsen daher ni::ht gegen du, 1/1>rschlechter·unysverh'Jt. da sie ~·rch gr!rnr.ie 
nicht ouf den ,q'..!samt8n lA'k oJer undere Viik uuswirhen. 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.1.3 
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3. Datenbereitstellung, Antragsverfahren 

3.1 
Alk Jiir 1,.//u Pn)Jiu,g ,•ru.i/s_11eblichen DutcJn liegen grundsät:dich im LfULG vor. 
Diese siiHI unverändert für dfe Beurteilung des A11s,qungszustandes zu verwr. ri­
Jen. l:.'iner neu1!n Fr·hf.hun,rJ durch den Vorl,ain·ntri.i,qerberlarf es nicht. 

Die Bewertungen und Einstufungen der einzelnen WK sowie der einzelnen Qualitätskompo­
nenten/Komponenten für den 2. Bewirtschaftungsplan können aus dem Internet bezogen 
werden, die entsprechenden Links sowie die zuständigen Ansprechpartner des LfULG sind 
der Anlage 2 zu entnehmen. Die der Bewertung und Einstufung der einzelnen WK zugrunde 
liegenden Daten werden beim LfULG gesammelt und verwaltet. Diese Daten können über 
den CIRCA-Server der sächsischen Landesverwaltung (www.circa.sachsen.de) von den zu­
ständigen Wasserbehörden abgerufen werden. Sie werden den Vorhabensträgern auf An­
frage zur Verfügung gestellt. Sind darüber hinaus Informationen erforderlich, sind diese di­
rekt beim LfULG über die angegebenen Ansprechpartner anzufordern. 

Der Vorhabenträger hat die Daten vom LfULG so zu übernehmen, wie sie dort vorliegen, und 
kann nicht von den Wasserbehörden verlangen, dass weitere Datenerhebungen vorgenom­
men werden (Gedanke des§ 74 Abs. 6 SächsWG). 

3,2 
Sow:Jit es sich um ein Antrugverfahren handelt:. obUe,qt es dem Vorhabenträge1·, 
die zur Hr:L1rtei/un,4 ller Zulao:sungsfähiy/.:eit seine5 Vorhabens erforderlichen 
Daten und iVo.chweise volistdntfig seinem A1Jtrcry be1zufiigen. !1i 8e7.ug auf Jus 
Vr.r<;eh!t1r:hterungsvcrhot umfasst das nuch ci [e Ooten und Nachwf.: ise, d ie :cur 
Beu!'t:eiiuny möglicher Ausnahmetatbestände (§ 31 Ahs. 1 und 2 WIIG) erfor­
derlich sind. 

Bei wasserrechtlichen Zulassungsverfahren handelt es sich um Antragsverfahren (vgl. auch 
§ 113 SächsWG). Es obliegt daher dem Vorhabenträger, die zur Beurteilung seines Vorha­
bens erforderlichen und beim LfULG vor1iegenden Daten aus dem Internet zu beziehen bzw. 
anzufordern (s.o. unter 3.1). Darauf hat die zuständige Wasserbehörde den Vorhabenträger 
hinzuweisen sowie ihm die auf dem CIRCA-Server der sächsischen Landesverwaltung für 
den jeweiligen WK vorhandenen Daten auf Anfrage zur Verfügung zu stellen. Das LfULG als 
besondere Wasserbehörde ist zur Bereitstellung der dort vorliegenden Daten verpflichtet. 
Sofern zur Beurteilung und zum Nachweis möglicher Ausnahmetatbestände weitere Daten 
erforderlich sind, obliegt es dem Vorhabenträger diese auf seine Kosten zu ermitteln und 
beizubringen. 

3.3 
frfo((]te eurnporecht/,che und sonstige vnrgeschaltete Prii/un9en sind z1.1 he­
riicl<sichii_g1:n, J h. 111.1besu11dere in Reuig auf die i',1r1ßnahmer1, die in Hochw us· 
ser-Risiknrt1ar1ugf:!nie11tpfänen nach § 75 Wl!G oder in dF111 Mofsrwlirnenp ro· 
yramrr1en nudJ § 82 WHG festgelegt sind, .\'im) J(e iJr.:te rls vorlir.:yenden Priijer­
grhnissl! i11 A/Jhringigl,eit vom jew2J/1gcr1 Xrml<r~ti.1,1 erungs9rnd im Rahmen der 
Pn'ifu11g des Verscli!er:hterun,qsvcrbots zu herück.,ichtig~n (1/"rrneidung FGn 

D,Jpp c I pnJfu ngc '1 u II d w ide 1"5J! r:Jr:h 11 c her Pri1Je rge hn rsse). 

Handelt es sich bei dem Vorhaben um eine Maßnahme, die im geltenden Maßnahmenpro­
qramm für den betreffenden WK gemäß § 82 Abs. 1 Satz 1 WHG als Maßnahme zur Errei­
chung der Bewirtschaftungsziele, insbesondere des Zielerreichungsgebots, festgelegt wor-
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den ist (z. B. Beseitigung eines Querbauwerkes gemäß Nr . . . des LAWA-BLANO­
Maßnahmenkatalogs), ist diese Grundsatzentscheidung und -feststellung auch bei folgen­
den Zulassungsprüfung für das Vorhaben zugrunde zu legen. Es ist auf Widerspruchsfreiheit 
zu verbindlichen Planungen und Programmen zu achten. So würde es einen Wertungswider­
spruch darstellen, wenn im Rahmen der Vorhabenprüfung festgestellt werden würde, dass 
dieses Vorhaben, ohne dass zwischenzeitlich erhebliche entscheidungsrelevante Verände­
rungen eingetreten sind oder geltend gemacht worden sind, g~en das Bewirtschaftungsziel 
Verschlechterungsverbot verstoßen würde. 

Handelt es sich bei dem Vorhaben um eine Hochwasserschutzmaßnahme, die in einem 
Hochwasserschutz-Risikomanagementotan (darunter fallen auch die gemäß § 75 Abs. 6 
Satz 2 WHG in Verbindung mit § 71 Abs. 1 SächsWG fortgeltenden Hochwasserschutzkon­
zepte) ats Maßnahme zur Erreichung der Ziele nach§ 75 Abs. 2 WHG festgelegt worden ist, 
sind die Ergebnisse der im Rahmen der Aufnahme dieser Maßnahme in den Hochwasser­
schutz-Risikomanagementplan/HWSK erfolgten Abwägung mit den wasserwirtschaftlichen 
Anforderungen (insbesondere den Gewässerzustand betreffend) bei der Prüfung des Ver­
schlechterungsverbots, einschließlich der Ausnahmen, zu berücksichtigen. 

Zwar erfolgt diese Prüfung auf Planungsebene naturgemäß mit einem wesentlich höheren 
Abstraktionsgrad als auf Ebene der Zulassungsentscheidung über das konkrete Vorhaben, 
jedoch können einzelne Tatbestandsvoraussetzungen!Anforderungen/Prüfschritte bereits auf 
Planungsebene - zumindest in den Grundsätzen - erfolgen (z. B. Interessenabwägung im 
Sinne des § 31 Abs. 2 Nr. 2 und 3 WHG), so dass diese Prüfergebnisse im weiteren Zulas­
sungsverfahren zu berücksichtigen sind. 

Im Übrigen ist bei Hochwasserschutzmaßnahmen, die in einem Hochwasserschutz­
Risikomanagementplan festgelegt worden sind, die überragende Bedeutung des Hochwas­
serschutzes im Rahmen der Zulassung einer Ausnahme nach § 31 Abs. 2 WHG (s. u. Ziff. 
10 b) cc) oder bei der Festlegung eines abweichenden Bewirtschaftungsziels nach § 30 
WHG besonders zu berücksichtigen. 

4. Beschreibung des Vorhabens und der möglichen Auswirkungen 

4·. l 
J n de,• A nJ.:[Qfil_.t.lnkdQ~.!l. m ü. s ;-c n 

• clus Vr,rlw!Jen h;nlicht/r,:h 51::tine.1 S/.nndorts und J)imerrsiunierung, 1n sei­
ner baulichen unä CP.chr1isch1;n Au.;;ge',taltung und Durchführung .rnwie 
sr;/11c'n1 techni~·chen Bt!tn'eh und Ftrnl<tiunsweise 

• und se ine mägl,cher, /\uswirlwn(J.!lll. ouf d1e hewt:rrvn,qsre/e\'U'I tr::n (Quo/i -­
täts·)Komrl(,nentr{n rfrr br'tnJ/J".111en W!( {1ir die maf{qr1h/i;_;hcn 7u,·tände 
{Umsic'tzung de, \/1,rhahcns, R:1/,ri!,h) im V,~ry!&ic/1 zum lst-1/,ustnnJ 

so iwni<rel und !1mfasscnd /;esc:hrir:ben vverden, c/us,· di,! f'riJfiin.:] und Beurt,!i­
luny der /1.,1s1,,1,·irkur1,qrcn illÖ,C/lich 1st. 
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5. Beschreibung der vom Vorhaben betroffenen OWK / GWK 
- Ausgangszustand 

a) Identifizierung der betroffenen WK 

S 1 
11/s bl:tmt{e,w WK werdf'n grundsätzlich u/ie WK eingestuft, für welr:h~ d ie' 
ivfö,q!ichke1t nachteiliger Auswfrkun,yen nicht von der fianrl /.IA t11eisen ist. 

Neben dem WK, an bzw. in dem das Vorhaben ausgeführt wird, können auch weitere WK 
von dem Vorhaben betroffen sein. Zur Feststellung dieser weiteren von dem Vorhaben be­
troffenen WK sind auch die 

• direkten Fernwirkungen des Vorhabens auf andere WK (z. B. durch stoffliche Einträ­
ge) und 

• indirekten Fernwirkungen des Vorhabens auf andere WK (z. B. durch Abwanderung 
von Fischpopulationen) 

zu berücksichtigen. 

b) Beschreibung der betroffenen WK 

Die Beschreibung der WK hat - in Abhängigkeit vom konkreten Fall und nach Maßgabe der 
zuständigen Behörde - grundsätzlich foliende Angaben zu erhalten, die - soweit möglich -
dem geltenden Bewirtschaftungsplan1 zu entnehmen sind: 

aa) OWK 

• Name und Bezeichnung (EU-Code) 
• Flussgebietseinheit/Koordinierungsraum/Bearbeitungsgebiet (jeweils mit Code und Na-

me) 
• Lage 
• Gewässertyp 
• Gewässerkategorie (natürlich, erheblich verändert oder künstlich) 
• Größe des OWK (Eigeneinzugsgebiet, Fließlänge, Mittlerer Niedrigwasserabfluss 

(MNQ), hydrologische Kennwerte) 
• Einstufung des OWK mit Angaben zu den bewertungsrerevanten biologischen Quali­

tätskomponenten und flussgebietsspezifischen Schadstoffen sowie zu den unterstüt­
zenden Qualitätskomponenten aus dem geltenden Bewirtschaftungsplan 

• Beschreibung des geltenden Bewirtschaftungsziels (einschließlich der Frist), falls im 
geltenden Bewirtschaftungsplan für den OWK ein weniger strenges Bewirtschaf­
tungsziel nach§ 30 WHG oder eine abweichende Frist nach § 29 Abs. 2 WHG fest• 
gelegt wurde 

• Beschreibung der Ausnahmen nach§ 31 Abs. 1 und 2 WHG, falls für den WK in der 
Vergangenheit bereits in Anspruch genommen 

• Einstufung des ökologischen Zustands/Potenzials und des chemischen Zustands 
nach geltendem Bewirtschaftungsplan einschließlich der Werte der bewertungsrele­
vanten Komponenten 11 

• Konkrete Lage des Vorhabens 

10 Siehe FN 5 und 6 
11 Vgl. Ziff. 6 a) 
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bb) GWK 

• Name und Bezeichnung (EU-Code) 
• FlussgebietseinheiUKoordinierungsraum/Bearbeitungsgebiet üeweils mit Code und 

Name) 
• Lage und Grenze 
• Größe des GWK 
• Einstufung des GWK mit Angaben zu den bewertungsrelevanten Komponenten aus 

dem geltenden Bewirtschaftungsplan 
• Beschreibung des geltenden Bewirtschaftungsziels (einschließlich der Frist), falls im 

geltenden Bewirtschaftungsplan für den GWK ein weniger strenges Bewirtschaf­
tungsziel nach§ 47 Abs. 3 Satz 2, § 30 WHG oder eine abweichende Frist nach§ 47 
Abs. 2, § 29 Abs. 2 WHG festgelegt wurde 

• Beschreibung der Ausnahmen nach § 47 Abs. 3 Satz 1, § 31 Abs. 1 und 2 WHG, falls 
für den GWK rn der Vergangenheit bereits in Anspruch genommen 

• Einstufung des chemischen und des mengenmäßigen Zustands nach geltendem Be­
wirtschaftungsplan einschließlich der Werte der bewertungsrelevanten Komponen­
ten12 

• Konkrete Lage des Vorhabens 

c) Maßgeblicher Ausgangszustand 

5.2 
Maßgcr1lich fiir die Priifung, niJ e;ne 1!en·,;h/e-::hterun9 rn erwarten ist, ist 
gnu1dsätziich der Zustond des WK, wie er in dem zum Zeicpr,nkt der Prüfung 
geltenden Bewirtschaftun_cJspian dukumenticrt ist. Suweit jedoch neuere 'ßlli.: 
li ierte Dut.en/ Erkl'nn tnisse vurlicy::n, Insbesondere im H11 twurf des fol,gende11 
Rewirtschr1ft1.rnyspfuns n'.1ch :5 83 Ahs. 4 Sut7 1 Nr. 3 WHG, sind diese ergän~end 
heronzuziehen_ 

Dass der im Bewirtschaftungsplan dokumentlerte Zustand für die Beurteilung einer Ver­
schlechterung maßgeblich ist, ergibt sich unter anderem aus der Feststellung des EuGH im 
Urteil vom 4. Mai 2016 in Rz. 49: 
nUm die Vereinbarkeit des Bescheids [gemeint ist die Zulassung des Vorhabens] mit den 
Bestimmungen der Richtlinie 2000/60 zu beurteilen, ist darauf hinzuweisen, dass die Ver­
pflichtungen nach Art. 4 dieser Richtlinie als solche {u. a. das Verschlechterungsverbot] erst 
seit dem 22. Dezember 2009, dem Zeitpunkt des Ablaufs der den Mitgliedstaaten nach 
Art.13 Abs. 6 der Richtlinie für die Veröffentlichung der Bewirtschaftungspläne für die Ein­
zugsgebiete eingeräumten Frist, unmittelbar anwendbar sind ... ". 

Ergänzend zum aktuellen Bewirtschaftungsplan sind die Hintergrunddokumente des LfULG13 

(insbesondere die sächsischen Beiträge zum Bewirtschaftungsplan) heranzuziehen. 

Darüber hinaus können neuere Daten nur herangezogen werden, sofern sie bereits validiert 
und dementsprechend dem Bewirtschaftungsplan vergleichbar gesichert und plausibilisiert 
sind. Darunter fallen insbesondere: 

• Zustand des WK, wie er im aktuellen Entwurf des nächsten Bewirtschaftungs­
plans (§ 83 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 WHG) dokumentiert ist; 

12 Vgl. Ziff. 6 b) 
13 Siehe Anlage 2 
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• Aktuelle Daten der Überwachung/Monitoring nach WRRL (überblicksweise und 
operative Überwachung sowie Überwachung zu Ermittlungszwecken), soweit diese 
bereits Im Sinne einer Neubewertung des WK validiert sind (ist im Einzelfall vom 
LfULG zu erfragen); 

• Sonstige bei der Wasserbehörde vorliegende Daten und gesicherte Erkenntnisse der 
Wasserbehörde (d. h. validierte, gesicherte Prognosen über zwischenzeitliche andere 
genehmigte oder durchgeführte Vorhaben) müssen dem Vorhabenträger von der 
Wasserbehörde zur Verfügung gestellt werden. 

!;rgänzend dazu, siehe LAWA-Handlungsernpfel,lung Nr. 2.1.4 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Sland: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfeh/ung vom 16./17.03.2017) 

6. Prüfungs-(bewertungs-)relevante (Qualitäts-)Komponenten und 
Maßstab für Verschlechterung (nach EuGH-Rechtsprechung) 

a) Bei OWK 

aa) Verschlechterung des ökologischen Zustands/Potenzials eines 
OWK 

Für die Beschreibung und Beurteilung des ökologischen Zustands/Potenzials eines OWK 
sind folgende Kriterien/Merkmale zu unterscheiden: 

(1) Biologische QK: maßgebend für Einstufung ökologischer Zustand OWK 
• bewertungsrelevant 
s. u. 6.1, 6.2 

Qualitätskorn- Parameter F 
oonente 
Phytoplankton Artenzusam- X 

(PP) mensetzung, 
Biomasse 

Makrophyten/ Artenzusam- X 

Phytobenthos mensetzung, 
(MP) Artenhäufü::ikeit 
Benthische Artenzusam- X 

wirbellose Fau- mensetzung, 
na (MZB) Artenhäufigkeit 
Fischfauna Artenzusam- X 
(FISH) mensetzung, 

Arten häufig-
keit, Alters-
struktur 
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s Einteilung 

X S Klassen 
(Anlage 4 Tab. 1 bis 6 
OGewV) 

)t 

Durch lnterkalibrierung 
Werte für Grenzen sehr 

X gut/ gut 
und 
gut/ mäßig 

X (Anlage 5 OGewV) 

Die übrigen Grenzen sind 
in Anlage 4 Tab. 1 
OGewV nur verbal um-
schrieben und sind daher 
mangels anderweitiger 
Festsetzung grds. im 
Einzelfall aus RaKon Teil 
A und Teil B Arbeitspapier 
III abzuleiten 

F = Flüsse 
S = Seen 

Rechtliche Regelung 

§ 5 Abs. 4 Satz 1 OGewV. 
Anlage 3 Nr. 1, Anlage 4 
OGewV 



Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

(2) Chemische QK: (eingeschränkt) maßgebend für Einstufung ökologischer 
Zustand OWK • bewartungsrelevant 
s. u. 6.4 bis 6.6 

Flussgebietsspezifischer UQN F 
Schadstoff 

s Einteilung Rechtliche Regelung 

{nach OGewV2011: 162 als JD- X )( UQN eingehalten • § 5 Abs. 5 OGewV 
Schadstoffe, jetzt: 67) UQN,z. gut Anlage 3 Nr. 3.1, 

T.auch Anlage 6 OGewV 
als ZHK- UQN nicht eingehalten 
UQN • nicht gut • (eingeschränkt) maßge-

UQN in Anl. 6 OGewV 
bend für Einstufung des 
ökologischen Zustands: 
wenn mind. 1 UON über-
schritten, Zusland höchs-
tens „mäßia" 

(3) Hydromorphologische QK: unterstützend für die Bewertung der 
biologischen QK • nicht bewertungsrelevant 
s. u. 6.3 

QK Parameter F s Einteilung Rechtliche Reaeluna 
Wasser Abfluss und X Verbale Umschreibung in Anla- § 5 Abs. 4 Satz 2, 
serhaus Abflussdvnamik ge 4 Tab. 1 bis 6 OGewV Anlage 3 Nr. 2 OGewV 
haus- Verbindung zu X X 
halt GWK • unterstützend für die 

Wasser- X Bewertung der biologischen 
standsdvnamik OK 
Wassererneue- X 
rungszeit 

Durch- X 

gängig-
keit 
Mor- Tiefen- und X 

pholo- Breitenvariation 
gie Tiefenvariation X 

Struktur und X 

Substrat des 
Bodens 
Menge, Struktur X 

und Substrat 
des Bodens 
Struktur der X X 

Uferzone 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

(4) Allgemeine physikalisch-chemische QK: unterstützend für die Bewertung 
der biologischen QK • nicht bewertungsrelevant 
s. u. 6.3 

Quali- Parameter F s Einteilung Rechtliche Regelung 
täts• 
kom-
ponen-
te 
Sichttie- Sichttiefe X Anlage 7: Werte für Abgrenzung § 5 Abs. 4 Satz 2 
fe sehr guter/ guter Zustand bzw. Anl. 3 Nr. 3.2 
Tempe- Wassertempera- X X Potenzial Anlage 7 OGewV 
ratur- tur Nr. 1 Anforderungen an den 
verhält- sehr guten Zustand • unterstützend für die 
nisse Nr. 2 Anforderungen an den Bewertung der biologischen 
Sauer- Sauerstoffoehalt X X guten Zus1and QK 
stoff- Sauers toff sä tti- X X 
haus- gung 
halt TOC X 

BSB X Im Übrigen verbale Umschrei-
Eisen X bung in Anlage 4 OGewV Tab. 1 

Salz- Chlorid X X bis Tab. 6 
gehalt Leitfähigkeit bei X 

25C 
Sulfat X 

Ver- PH-Wert X X 

saue- Säurekapazität X X 
rungs-
zustand 
Nähr- Gesamtphos- X X 

stoffver ohor 
hälblis- Ortho-Phosphat- X X 
se Phosohor 

Gesamtstickstoff X X 

Nitrat•Stickstoff X X 

Ammonium• X X 
Stickstoff 
Ammoniak- X 

Stickstoff 
Nitrit-Stickstoff X 

Entsprechend der in Anhang V WRRL festgelegten und in § 5 Abs. 4 und 5 OGewV umge­
setzten Rechtswirkung der einzelnen Qualitätskomponentengruppen gilt 

(i 1 
t:ine h'r.1·ch!P.ci1teruny iiegt vor, werrn sich die! Zustands/<fasse mincle.,tens einer 
fl!J1..logi,1"J;,he11 Quuiilötsiccmponeni.:e v1:,schlech rert. 

6.2 
ß e I lli.J> !o.cLill.LWJ. ()u a ii U:i tslwm ro ru-m .'.f!n, dir /! e re i rs in d c r sei! i:: c h tcs te n Zu -
stonu1·f<lu•;se sind, is/ ;e:Je wellere ney,1rive Veränderuny (siehP. äa?u rJll!.-fl f,'1,st­

/pg11nq 6.17) '?in:: Versch!l'chterung. 

6 .) 

l\/ c/jl.l ( i ve Ve rii _,1 de n.r '),G f' n e / r. er bJ'J r ,Jfrl •!.I.[.!11..!./ltJg l)i...~-:ll.J~n. /J lf tJ r Ci /l er rrU.uem e 111 !ilL 

12/.JJ!,"> I 1<11/1 ,·d r -,;h e,1115-t.:_Lli'll. !J u c: ! i tö ts/.:n m i>•J r; e 1·; tt' werden u .' 1 tc' rst ü /,; e n r! irn ,q u h -
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
jStand: 3. März 2017* mit Bezugnahme aL.f LAWA-Hancflungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

men der Pro,qnose 7.1,ir !1bschätxu11_q der;) uswirlwn9en eines Vo r/Jahcns auf die 
biologischen (jua!itätsko111pone11tet1 herangezogen. Eine Versc/1/echterung liegt 
nur vor, wenn diese negative Veränderung zu einer Verschlechterung der Zu-­
standskiasse n,iridesten„ einer hinloyischen QualiUitskomponente führt. 

Im Urteil vom 4. Mai 2016 (Rechtssache C-346/14) stellt der EuGH unter Rz. 57 und 58 fest, 
dass der Zustand, für den die Pflicht zur Verhinderung der Verschlechterung gilt, .,gemäß 
den ökologischen Qualitätsquotienten bestimmt [werde], die für jede Kategorie von Oberflä­
chengewässern auf einer fünfstufigen Skala mittels eines diese verschiedenen Klassen tren­
nenden Grenzwerts der biologischen Qualitätskomponenten, nämlich ,sehr gut', ,gut', ,mä­
ßig', ,unbefriedigend' und ,schlecht' verteilt werden". 

Gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 OGewV sind die biologischen Qualitätskomponenten (aufgeführt 
in Anlage 3 Nr. 1 der OGewV) maßgebend für die Einstufung des ökologischen Zustands 
und damit bewertungsrelevant. 

Ergänzend z:u den „biologischen Qualitätskomponenten·• , siehe LAWA-Handlungs­
empfehlung Nr. 2.2.1.1 

Im Unterschied dazu sind gemäß§ 5 Abs. 4 Satz 2 OGewV die hydromorphologlschen 
Qualitätskomponenten (aufgeführt in Anlage 3 Nr. 2 der OGewV) sowie die allgemeinen 
physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten (aufgeführt in Anlage 3 Nr. 3.2 der 
OGewV) ~bei der Bewertung der biologischen Qualitätskomponenten" nur „zur Einstufung 
unterstützend heranzuziehen". Somit kommt diesen Qualitätskomponentengruppen sowohl 
bei der Einstufung wie auch bei der Beurteilung einer Verschlechterung keine eigenständige 
Bewertungsrelevanz zu. 

Entsprechend der Ausgestaltung als unterstützende Parameter stellt die Verschlechterung 
einer Zustandsklasse einer hydromorphologischen oder einer allgemeinen physikalisch­
chemischen Qualitätskomponente ein Indiz dafür dar, dass sich diese Maßnahme auch 
nachteilig auf eine biologische Qualitätskomponente auswirken kann, und erfordert daher im 
Rahmen der Prognoseentscheidung eine fundierte Prüfung und Begründung. 

Ergänzend z;u den „hydromorpholoq1schen und allgemeinen physikalisch-chemischen Quali­
tätskomponenten··, siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.2.1.2 

6. 1l 

Eine Verschi':'chterun,a des ,ikcJiogisr:hen Z1.1slands lieyt hei (H'li/( \l(Jr, wenn in­
fu l '.J e e i 11 rJ s V.'.) r /rn b c: n ,- e in e Um w e l trJ 1,1 o II [ ä t s n o r m ( U Q ;V) (:'J r e in e n illL>~lJ.!l..:. 
l>L~.ti!~~J}.I!?. if'isch en S,:h<J.1!..i.W./l ( /2 n / a,qe 6 0 Ce w V) li h e r'>c h, 11/.,m w I rd. 

6,5 

Eillr: Verschlcchtenu1y /;egl auch rlonn ViV, wc:1111 he:i einpr herc1ts üherschrir­
te n er, 1/ (2 ;\i r! in e., [! U.'üfl.1_:../?.J e l,,;is.p_e/.t[i.,·ch e n Se il rJ.Ji..J.1&1Z:.i. e i ri e 1< on,:e n tra tio n :ie rh o­
/: u 11.r1 Pint,•-itt odf.:r >1ehen dner !H!,'·eit., iihP.rschrittcnen IJ()N die Ou erschreitung 
der /JQ:'V eines U'1d2ren jluss_g,..?hietss.nni/'iscl!cn Scharlstojfs· nr.u /Jinz til:ritt. 

6 6 
I<c:.'ne lier,ch.1,,,:hter,u,g liegt vor, wcn,1 sich xv,ur Jr:r \tV<.;T/ {1ir einen j'luss~J.ll.~ 
b.1.eJ~,r1 <,·~Jl_1i,.JJ. r;_n _;i c:llJLdft.J..JiJ:. :! r n ,i h t; d: e U Q 1V a her n oc /) 11 ic /J::: U IJ e nc h r itten 
wi'·rd. 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017" mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

Ergänzend zu den .,ill1ssgeb1etssoez11ischen Schadstoffe1l.'.., siehe LAWA~Handlun9.§:: 
er!).Qfehlung Nr. 2.2.1 3 - Auffassung ·1 
Hinweis: Das SMUL vertritt die in der LA WA-Handlungsempfehlung unter Auffassung 1 dar­
gestellte Rechtsauffassung. 

bb) Verschlechterung des chemischen Zustands eines OWK 

Maßgebend für die Einstufung und Bewertung des chemischen Zustands eines OWK sind: 

Qualitäts- Qualitäts kom- Parameter Elntellung Rechtswirkung 
komponen- ponente 
tem:1ruooa 

Schadstoffe Prioritäre Stoffe Stoffe nach Anlage 2 Klassen § 6 iVm Anlage 8 
8 Tabelle 1 OGewV 

,,bestimmte ande- Stoffe nach Anlage UQN + • gut 
re Schadstoffe" 8 Tabelle 2 UQN - • nicht • maßgebend für 

gut Einstufung des chemi-
(einschl. Nitrat) sehen Zustands: wenn 

idR als JD-UQN mind. 1 UQN über-
und ZHK-UQN schritten, Zustand 

.nicht aut" 

6. 7 
Eine Versch!echt11run_q Jes 1:hemischeri 7,ustands eines OWK liegt vor, wenn in· 
fo/_'-:/e dP.s Vorhubens eint! /Jmweltc(IJC1/itätsr)l)rm (ll(!N) für einen Stoff nach An­
luge 8 Tube//e 1 od<:'r 2 OGew\/ üherschrilten wirrl. 111/ird fr'ir d:,n h,,tre/Jenden 
Stoff die U(),N s~!wuh! für Jen ]crhresdurchschnitt (qP./,ennzelchnct als JD-U(Jtv) 
wie nuch u!,· 7u/ciss1ge Höchsdrnnuntratinn (gßkennH1chner als 7.!{f(-UQrV) 
festgelegt, dunr stellt bereits die Uberschreituug eint-'r der beiden UQN ei,rn 
Vf:!rsr:h/P-chterun,c; dar. 

Die Aussagen des EuGH-Urteils vom 1.7.2015 im Leitsatz 2 werden bezogen auf den che­
mischen Zustand eines OWK sinngemäß angewandt, indem jeder bewertungsrelevante 
Schadstoff (nach Anlage 8 Tabelle 1 und 2 OGewV) einer biologischen Qualitätskomponente 
entspricht. 

6.8 
Keine Verschlechterung liegt vur, wenn sich zwur der Wert für einen Schadstoff 
erhöht, die UQN aber noch nicht überschritten wird. 

Das bedeutet, dass die sog. "Auffüllung" keinen Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot 
darstellt. Allerdings ist in diesen Fällen insbesondere das Zielerreichungsgebot (u. a. mit Ri­
sikobewertung und Trendanalyse) zu beachten. 

6.9 
Hei Schadstoffen, deren UQ,-V here,'ts ühr:rsr:hrirten ist, stel/r. j«c/2 Wc?itcre 
(11'1esshcrr,1) Ko,1zentrationserhöhunq [sieh~ cluzu u11ch 5.17) eine Vrrsch/echtf' 
,·uny dar. 

Schadstoffe, bei denen mindestens eine UQN (JD-UQN oder ZHK-UQN) überschritten ist, 
sind bereits in der schlechtesten Klasse eingestuft. Damit gilt entsprechend Leitsatz 2 des 
EuGH-Urteils vom 1.7.2015 wie für die biologischen Qualitätskomponente, dass jede weitere 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

negative Veränderung, d. h. hier jede weitere Konzentrationserhöhung, eine Verschlechte­
rung darstellt. Allerdings muss auch hier im Hinblick auf den allgemeinen, verfassungs- und 
unionsrechtlich verankerten Verhältnismäßigkeitsgrundsatz die Konzentrationserhöhung (an 
der repräsentativen Messstelle) zumindest messbar sein. Außerdem sind die zwar mess­
technisch gerade noch nachweisbaren Veränderungen, die aber ohne jede tatsächliche 
Auswirkung bleiben, als unerheblich, da außerhalb des Schutzberaichs der Norm liegend, zu 
beurteilen (s. u. 6.17). 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.2.2 

Seite 19 von 34 



Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2011• mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16.117 .03.2017) 

b) Bei GWK 

Das EuGH-Urteil vom 1.7.2016 trifft zwar keine Aussage zur Beurteilung der Verschlechte­
rung bei GWK, was aber dem zugrundeliegende Vorabentscheidungsersuchen des BVerwG 
und dessen Vorlagefragen geschuldet ist. Die Aussagen des Leitsatzes 2 können allerdings 
sinngemäß auch auf die Bewertung von GWK übertragen werden. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass bereits die Terminologie in Anhang V der WRRL für die Einstufung und Be­
wertung einerseits für OWK (Anhang V Nr. 1.1 WRRL) und andererseits für GWK (Anhang V 
Nr. 2.1 und 2.3 WRRL) uneinheitlich und schwer vergleichbar ist. 

Ergänzend dazu. siehe LAVVA-Handlunqsernpfehlung Nr. 2.3.1 

aa) Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands eines GWK 

Maßgebend für die Einstufung und Bewertung des mengenmäßigen Zustands eines GWK 
sind: 

Komoonente Teilkomoonenle Kriterien Rechtliche Regelung 
Die Entwicklung der Grundwasser- § 4 Abs. 2 Nr. 1 GrwV 

Grundwasser- Wasserbilanz stände oder Quellschüttungen zeigt, 
spiegel dass die langfristige mittlere jährliche 

Grundwasserentnahme das nutzbare 
Grundwasserdamebot nicht übersteiot 
Durch menschliche Tätigkeiten beding- § 4 Abs. 2 Nr. 2 a) 

Mit dem Grund- te Änderungen des Grundwasserstan- GrwV 
wasserkörper in des führen zukünftig nicht dazu, dass 
hydraulischer die Bewirtschaftungsziele nach§§ 27 
Verbindung ste- und 47 WHG für die Oberflächenge-
hende Oberflä- wässer. die mit dem Grundwasserkör-
chengewässer per in hydraulischer Verbindung ste-

hen, verfehlt werden 
Durch menschliche Htigkeiten beding- § 4 Abs. 2 Nr. 2 b) 
te Änderungen des Grundwasserstan- GrwV 
des führen zukünftig nicht dazu, dass 
sich der Zustand dieser Oberflächen-
gewässer signifikant verschlechtert 
Durch menschliche Tätigkeiten beding- § 4 Abs. 2 Nr. 2 c) 

Grundwasserab- te Änderungen des Grundwasserstan- GrwV 
hängige des führen zukünftig nicht dazu, dass 
Landökosysteme Landökosysteme, die direkt vom 

Grundwasserkörper abhängig sind, 
sianifikant aeschädiat werden 
Durch menschliche Tätigkeiten beding- § 4 Abs. 2 Nr. 2 d) 

Intrusionen te Änderungen des Grundwasserstan- GrwV 
des führen zukünftig nicht dazu, dass 
das Grundwasser durch Zustrom von 
Salzwasser oder anderen Schadstof-
fen infolge räumlich und zeitlich be-
grenzter Änderungen der Grundwas-
serfließrichtung nachteilig verändert 
wird. 
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6.10 

Vorläuflge Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03. 2017) 

Bei der Prüfunr; der Verschlechterun,q Jes mengenmäßigen Zzistunds eine:; GWK 
Ist die Auswirkung eines Vorhabens auf" Jede~· in § 4 Abs. 2 Nr. 1 und Nr, 2 
Buchst. a) bis d) GrwV uujgeführte !(riterium zu priifen. 

Zu § 4 Abs. 2 Nr. 2 a) und b) GrwV: 
Hinsichtlich der hydraulischen Verbindung zwischen GWK und OWK wurde für den Freistaat 
Sachsen festgestellt, dass alle OWK mit dem Grundwasser in hydraulischer Verbindung ste­
hen. 
Die sächsischen Wasserhaushaltsdaten sind im Internet unter 
www.wasserhalJshaltsportal.sachsen.de in Verbindung mit ~Stammdaten und Geometrien 
der Grundwasserkörper nach WRRL" (s. Anlage 2) verfügbar. 

Zu§ 4 Abs. 2 Nr. 2 c) GrwV: 
Es sind insbesondere die Auswirkungen auf ökologisch oder sozioökonomisch bedeutende, 
grundwasserabhängige Landökosysteme zu prüfen, das heißt insbesondere 

- nach europäischem Recht ausgewiesene FFH- und Vogelschutzgebiete, 
- nach deutschem Naturschutzrecht ausgewiesene Schutzgebiete und nach § 30 

BNatSchG gesetzlich geschützte Biotope, 
- als Kulturgüter ausgewiesene Gebiete (z. B. Wässerwiesen), 

vgl. die .Handlungsempfehlungen zur Berücksichtigung grundwasserabhängiger Landöko­
systeme bei der Risikoanalyse und Zustandsbewertung der Grundwasserkörper'' (LAWA 
201 2)14 

6. l1 
Eine Versch/er:htcrnng des menyenmäßi,ger1 Zustands eines CWJ< hegt vor, so­
fwld 111indestens ein Kriterium nuch {j /; Abs. 2 Nr. 'j und Nr. 2 Buchst. a) his d) 
GrwV nichc mehr erfü!lc wird. ßei Kriterien, die bereits vor da Maßnahm~ 
(Vurhaben) nicht erfr'if/1, wP.rden, steift jede weitere negative Verändern 119 (sie­
he dazu auch 6.17) eine Versch!echtenrng dar. 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlungsempfehlunq Nr. 2.3.2 

14 S. Anlage 2 
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Vorläufige Voll.-:ugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017* mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16.117.03.2017) 

bb) Verschlechterung des chemischen Zustands eines GWK 

Nach§ 7 Abs. 2 GrwV sind für die Einstufung und Bewertung des chemischen Zustandsei­
nes GWK maßgebend: 

Komponente Teilkomponente Kriterien Rechtllche Rege-
lung 

Einhalten der in Anlage 2 § 7 Abs. 2 Nr. 1 
Konzentration an Schadstoffe nach Anlage GrwV festgelegten Schwel- iVm Abs. 3 GrwV 
Schadstoffen 2GrwV lenwerte oder 

bei Überschreiten eines 
Anlage 2 

Schwellenwertes: Einhalten 
der Bedingungen nach § 7 
Abs. 3 GrwV 
Wenn Hintergrundwert > § 7 Abs. 2 Nr. 1 
Schwellenwart nach Anlage 2: iVm Abs. 3 GrwV 
Einhalten des nach § 5 Abs. 2 Anlage 2 
GrwV abweichend festgeleg- § 5 Abs. 2 GrwV 
ten Schwellenwertes (Festle-
gung im BWP) oder 
bei Überschreiten eines 
Schwellenwertes: Einhalten 
der Bedingungen nach§ 7 
Abs. 3GrwV 
Einhalten des nach § 5 Abs. 1 § 7 Abs. 2 Nr. 1 

Andere festgelegte Satz 2 GrwV festgelegten iVm Abs. 3 GrwV 
Schadstoffe nach § 5 Abs. Schwellenwertes (Festlegung § 5 Abs. 1 Satz 2 
1 Satz2 GrwV im BWP)oder 

bei Überschreiten eines 
GrwV 

Schwellenwertes: Einhalten 
der Bedingungen nach § 7 
Abs. 3 GrwV 

„oder" (altemativJ 
Es gibt keine Anzeichen für § 7 Abs. 2 Nr. 2 a) 

Anthropogene Schadstof- Einträge von Schadstoffen auf GrwV 
Kriterien nach§ 7 feinträge Grund menschlicher Tätigkei-
Abs. 2 Nr. 2 GrwV ten, wobei Änderungen der 

elektrischen Leitfähigkeit bei 
Salzen allein keinen ausrei-
chenden Hinweis auf derartige 
Einträae aeben. 
Die Grundwasserbeschaffen- § 7 Abs. 2 Nr. 2 b) 

Mit dem Grundwasser in heit hat keine signifikante Ver- GrwV 
hydraulischer Verbindung schlechterung des ökologi-
stehende Oberflächenge- sehen oder chemischen Zu-
wässer stands der Oberflächenge-

wässer zur Folge und führt 
dementsprechend nicht zu 
einem Verfehlen der Bewirt-
schaftungsziele in den mit 
dem Grundwasser in hydrauli-
scher Verbindung stehenden 
Oberflächenaewassern 
Die Grundwasserbeschaffen- § 7 Abs. 2 Nr. 2 c) 

Grundwasserabhängige heit führt nicht zu einer signifi- GrwV 
Landökosysteme kanten Schädigung unmittel-

bar von dem Grundwasser-
körperabhängenderlandöko-
systeme 
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6. l 2 

Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017„ mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

ßei der Pr1){!.,;1,c1 einer liersch/ecf11.erung des r,hemischen Zustands ein::.,· CWf< isL 
ciic /1us·v1Jirkun,c1 des Vurhchens au/ ;ed'!.n einulnen, fi)r den jcweihgen GW[( re· 
levr.rnten Schadstof! nuch § 7 Ah.1·, 2, § 5 A/Js. l oder 2 In Vcrhindung mir An.'a,'./~ 
2 GrwV :w rirüfen. Diese Verpflir:ht11ny ist hei wussur1Jc!illichen lula.1·1·:,inHsen t­
scheidunw:n ji"ir die trluuhnis einer Einbringun,q oder Finlelwng eines SW!fes 
durch diA ßeachwng de>:;§ 48 Abs. 1 Satz I WNG und somit d1<s „pn,v,;,nt-a11d­
limit''-Grundrntus rege/mäf<i.lJ o/Jgedecl<t. 

Die Prüfung des Besorgnisgrundsatzes nach § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG erfolgt bezogen auf 
die lokalen Grundwasserverhältnisse (und stellt damit eine kleinräumigere Prüfung als das 
Verschlechterungsverbot, das sich auf den gesamten GWK bezieht, dar) und der materielle 
Prüfungsmaßstab für die Prüfung einer Besorgnis im Rahmen des § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG 
ist so streng, dass bei einem Vorhaben, das den Besorgnisgrundsatz einhält, davon ausge­
gangen werden kann, dass durch dieses Vorhaben keine Verschlechterung des GWK eintritt. 

Die abweichend von Anlage 2 der GrwV festgelegten Schwellenwarte nach§ 5 Abs. 2 GrwV 
sind in den Sächsischen Beiträgen zu den Bewirtschaftungsplänen Elbe und Oder, Anlage 
111

15 festgelegt. 

6.13 
Eine Versr.h/er-/1terun,q des cf1t1mische11 Zustrnids eines GWK liegt vor. wenn auf 
grund cles :iorhubens mindesten~· ein SchadstD/j den JDr den jeweili,qen GWK 
rnaßgeblicht3n Schv.·81/enwert ncu;r1 § 7 Abs. 2, § 5 Ab.,. 1 odet 2 in Verhindung 
mit !lnlo9p 2 DnvV lihersr·hn,itet, es s:;i clenn die Bedin/JUn_qen nuch § 7 1\ /J::; .? 
G rw V werd rn c rf iJ {/ t. 

Sind die unter§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) bis c) GrwV aufgeführten Bedingungen insgesamt 
erfüllt, würde das dazu führen, dass trotz Überschreitung eines Schwellenwertes nach § 7 
Abs. 2 Nr. 1 GrwV der chemische Zustand als „gut" einzustufen wäre. Allerdings wird bei 
Schadstoffeintrag regelmäßig die Bedingung nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a) GrwV nicht 
erfüllt, so dass diese "Kompensationsmöglichkeit" nicht greifen kann. 

Nach § 7 Abs. 3 GrwV führt die Überschreitung eines Schwellenwertes dann nicht zu einer 
Zustandseinstufung als „schlecht'', wenn eine der unter Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) bis c) aufge­
führten flächenbezogenen Voraussetzungen erfüllt ist und die Bedingungen nach Satz 1 Nr. 
2 und 3 erfüllt sind. 

G.14 
Für SchadsrofTe, cliu den ma/sy,-:benden Scnwe/JE'nlA:er,'. hcreir:s liberschreiten 
11r11J die Bedin,qungcn nach _l:j 7 Abs. J GrwV n.icht er/ul!t sind(·· schlechter 7u­
stund d,:;s GWK), stellt Jede weitere, ,in mindestens eirra repräscnf.ul.iv;;:n iV/ess­
stelle m1-;s.,b11re b~1,1,1_ prognostizierte Erh:Jhw1g c.frr {(on?.cntrc,tion (siehe da;,:u 
ouch 6.17) eine Verschlechterung clr1r. 

15 Siehe Anlage 2 
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a) 

b) 

c) 

Vorläufige Vollzugshlnweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 201r mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

Bei der Prüfung, ob eine Verschlechterung des chemischen Zustands eines GWK vorliegt, 
sind danach folgende Konstellationen zu unterscheiden: 

1. Konstellation: 

GWK ist im Ausgangszustand im guten chemischen Zustand 

Ausgangszustand Prognose Bewertung 
GWK gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 Ist bzgl. künftigen Schadstoffeintrag 
GrwV als gut eingestuft (keine im Hinblick auf § 7 Abs. 2 Nr. 1 
Anzeichen für anthropogene GrwV vorzunehmen: 
Schadstoffeinträge usw.) 

aa} keine Überschreitung der maß- Keine Verschlechterung 
aeblichen Schwellenwerte 
bb) Überschreitung eines maßgebli- Keine Verschlechterung 
chen Schwellenwertes, aber Vo-
raussetzungen nach § 7 Abs. 3 
GrwVerfül1t 
cc) Überschreitung eines maßgebli- Verschlechterung 
chen Schwellenwertes und Voraus-
setzungen nach§ 7 Abs. 3 GrwV 
nicht erfüllt 

GWK gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 1 aa) Es werden keine Schwellenwerte Keine Verschlechterung 
GrwV als gut eingestuft, weil überschritten 
maßgebliche Schwellenwerte 
einaehalten 

bb) Überschreitung eines maßgebli- Keine Verschlechterung 
chen Schwellenwertes, aber Vo-
raussetzungen nach§ 7 Abs. 3 
GrwVerfüllt 
cc) Überschreitung e)nes maßgebli- Verschlechterung 
chen Schwellenwertes und Voraus-
setzungen nach § 7 Abs. 3 GrwV 
nicht erfüllt 

GWK gemäß § 7 Abs. 3 GrwV aa) weiterer Anstieg der Schadstoff- Keine Verschlechterung 
trotz Überschreitung von konzentrationen, aber weiterhin Er-
Schwellenwerten als gut einge- füllung der Voraussetzungen nach § 
stuft, weil die Voraussetzungen 7 Abs. 3 GrwV 
nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 
GrwV erfüllt werden 

bb) weiterer Anstieg der Schadstoff-
konzentrationen und dadurch Über-

Verschlechterung 

schreitung der Flächenkriterien nach 
§ 7 Abs. 3 Nr. 1 GrwV oder Wegfall 
der Voraussetzungen nach § 7 Abs. 
3 Nr. 2 und 3 GrwV 

Seite 24 von 34 



a) 

Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017• mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

2. Konstellation: 

GWK ist im Ausgangszustand im schlechten chemischen Zustand 

Ausgangszustand Prognose Bewertung 
GWK als schlecht eingestuft, aa) Weiterer Anstieg der Konzentra- Verschlechterung 
weil gem. § 7 Abs. 2 Nr. 1 tion des Schadstoffs in Messstellen, 
maßgebliche Schwellenwerte die bereit,; den Schwellenwert über-
nicht eingehalten und Voraus- schreiten 
setzungen nach § 7 Abs. 3 
GrwV nicht erfüllt 

bb) erstmalige Überschreitung eines Verschlechterung 
Schwellenwertes für den Schadstoff, 
der bereits in den anderen Messstel-
len überschritten ist, in einer weite-
ran Messstelle 
cc) erstmalige Überschreitung eines 
Schwellenwertes für einen anderen 

Keine Verschlechterung 

Schadstoff und bzgl. dieses Schad-
stoffs sind Voraussetzungen des § 7 
Abs. 3 GrwV erfüllt 
dd) erstmalige Überschreitung eines 
Schwellenwertes für einen anderen 

Verschlechterung 

Schadstoff und bzgl. dieses Schad-
stoffs sind Voraussetzungen des § 7 
Abs. 3 GrwV nicht erfüllt 

6.15 
Der Tl'end n(!r,h § 10 Abs. 1, § 11 Gnvl/ Ist keine bewertungs.re!cvante Komp u­
ne,·,tc zur Be1J.ier1.ung des Y.usrands eines (;WJ< un.J ist daher nicht [m Ruhmen 
c/es 1/erschiecnterungsverhuts noch § 47 Ahs. 1 Nr. l WHG tu prüfen. Das 
Trcnd1.rn1l<ehrw1hot 11ach §' 1t7 Ahs 1 Nr. 2 Wfl{; ist ein weitert·s, e(c1~;nstä.ndiges 
Rewi!'lschaftu,c1gs7.ief, desyen Hinhaltunp neben dem Ver'ii:f;Jechterungsverhut 
und dem Zie!ur2ich•,n,qsgebot (~· ,17 ilbs I Nr .. '?) zu ,nni/;.,n 1.1t. 

c) Erhebli chkeitsscbwelle, allgemeiner 
grundsatz, Übermaßverbot 

Verhäl tnismäßigkeits-

b. l6 
Die Prhehiir.h!(,1ic n«·c~te;/}.qe.r· Veründe.r11nyen beiriissl sich d,1ndr:h, ub ein 
We,:hs':!{ der lu•,rund,idasS'.'n riei :i'.=n Q11ulifö/.slwmponcnten 
(OWK)/Te,!kompo'lencen (Gt,'v'l() erfolgt. So konn 01,1°.·/i ein~ mininwte l/en111iJe­
r11ncJ x11m vVechs~I de!· lustondd<lus1e fu/in1n ',l(,J „irhehiic:h sein, wahr!!nci ein-! 
n u c h r e i I ii} '! Ve ni II der u n ,q in n P. f'/1 o i b ri e , . .1. u s !: a ! , c! s k I o s .1· e u n h P. o c 11 t 11 c h b I e i h r:. 

6.1 7 

!!cf (2uu/1tä,;i'uJ;11rl/JiH:11Cen {OP/f(j,/TeiiirnrnpuP,,fli.rrn (CWK). d ie he,·e/ts .in, 

sch/echlesren l.11_<;ta11d sind, l<rinnr..:1 nuch ,i1.'1n a!i,<1~meine11 1/erhdlt111sn1".:iJ<i.1.J­
i<2its9-•·i,'nr/y'.,1i'. 1n1 i<on1<ret2n Fn/i „uner11e/;/i,:hr:·' rit1 10Uve,1 Ve,·rinde nin.r,cn 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
(Stand: 3. März 2017" mit Bezugnahme auf LAWA-Handlungsempfehlung vom 16./17.03.2017) 

u11.1geschlosse11 werden, die 7,war ines.,l:,)chrusch an der/J.:;(I reprdscntot1ven 
iv/P, sss tel.' c /-n n o c/1 we isbo r hzw. p rog nos ti;; 1 c r!Hu 1·/n d, a i:Ju o /, n e tu f:sri ~ li/1ch e 
Auswirkur:y sinrl, und u'emzu_fo/ge oußcrha/h des Schutxhe"c:ich'i der Nonn /ie­
.l/ e n. 

Aus der EuGH-Entscheidung vom 1.7.2015 (Rn. 68: Ablehnung der Anforderung einer .er­
heblichen Beeinträchtigung") folgt nicht zwingend im Umkehrschluss, dass jegliche Bagatell­
grenze ausgeschlossen sei, vielmehr wird in Rn. 67 ausgeführt, dass die Schwelle „niedrig 
sein" muss. 

Während bei den Fallkonstellationen, in denen ein Wechsel der Zustandsklasse ausschlag­
gebend für die Beurteilung über das Vorliegen einer Verschlechterung dem Verhältnismä­
ßig keitsgrund satz dadurch Rechnung getragen wird, dass eine „Relativierung" stattfindet 
(Klassenwechsel und Feststellung an der repräsentativen Messstelle), fehlt bei der schlech­
testen Klasse der Klassenwechsel als Korrektiv, so dass in dieser Fallkonstellation dem all­
gemein geltenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und dem Übermaßverbot durch Einzelfall­
prüfung Rechnung getragen werden muss. 

Ergänzend dazu, siehe LAWA-Handlungsernpfehlung Nr. 2.5 
Hinweis: Während die LAWA-Handlungsempfehfung - wie der EuGH in der o. g. Entschei­
dung - keine Aussage zur Anwendung des allgemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
trifft, ist dessen Berücksichtigung, gemessen an dem jeweiligen konkreten Einzelfalf, durch 
die Festlegungen unter Nr. 6 c) dieser Vollzugshinweise ausdrüc!(Jich geregelt. 

7. Prognose hinsichtlich der Auswirkungen 

Der Begriff der Verschlechterung ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der gerichtlich grund­
sätzlich voll - unter Beachtung der Einschätzungsprärogative - überprüfbar ist. Bei der ge­
wässerökologischen Bewertung von Zuständen und Auswirkungen gibt es jedoch gewisse 
fachliche Spielräume der Verwaltung. Der zuständigen Behörde kommt insoweit eine fachli­
che Einschätzungsprärogative zu. 

Das BVerwG16 hat dazu festgestellt, dass, solange zur Prüfung und Bewertung der vorha­
bensbedingten Auswirkungen noch keine anerkannten Standardmethoden und Fachkonven­
tionen (z. B. in Form von CIS-Papieren, LAWA-Empfehlungen, DWA-Merkbtättern, etc.) exis­
tieren, ein erheblicher Spielraum der zuständigen Behörde besteht. Dies vorangestellt for­
muliert das BVerwG folgende Anforderungen an die dabei anzuwendende Methode: 
diese muss 

• transparent, 
• funktionsgerecht und 
• in sich schlüssig 

ausgestaltet sein. Die angewandten Bewertungskriterien müssen nach BVerwG definiert 
und ihr fachlich untersetzter Sinngeha lt muss nachvollziehbar dargelegt werden. 

Ein Anhaltspunkt für mögliche Methoden und Verfahren zur Prognose und Bewertung von 
vorhabenbedingten Auswirkungen können die Auflistungen in der USA-Arbeitshilfe zur An­
wendung des § 31 Abs. 2 WHG17 (Tab. 10 und 11) sein. 

16 BVerwG, Beschluss vom 2.1 0.2014 (7 A 14112, Rn 5 f.) 
17 UBA-Texte 25/2014: Arbeitshilfe zur Prüfung von Ausnahmen von Bewirtschaftungszielen der EG­
Wasserrahmenrichttinie bei physischen Veränderungen von Wasserkörpern nach§ 31 Absatz 2 WHG 
aus wasserfachlicher und rechtlicher Sicht, www.umweltbundesamt.de/publikationen/arbeitshilfe-zur­
p ruefung-von-a usnahmen 
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Vorläufige Vollzugshinweise zum Verschlechterungsverbot 
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Die Feststellung, dass eine Beeinträchtigung einer Qualitätskomponente nicht zu einem 
Wertstufenwechsel und damit nicht zu einer Verschlechterung führt, muss fachlich untersetzt 
und nachvollziehbar sein. Das umfasst insbesondere auch die Angabe, in welchem Bereich 
der jeweiligen Wertstufe sich die betreffende Qualitätskomponente vor der beeinträchtigende 
Maßnahme befindet, um beurteilen und nachvollziehen zu können, ob die Beeinträchtigung 
zu einem Wechsel in die nächstschlechtere Wertstufe führt (vgl. BVerwG, Urteil vom 
11.08.2016, Rn. 162). 

Die Einschätzungsprärogative der Behörde resultiert zum einen aus dem prognostischen 
Charakter der Einschätzung, ob ein Vorhaben zu einer Verschlechterung des Gewässerzu­
stands führen wird, zum anderen aus dem Erkenntnisvorsprung der Behörde gegenüber dem 
Gericht bei der Beurteilung komplexer gewässerökologischer zusammenhänge. 

Zum Thema .Messbarkeit", siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.1.6 

a) Prognosemaßstab 

7.1 
Die Verschlechterung muss zumindest im Bereich des Wohrschein!ichen liegen. 

Hierzu kann im Wesentlichen auf die Ausführungen in der Arbeitshilfe des UBA zur Anwen­
dung des§ 31 Absatz 2 WHG16

, mit den in,,[ r- gesetzten Ergänzungen, verwiesen werden: 
Danach müssen sich Art, Umfang und Intensität der zu prognostizierenden Beeinträchtigun­
gen sowie deren Wahrscheinlichkeit mit hinreichender Zuverlässigkeit und Genauigkeit vor­
hersagen lassen. Die Prognose sollte danach „so zutreffend sein, wie sie im (konkreten} Ein­
zelfall unter Berücksichtigung der zu ihrer Zeit [mit verhältnismäßigem, angemessenem Auf­
wand19] verfügbaren Erkenntnismittel und der Verwendung fachlich geeigneter Methoden 
sein kann. Unsicherheiten bei der Prognose und den Erkenntnislücken sind dementspre­
chend zu dokumentieren, ihre Relevanz für die Bewertung ist abzuschätzen. 

b) Kumulation, Berücksichtigung von Summationseffekten 

72 
[s gilt der Crundsri,':z. dr.1ss im Zu!assungsverf(lhrcn /ur die Frage, o/J äns /Jr>on 
Lruqtc Forlrn/J:1n .cJ!:!JJi::n Jas Verschlechterun,qsverbot verstiiß,~, ,qrunr!siitzlit:!1 
jewo2ils (nur·) das hcunt:·agte Vorhaben .;:-u heurteilen ist. P-1/öyliche Summati­
on,f-!jfekte, rf,e Sich aus rlu f<rmw/atinn mit arrder-en yleich:o.nlig heontl'agte,, 
VorhaiJen ergehen können, sind im Rahmen des ßc"1t•inschciftu,'1_c;sermessens zu 
bertici<_,·,,ch li.q =' n. 

Aus dem 1. Leitsatz des EuGH-Urteils vom 1.7.2015 ergibt sich die Verpflichtung, die Ge­
nehmigung für ein konkretes Vortiaben zu versagen, wenn „es", d. h. dieses konkrete Vorha­
ben, eine Verschlechterung des Zustands des WK verursachen kann. Somit muss der An­
tragsteller seine Antragsunterlagen, Nachweise und Begründungen auf diese Prüfung aus­
richten. Das schließt nicht aus, dass in begründeten. besonders gelagerten Ausnahmefällen 
(z. B. zeitgleich zur Realisierung feststehende öffentliche Vorhaben mit erkennbar erhebli-

18 USA-Texte 25/2014, S. 71 
19 Es kommen nicht sämtliche, theoretisch verfügbare Erkenntnismittel in Betracht, sondern es müs­
sen die Erkenntnismittel genutzt werden, die mit einem im Verhältnis zu der Schwere der Beeinträchti­
gung angemessenen Aufwand für die Behörde verfügbar sind. 
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chen Auswirkungen auf dieselben Qualitätskomponenten) - sofern nicht bereits nach § 78 
VwVfG die Durchführung eines gemeinsamen Verfahrens gesetzlich vorgeschrieben ist - es 
angezeigt sein kann, die erkennbaren Summationseffekte mit zu berücksichtigen. Die ent­
sprechenden Informationen sind von Behördenseite zur Verfügung zu stetlen, außer wenn es 
sich um Vorhaben desselben Vorhabenträgers handelt. 

Abgesehen von dem zwingenden Versagungsgrund bei Verstoß des Vorhabens gegen das 
Verschlechterungsverbot besteht die Verpflichtung der zuständigen Wasserbehörden, die 
Gewässer so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres Zustands vermieden wird. 
Das führt dazu, dass im Rahmen des Bewirtschaftungsermessens nach § 12 Abs. 2 WHG 
von der zuständigen Wasserbehörde zu prüfen ist, ob (erst) durch die Kumulation mit ande­
ren beantragten Vorhaben das Vorhaben zu einer Verschlechterung des WK führt. Wird das 
beiaht, muss die zuständige Behörde entscheiden, wie die Verschlechterung durch die ku­
mulierenden Vorhaben zu venneiden ist (z. B. durch Auflagen, durch Versagung eines oder 
mehrerer Vorhaben, etc.). 

Die zusätzliche Betrachtung von Summationseffekten soll verhindern, dass bei der Prüfung 
jedes einzelnen Vorhabens eine nicht erhebliche Veränderung innerhalb der Klassengrenzen 
prognostiziert und damit eine Verschlechterung abgelehnt wird, während tatsächlich durch 
die Kumulation mehrerer gleichzeitiger Vorhaben und der damit verbundenen Summations­
wirkung eine Überschreitung der Klassengrenze einer/mehrerer Qualitätskomponenten und 
damit die Verschlechterung des Zustands des WK eintritt. 

Im Übrigen besteht neben der Ausübung des Bewirtschaftungsermessens nach§ 12 Abs. 2 
WHG (d. h. kein Anspruch auf Zulassung, auch wenn Bewirtschaftungsziele erfüllt sind) ein 
ausreichendes wasserrechtliches Instrumentarium, um auf mögliche Summationswirkungen 
mit kumulierenden oder künftigen Vorhaben reagieren zu können, insbesondere 

• Möglichkeit der nachträglichen Anordnung und Änderung von (dieser oder anderen) 
Zulassungen nach§ 13 WHG, erforderlichenfalls Widerruf nach§ 18 WHG 

• Planänderung/-ergänzung nach § 76 VwVfG 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handfungsempfehlung Nr. 2.1. 7 
Redaktioneller Hinweis: In dem dort genannten Beispiel wird ;m 3. Absatz in Satz 2 die miss­
verständliche, juristisch nicht korrekte Formulierung „ Verschlechterung innerhalb einer Klas­
se;, verwendet . . , Verscllfechterung" bedeutet in diesem Zusammenhang nicht Versch/echte­
nmg im Sinne des § 27 Absatz 1 Nr. 1 WHG, sondern meint eine „negative Veränderung". 

c) Umgang mit natürlichen Schwankungen, messtechnischen 
Schwankungen 

7.3 
Verönderunyen, ,r;w„it sie: auf" nutür/1::hen od11i' m~.1·.~tu:hn/s(:hen Sen warrk1.i n­
,()1::il beruhen /ciie :,ich im Ruhm1:ri notüriichr:-r oder messLer..:hn1sd1er Schl'!C/11· 
kungen hewt'genj, :,chetclcn a/.~ Verschicchtaun9 im Sinne des§ 2 7 .'\/Js. 1 i\/;·. / 
WH!; t1u.1·. Diese h,1ktoren siud duhc1r he:i der /110,p1n.1,: und OP.!" Hewf!rtu;1,q r./P.r 
Vr:rc)nder:.111,qen zu hf:ri.icl<si:;n!.:gc:n. 

Gerade biologische Qualitätskomponenten unterliegen erheblichen natürlich bedingten (z. B. 
saisonalen, abflussbedingten) Schwankungen und Variabilitäten, die bei der Frage, ob durch 
ein Vorhaben eine Verschlechterung der betroffenen Qualitätskomponente verursacht wer­
den kann, zu berücksichtigen und auszuschließen sind. Für die Prognose, ob sich das Vor­
haben verschlechternd auf eine biologische Qualitätskomponenten auswirkt bzw. ursächlich 
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für eine negative Veränderung ist, können zur Reduzierung von Unsicherheiten insbesonde­
re die unterstützenden Qualitätskomponenten (hydromorphologische, allgemeine physika­
lisch-chemische sowie die chemischen QK) als Hilfsgrößen herangezogen werden 

Bei der Beurteilung/Prognose, ob eine Verschlechterung vorliegt, sind nur messbare Verän­
derungen relevant. 

8. Dauer der Verschlechterung, kurzzeitige Verschlechterungen 

8 
Ki;1-z-,;eitige, tu/,.1·lic:hlich vurüherg~hc11de Versch/;;(.'11tcru ;1,qen in Fvlge der 
D:,rr..hjuhrung d>!s Vorhahens können au/<u Belracht h{eihen, wen n mit Sicher­
heit d:ivon aus1:u_qeh;,n i,t, doss si1:h der bisherige Zu,·U1nJ kur4ri:>'l-i!J (LClt 
nah), spä!,:,tens b:s lllr ncic/1.i'ten 7.u11nndsbcwatung wieder einstell t; ard ern­
fa!ls l,t e1!1e Ausnohmc riar.;h § 31 Abs. 2 wm:; crforrlc:r/ich. 

Beurteilungsmaßstab für die Bewirtschaftungsziele nach WRRL ist 
- (örtlich) der gesamte WK (s. o. Ziff. 3) sowie 
- (zeitlich) der Bewirtschaftungsplanzyklus, da gemäß WRRL turnusmäßig alle sechs 

Jahre die Überprüfung des Zustands der einzelnen WK erfolgt. 

Dementsprechend ist auch die Frage, ob ein Vorhaben zur Verschlechterung des Zustands 
eines WK führt, daran zu messen, ob sich diese mögliche Zustandsveränderung dauerhaft 
und nicht nur kurzzeitig und vorübergehend einstellt, d. h. bei der folgenden Zustandsbewer­
tung (im Rahmen der turnusmäßigen Überprüfung des Bewirtschaftungsplans) manifestiert. 

Davon zu unterscheiden ist die vorübergehende Verschlechterung nach § 31 Abs. 1 WHG. 
Diese ist mit den dort unter Nr. 1 aufgeführten möglichen Ursachen als abschließende, spe­
zialgesetzliche Regelung anzusehen (s. Ziffer 10 a). 

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass Vorhaben grundsätzlich als Einheit anzu­
sehen sind, so dass nicht die möglichen Beeinträchtigungen innerhalb der Bauphase für die 
Frage des Vorliegens einer Verschlechterung maßgeblich sind, sondern der Zustand nach 
Fertigstellung des Vorhabens. 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlunqsempfehlung Nr. 2.1.5 

9 . Maßnahmen zur Verhinderung des Eintritts einer Verschlechte-
rung 

Maßnahmen zur Verhinderung des Eintritts einer Verschlechterung ("verbessernde Maß­
nahme") sind Maßnahmen, die im engen zeitlichen und räumlichen Zusammenhang mit dem 
Vorhaben durchgeführt werden und die bewirken sollen20

, dass die durch das Vorhaben 
prognostizierte Verschlechterung nicht eintritt beziehungsweise die negativen Auswirkungen 
aufgehoben werden (oft fälschlich bzw. missverständlich als ,,Kompensation" oder „Aus­
gleich" bezeichnet). Maßnahmen, die zwar nicht den Eintritt einer Verschlechterung verhin­
dern können, aber zumindest zu einer Verringerung/Minimierung der nachteiligen Auswir-

20 Auch hier kommt der Behörde eine Einschätzungsprärogative zu, wie im Falle der Verschlechte­
rung, s. dazu oben Ziff. 7 
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kungen führen und praktisch geeignet sind, sind zwingende Voraussetzung für die Gewäh­
rung einer Ausnahme nach§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WHG. 

9.1 
Ein Vorhaben, das für sich ,gen(immen den 7.us!und eines WK verschlechtern 
würde, vcrstrifsL nicht gegen dos Verscn/echterungsvcrhot, wenn durch ,_.vcdJcs­
scnde'' i'v!aßncthm2n in der „De.rnmt/;ilonz" die nachtciliye11 ;\uswir!wngen des 
Vo1·ha/Jens au/den betroffcr1l!n WK so a,1sge_q!iche11 werden, dass 

c:ine Verschfrchtenrng einer bewertt1nysre/evanten Quu!itiits/rnm· 
ponent!:: (OWK)/ Tei/kompvnenle (CW!() cle.'i be.trn/{rnrn v1il( um ei­
ne Zustundsklosse oder 
jede Vet·schfechterung eine,;· bewertungsn::.'eva11te11 Quu!itätskom­
po1Jente (OWI<)/ Tcili<ümponente (GWKj des /JctruffE'!H:n WJ<, wenn 
dits.1 bereits in der niedrf.qsten Klasse eingeordnet ist 

(prng n u.':it i,') 1·h) u usy ,.;sd1 lussen /::-t. 

Darüber hinaus muss in Bezug auf das Zielerreichungsgebot sichergestellt sein, dass im 
betroffenen WK durch die nachteiligen Auswirkungen des Vorhabens die Erreichung des 
guten Zustands/Potentials zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen ist. Soweit 
eine „verbessemdeu Maßnahme bereits im Rahmen der Prüfung des Verschlechterungsver­
bots als Maßnahme zur Verhinderung der Verschlechterung herangezogen wurde, kann die 
verbessernde Wirkung dieser Maßnahme in diesem Umfang nicht nochmals als Beitrag zur 
Zielerreichung herangezogen werden. Dies gilt nicht, soweit die Verbesserung über die Ver­
hinderung (nKompensation") der Verschlechterung hinausgeht. 

9,2 
Eine tv!uf<nahme 7:Ut Verhincir!run,q der Vcrsch/ecnterc1ng 

muss ze1tyleich odr.r im engen teitlichen l1.1sammenhung mit den 
nach un·li,y en A 11..,wirkung e ri des !lu rlrn bl-' ris erfolgen, 
sul/ in einem zulassungscechnischen Zt1samrnenhong 7,u dem Vorha­
ben .,tehen (d. h. Verknt"ipfuny im zulassend'.=11 Be_;·~·heid frjr das Vor­
hohen durch uuf/6sende odi:r uuf~·chiebende Bedingungen oder aus­
driicklichc Widerruf',vorhe/rnltr.) und 
muss sich im berro/{r.nen l1Vf( 

und beä.i,y/ir,;/1 Jer- beeinl.riichti_qreo bewert.un,4s-re/evantrn (Jua/i­
i;dtskomponente (0 vtlK)/Teilkomponcnte {C Vi!K) crnswirl«:n. 

Die Maßnahme zur Verhinderung der Verschlechterung kann sowohl im örtlichen Zusam­
menhang mit dem zuzulassenden Vorhaben als auch an anderer Stelle erfolgen. Maßgeblich 
ist, dass sie sich im betroffenen WK auswirkt und der durch das Vorhaben verursachten Be­
einträchtigung entgegenwirkt, d. h. im Ergebnis diese neutralisiert. 

_ll,3 

NichL möglich ist der „Aus9lfich" einer Heeir,'irdchti,yuny durch eine Verb1L,·se­
ru11g im selben W{( 11l1~r P.ine::n underen Pura;neter, indem;;,:, n. die !le1·schi'ech­
lenrn!J 01,J,yrunu' dn lJbi:'rsr·hrPitung einer f!m1,vf!!t4uc1/i,'.ütsnonn für eine11 
s~·hadstnlf riu,"ch eine Verht!YS~ru11g hui einem uncieren Sch.adstu)f" ,,1ws9egli -
chf.'n" wird. F;f,1en1·() <:eheidet als „A,1sgleich 'eine, wie au ch imma geartete Vrr­
/J f! s s e r u n ,q i; 1 e i n ,! r, 1 u n r.l e r-e n v\/ K o ,',1 s. 
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Betrachtungsgegenstand für die Beurteilung ist immer der jeweils betroffene WK und der 
betroffene Parameter. 

Ergänzend dazu. siehe LAWA-Handlungsempfehlung Nr. 2.4 
Hinweis: In der LAWA-Handlungsempfeh/ung wird der missversNfodliche Begriff ,,Ausgleich''.· 
gemeint ist damit eine ,,Maßnahme zur Verhinderung des Eintritts einer Verschlechterung" im 
Sinne dieser Vollzugshinweise und nicht zu verwechseln mit „Ausgleich" im Sinne des Natur­
schutzrech(s. 

10. Ausnahmen vom Verschlechterungsverbot 

Im Zusammenhang mit den Ausnahmen ist insbesondere das Urteil des EuGH vom 4. 
Mai 2016 (Rechtssache C-346/14) iu beachten. 
Sowohl EuGH als auch BVerwG (Urteil vom 11.08.2016, Rn. 165, unter Bezugnahme auf 
den Hinweisbeschluss vom 11.07.2013, Rn. 64) weisen deutlich daraufhin, dass eine (hilfs­
weise) durchgeführte Ausnahmeprüfung nicht von der Prüfung und der fehlerfreien Feststel­
lung einer Verschlechterung entbindet, sondern diese zwingend voraussetzt. Ohne diese 
fehlerfreie Erfassung und Bewertung der Auswirkungen auf den betreffenden WK wäre auch 
die Ausnahmeprüfung fehlerhaft. 

Liegt eine Verschlechterung vor, hat die zuständige Behörde von Amts wegen anhand der 
vom Vorhabenträger eingereichten Unterlagen, Daten und ggf. Gutachten zu prüfen und zu 
beurteilen, ob ein Ausnahmetatbestand erfüllt ist. Dazu müssen insbesondere die Gründe für 
dieses Vorhaben im Einzelnen, einschließlich dessen Auswirkungen auf die Umwelt und die 
vermeintlichen Vorteile dieses Vorhabens in der im Einzelfall gebotenen Tiefe ausführlich 
und nachvollziehbar dargelegt werden (vgl. EuGH-Urteil vorn 4. Mai 2016. Rz. 68). 

Insbesondere müssen die eingereichten Unterlagen für die Inanspruchnahme des§ 31 Abs. 
2 Satz 1 WHG folgende Prüfungen ermöglichen (vgl. EuGH-Urteil vom 4. Mai 2016, Rz. 66, 
68): 

1. wurden seitens des Vorhabenträgers alle praktikablen Vorkehrungen (d. h. praktisch 
geeignete Maßnahmen) getroffen, um die negativen Auswirkungen des zur Zulas­
sung beantragten Vorhaben auf den Zustand des/der betroffenen WK zu mindern 
bzw. zu verringern(§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WHG), 

2. wurden die Gründe für dieses Vorhaben im Einzelnen, einschließlich dessen Auswir­
kungen auf die Umwelt und die vermeintlichen Vorteile dieses Vorhabens dargelegt, 

3. ist das Vorhaben von übergeordnetem öffentlichen Interesse oder 
wird der Nutzen, den die Verhinderung der Verschlechterung für die Umwelt und die 
Gesellschaft hat, durch den Nutzen dieses Vorhabens für die menschliche Gesund­
heit, die Erhaltung der Sicherheit der Menschen oder die nachhaltige Entwicklung 
übertroffen (§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG), 

4. können die nutzbringenden Ziele, denen das Vorhaben dienen soll, aus Gründen der 
technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßiger Kosten nicht durch 
Mittel, die eine wesentlich bessere Umweltoption darstellen, erreicht werden (§ 31 
Abs.2 Satz 1 Nr. 3 WHG). 

Ein gesonderter Antrag für die Inanspruchnahme einer Ausnahmeregelung ist dafür nicht 
erforderlich, da die Ausnahmeregelungen auf Grundlage der WRRL integraler Bestandteil 
der Bewirtschaftungsziele sind und daher von der Behörde inzident im Rahmen der Prüfung 
der Bewirtschaftungsziele zu prüfen sind. Dieser Umstand entbindet den Antragsteller und 
Vorhabenträger allerdings nicht von seiner Obliegenheit zur Darlegung der Ausnahmegründe 
und zur Beibringung von Nachweisen zu den Ausnahmevoraussetzungen. 
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Die Ausnahmeprüfung ist für jedes Vorhaben gesondert durchzuführen. Das BVerwG hat in 
seiner Entscheidung zur Weservertiefung vom 11. August 2016, Rn. 165, unter Bezugnahme 
auf seinen Hinweisbeschluss vom 11. Juli 2013, Rn. 63f, 68- 7 A 20/11) ausgeführt: 
.. Die Beklagte hat zu Unrecht allein geprüft, ob die Voraussetzungen einer wasserrecht­
lichen Ausnahme für die drei planfestgestellten Vorhaben zusammengenommen vorliegen. 
Sie hätte aber - neben dieser kumulativen Prüfung - für jedes der drei Vorhaben gesondert 
prüfen müssen, ob gerade die von diesem Vorhaben verursachten Gewäs­
serverschlechterungen gemäß§ 31 Abs. 2 WHG ausnahmsweise zulässig sind( ... )." 

a) Ausnahme nach§ 31 Abs. 1 WHG 

Vorübergehende Verschlechterungen sind in § 31 Abs. 1 abschließend geregelt und nur un­
ter den dort genannten Voraussetzungen (natürliche Ursachen, höhere Gewalt oder Unfälle) 
zulässig. Eine analoge Anwendung auf kurzzeitige/vorübergehende Verschlechterungen, die 
durch anthropogene Eingriffe verursacht werden, ist nicht möglich (s. Ziffer 8). 

b) Ausnahme nach§ 31 Abs. 2 WHG für OWK 

aa) Anwendungsbereich 

10.1 
Dir: Ausnahmere,qe!trnq des§ 31 Abs 2 WHG ist ciuch auf Ver·sr.:hi'ec:hterun9en 
des eh c1 ru isc her; 1ustrrn ds ;.1 n 1;L,·end [;ur. 

bb) physische Gewässereigenschaft im Sinne von§ 31 Abs. 2 Satz 1 
Nr.1 WHG 

10.2 
Der Bc:grijf rhr physischen C:ewäss<Jreigen5ch :,ften ist w,•lt ausxu legen, so dass 
nehen k6rper!ichen Verändernngen ow::h stof/7iche afas.,;t sind. 

Da der Begriff „physische Gewässereigenschaft" weder in der WRRL noch im WHG aus­
drücklich definiert wird und unterschiedliche Interpretationen und Auslegungen zulässt, ist -
auch zur Vermeidung von Regelungslücken - einer weiten Auslegung zu folgen. 

cc) Gründe nach§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG 

Der Vorhabenträger (Antragsteller) muss die Gründe für dieses Vorhaben sowie die Abwä­
gung ausführlich darstellen und schlüssig so belegen, dass diese Abwägung für die zustän­
dige Behörde nachvollziehbar und zu beurteilen ist. Die endgültige Abwägung ist durch die 
zuständige Behörde durchzuführen. Bei der Beurteilung der Frage, ob das betreffende Vor­
haben tatsächlich im übergeordneten öffentlichen Interesse liegt, ist der zuständigen Behör­
de - entsprechend der Feststellungen des EuGH im Urteil vom 4. Mai 2016 (Rz. 70 f.) - ein 
relativ weites (.,gewisses") Ermessen eingeräumt. Zum einen ist es danach zulässig, wenn 
sich die zuständige Behörde vorrangig auf ein Gutachten des Vorhabenträgers stützt (so im 
Fall der EuGH-Entscheidung vom 4. Mai 2016, Rz. 75 bis 81). Zum anderen hat der EuGH in 
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der genannten Entscheidung auch an das .überwiegende" öffentliche Interesse keine allzu 
hohen Anforderungen gestellt, nachdem er dieses bereits bei einem Anteil des Vorhabens 
von 2 Promille an der regionalen und 0,4 Promille an der nationalen Erzeugung als ausrei­
chend angesehen hat (Rz. 79). 

Bei einer in einem HW-Risikomanagementplan festgelegten Hochwasserschutzmaßnahme 
ist deren Bedeutung für den Hochwasserschutz bereits festgestellt, so dass in diesen Fällen 
- sofern im konkreten Fall eine Verschlechterung nicht ausgeschlossen werden kann - re­
gelmäßig das öffentliche Interesse am Hochwasserschu1z überwiegen wird und daher eine 
Ausnahme zuzulassen ist. 

dd) keine anderen geeigneten Maßnahmen nach § 31 Abs. 2 Satz 1 
Nr.3WHG 

ee) Ausschöpfung aller praktisch geeigneten Maßnahmen zur Ver­
ringerung der nachteiligen Auswirkungen nach§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
WHG 

ff) Verwirklichung der Bewirtschaftungsziele anderer WK der 
Flussgebietseinheit werden durch die Ausnahme nicht dauerhaft aus­
geschlossen oder gefährdet(§ 31 Abs. 3 in Verbindung mit§ 29 Abs. 2 
Satz 2 WHG) 

c) Ausnahme nach§ 31 Abs. 2 WHG in Verbindung mit§ 47 Abs. 3 
Satz 1 WHG für GWK 

10,3 

Ein Verstoß ge,qen da., Verschlechtenin9sverhul. suwuhl heim menyenrnäßi.'-Jen 
Zustand sowie hf:im r:l1em1schen Zustand des Grundwussers ist ousnahmejdhig 
nach§ 31 Abs. 2 Wf/G. 

lOA 
Die Ausnahrnem6glichkeir: nach § 31 Abs. 2 WHC besteht, wenn diese Ver­
schlechteruny auf einer Vcrändcruri,y von physischen Gewässereigetischaften (s. 
dazu Festif.·9ung 10.2) eines damit in Verbindung stehenden OWK odt:!r auf" ei­
ner Veränderung des Grundwasserstands /Jeruht. 

Auch die Veränderung von physischen Gewässergewässereigenschaften eines OWK kann 
zu einer ausnahmefähigen Verschlechterung eines GWK führen. Dies gilt dann, wenn die 
Veränderung der physischen Gewässereigenschaften eines OWK Auswirkungen auf einen 
GWK hat. 

Dagegen ist die Veränderung der sonstigen physischen Gewässereigenschaften eines GWK 
(außer Grundwasserstand) aufgrund des eindeutigen Wortlauts des Art. 4 Abs. 7 erster An­
strich der WRRL nicht ausnahmefähig, § 31 Abs. 2 in Verbindung mit § 47 Abs. 3 Satz 1 
WHG muss dem Wortlaut der WRRL entsprechend einschränkend ausgelegt werden (sog. 
,,effet utile"). 
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d) Aufnahme der Ausnahmen in den Bewirtschaftungsplan 

Gemäß§ 83 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 WHG sind in den darauffolgenden21 Bewirtschaftungsplan 
die Ausnahmen, die im vorangegangenen Bewirtschaftungsplanzyklus vom Verschlechte­
rungsverbot nach § 31 Abs. 2 und§ 47 Abs. 3 WHG gewährt wurden, sowie die jeweiligen 
Gründe für die Ausnahmen aufzunehmen. 

Ergänzend dazu, siehe LAWA-Handlungsempfehlunq Nr. 3 
Hinweis: Die LA WA-Handlungsempfehlung äußert sich insbesondere nicht zur Auslegung 
der Tatbestands11oraussetzung der „physischen Gewässereigenschaften", da diese Frage 
unter den Mitgliedern der LAWA sehr umstritten war. 

11. Verhältnis zu den anderen Bewirtschaftungszielen 

Das Verschlechterungsverbot ist eines von mehreren Bewirtschaftungszielen, d. h. neben 
dem Verschlechterungsverbot sind auch die sonstigen, jeweils einschlägigen Bewirtschaf­
tungsziele (insbes. Zielerreichungsgebot für OWK und GWK sowie Trendumkehr für GWK) 
zu prüfen. Zusätzlich gelten stets auch die sonstigen rein-nationalen Zulassungsvorausset­
zungen, wie Bewirtschaftungsgrundsatz (§ 12 Abs. 2 WHG), Besorgnisgrundsatz (§ 46 Abs. 
1 Satz 1 WHG) usw. 

21 So auch BVerwG, Urteil vom 11.08.2016, Rn 166 
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Internetseiten zu den Bewirtschaftungsdokumenten der WRRL und HWRM-RL 

Flussgebietsgemeinschaft Elb~ 

http://www.fgg-elbe.de/fgg-elbe. htrnl 

EG-WRRL: 

Berichte: Bewirtschaftungsplan und Maßnahmenprogramm 

http :U www.fgg-elbe.de/berichte. html 

Umweltbericht und Umwelterklärung 

http://www.fgg-elbe.de/anhoerung/umweltbericht-und-massnahmenprogramm-2015.html 

HWRM-RL: 

Be richte: Hochwasserrislkomanagementplan 

http://www.fgg-elbe.de/hwrm-rl/hwrm-plan.html 

Umweltbericht und Umwelterklärung 

http://www.fgg-elbe.de/hwrm-rl/anhoerung.html 

Flussgebietsgemeinschaft Oder: 

EG-WRRL: 

Berichte: Bewirtschaftungsplan 

http://www.wasserbllck.net:8080 / servlet/is/15616 7 / 

Maßnahmenprogramm 

http://www.wasserblick.net:8080/servlet/is/156169/ 

Umweltbericht und Umwelterklärung 

http://www.wasserblick.net:8080/servlet/is/1S6171/ 

HWRM-RL: 

Berichte: Hochwasserrislkomanagementplan, Umweltbericht und Umwelterklärung 

http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bbl.c.385065.de 
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Sächsische Beiträge: 

EG-WRRL: 

Anlage 1 zu Vorläufige Vollzugshinweise Verschlechterungsverbot 
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Sächsische Beiträge zu den Bewlrtschaftungsplänen Elbe und Oder (2015) 

Kapitel 4 enthält die Aussagen zur Überwachung Lind Bewertung des Zustands der Wasserkörper. 

Das Literaturverzeichnis mit den Links zu den Quellen findet sich ab Seite 176. 

https://publikationen.sachsen.de/ bdb/artikel/25830 

Sächsische Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen Elbe und Oder (2015) 

htt~ :/ /pu bl i kati one n .sach se n. de/bd b/ a rt i kel/25829 

HWRM-RL; 

Sächsisches Maßnahmenprogramm zu den Hochwasserrisikomanagementplänen der Elbe und der Oder 

https://www.umwelt.sachsen.de/ umwelt/wasser / 16256.htm 

Weitere Unterlcil&~n.; 

LAWA-BLANO-Maßnahmenkatalog: 

https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/wasser/download/HwrmPI FgeO Anh Hl-1 LAWA­

BLANO Massnahmenkatalog.pdf 

LAWA: Rahmenkonzeption zur Aufstellung von Monitorlngprogrammen und zur Bewertung des Zustands von 

Oberflächengewässern (RaKon): 

Teil A: Eckpunkte zum Monitoring und zur Bewertung von Oberflächengewässern (Stand: 22.08.2012): 

http://www.wasserblick.net/servlet/is/142681/RAKON A 22 08 12 final-

02.pdt?command=downloadContent&filename=RAKON A 22 08 12 final-02.pdf 

Tell B: Bewertungsgrundlagen und Methodenbeschreibungen 

Arbeitspapier III Untersuchungsverfahren für biologische Qualhätskomponenten (Stand: 22.08.2012): 

http://www. wasserblick. net/servlet/is/142684/ 

http:/ www.wasserblick.net servlet is 142684 RAKON%20B%20-Arbeits a ier-

111 Stand 220812. df?command=downloadContent&filename=RAKON%208%20-Arbeits a ier-

111 Stand 220812.pdf 
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Daten des LfULG zu Bewertungen für den aktualisierten  

Bewirtschaftungsplan 2015 und weitere aktuelle thematische Daten 
 

 
Ansprechpartner für Datenanfragen: 
Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
Referat 44: Oberflächenwasser, Wasserrahmenrichtlinie 
Dr. Bernd Spänhoff 

Telefon: (0351) 8928-4400 

Telefax: (0351) 8928-4099 

E-Mail: bernd.spaenhoff@smul.sachsen.de 
 
Zur Vereinfachung des Zugangs wurden die im Folgenden aufgeführten Daten auf einer Internetseite 
unter der Überschrift »Daten – kompakt« zusammengefasst: http://www.wasser.sachsen.de/wrrl-
daten-kompakt-10896.html   
 

Gewäs
ser 

Daten Datenquelle im LfULG 

OW Geometrien Gewässernetz inkl. 
Zuordnung der Ordnung, der 
WRRL-Bezogenheit und der 
kleinen Fließgewässer (bis zu 
einer Länge von 500 m) 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/gewaessernetz-12793.html   

Ansprechpartner: LfULG, Ref. 45, Petra Walther 
(petra.walther@smul.sachsen.de Tel.: 0351/8928-4514) 

OW Stammdaten und Geometrien der 
Oberflächenwasserkörper nach 
WRRL und deren Einzugsgebiete 
(Name und Bezeichnung, 
Flussgebietseinheit, Lage, LAWA-
Gewässertyp und Typisierung für 
die einzelnen biologischen 
Bewertungsverfahren, Kategorie, 
Eigeneinzugsgebietsgröße, 
Einstufung, Bewirtschaftungsziele 
usw.) 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/europaeische-
wasserrahmenrichtlinie-11332.html  

Ansprechpartner: LfULG, Ref. 44, Roland Dimmer 
(roland.dimmer@smul.sachsen.de; Tel.: 0351/8928-4415) 

Fische: Referenz-Fischzönosen, fischzönotische 
Grundausprägung, Einteilung in Fischgewässertypen: 
Internetseite des LfULG, Ref. 76 zur Umsetzung der 
WRRL für den Bereich Fische: 
https://www.landwirtschaft.sachsen.de/umsetzung-der-eu-wrrl-
13820.html  

GW Stammdaten und Geometrien der 
Grundwasserkörper nach WRRL 
(Name und Bezeichnung, 
Flussgebietseinheit, 
Koordinierungsraum/Bearbeitungs
gebiet, Lage und Grenze, Größe, 
Bewirtschaftungsziele usw.) 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/europaeische-
wasserrahmenrichtlinie-11332.html  

Ansprechpartner: LfULG, Ref. 44, Roland Dimmer 
(roland.dimmer@smul.sachsen.de; Tel.: 0351/8928-4415) 

OW Ökologischer und chemischer 
Zustand OWK (Gesamtbewertung 
und Bewertung der einzelnen 
biologischen, chemischen, 
hydromorphologischen, allgemein 
physikalisch-chemischen 
Qualitätskomponenten bzw. von 
Einzelstoffen); Veränderung im 
Vergleich zur Bewertung von 2009 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/zustand-der-wasserkoerper-
11447.html   

Anlage V der „Sächsischen Beiträge zu den 
Bewirtschaftungsplänen Elbe und Oder“ (2015) mit 
Detailinformationen: 
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/25830  
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Gewäs
ser 

Daten Datenquelle im LfULG 

OW Der Bewertung zugrunde liegende 
weitere Detaildaten zu 
Überwachungsergebnissen von 
Qualitätskomponenten und 
Stoffen zur Bewertung des 
chemischen bzw. ökologischen 
Zustands an einzelnen 
Messstellen für den aktualisierten 
Bewirtschaftungsplan 2015 (z.B. 
Teilergebnisse, Artenlisten, 
aktuellere validierte Daten) 

Bereitstellung durch LfULG über Sharepoint für die 
sächsischen Behörden, Datenherausgabe über die 
Wasserbehörden:  

https://web2.extranet.sachsen.de/portal/projekte/WRRLRAG/Dat
en_LfULG/Verschlechterungsverbot 
Zugangsdaten über roland.dimmer@smul.sachsen.de  

Die Einzelwerte der chemischen Messungen des 
Landesmessprogramm Sachsens als ACCESS-
Datenbanken zur Verfügung auf:  
http://www.wasser.sachsen.de/gewaesserguetedaten-9343.html  

OW Lage der Messstellen und 
Befischungsstrecken, auf die sich 
die Bewertung der Wasserkörper 
bezieht 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/messstellen-oberflaechenwasser-
beschaffenheit-11496.html 

Ansprechpartnerin: LfULG, Ref. 44, Antje Mickel 
(antje.mickel@smul.sachsen.de; Tel.: 0351/8928-4408) 

OW Detaildaten hydromorphologische 
Qualitätskomponenten 
(Morphologie) 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG (Erhebung der 
Daten von 2005 bis 2008+ Nachkartierung 2009):  

http://www.wasser.sachsen.de/strukturkartierung-12669.html 

OW Detaildaten hydromorphologische 
Qualitätskomponenten 
(Wasserhaushalt) 

Bisher noch keine Bewertung in Sachsen (wird für die 
nächste Aktualisierung des BP gemäß 
Verfahrensanleitung der LAWA erarbeitet) 

Ansprechpartnerin: LfULG, Ref. 44; Michaela Schönherr 
(michaela.schoenherr@smul.sachsen.de, Tel.: 
0351/8928-4411) 

OW Detaildaten hydromorphologische 
Qualitätskomponenten 
(Durchgängigkeit) 

Bisher noch keine Bewertung in Sachsen (Verfahren zur 
Bewertung nach WRRL in Entwicklung durch LAWA, wird 
für die nächste Aktualisierung des BP in SN angewandt) 

Ansprechpartnerin: LfULG, Ref. 44, Michaela Schönherr 
(michaela.schoenherr@smul.sachsen.de, Tel.: 
0351/8928-4411)  

GW Chemischer und mengenmäßiger 
Zustand nach WRRL 
(Gesamtzustand bzw. 
Einzelstoffe) 

Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/zustand-der-wasserkoerper-
11447.html 

Ansprechpartner: LfULG, Ref. 44, Roland Dimmer 
(roland.dimmer@smul.sachsen.de; Tel.: 0351/8928-4415) 

Anlage V der „Sächsischen Beiträge zu den 
Bewirtschaftungsplänen Elbe und Oder“ (2015) mit 
Detailinformationen: 
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/25830  

GW Lage der Messstellen Interaktive Karte, Geodatendownload bzw. entsprechende 
WFS- bzw. WMS-Dienste des LfULG: 
http://www.wasser.sachsen.de/grundwassermessstellen-
12980.html   

Ansprechpartner: LfULG, Ref. 43, N.N. 
(grundwasser.lfulg@smul.sachsen.de) 
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1 Einleitung 

1.1 Anlass 

Das Verschlechterungsverbot wurde zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) erst­

mals im Jahr 2002 ins Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eingeführt. Aufgrund seiner relativ abs­

trakten Formulierung stellt es die Wasserbehörden seitdem vor zahlreiche Auslegungs- und An­

wendungsfragen, die sich nicht alleine durch die Lektüre des Gesetzes- bzw. Richtlinientextes 

beantworten lassen. 

Mit der Vorlage des Bundesverwaltungsgerichts an den EuGH im Verfahren Weservertiefung 

wurde die Klärung von einigen der bis dahin in Wissenschaft und Praxis umstrittenen Fragen er­

wartet. Im EuGH-Urteil vom 01.07.2015 (Az. C 461/13) schlossen sich die Richter jedoch in der 

Kernfrage keiner der bisher vertretenen Ansichten (Zustandsklassen- oder Status-qua-Theorie) 

an und werfen damit mindestens ebenso viele neue Fragen auf wie sie beantworten. 

Spätestens seit der Veröffentlichung des EuGH-Urteils ist das Thema Verschlechterungsverbot 

erneut in den Fokus der wasserrechtlichen Aufmerksamkeit gelangt. Aus diesem Grund hat die 

LAWA den Ausschuss Wasserrecht gebeten, die zuvor begonnenen Arbeiten an einer Hand­

lungsempfehlung fortzusetzen, um dem Vollzug Antworten auf die Fragen rund um das Thema 

Verschlechterungsverbot zu geben und praxistaugliche Lösungsansätze aufzuzeigen. 

1.2 Ziele 

Ziel ist, zu den wesentlichen Fragen zum Verschlechterungsverbot, die noch nicht durch höchst­

richterliche Rechtsprechung entschieden sind, eine auf LAWA-Ebene unter den Ländern und 

dem Bund abgestimmte, möglichst bundeseinheitliche Auslegung zu entwickeln. 

Mit dieser Handlungsempfehlung sollen die Vollzugsbehörden eine Hilfestellung beim Umgang 

mit den rechtlichen Fragen rund um das Thema Verschlechterungsverbot erhalten. 

Die Handlungsempfehlung beschränkt sich dabei nicht auf eine Interpretation bzw. Weiterent­

wicklung der Aussagen des EuGH, sondern geht auch auf weitere im Zusammenhang mit der 

Thematik aktuelle Fragen ein. 

Zwar wird das Verschlechterungsverbot häufig mit dem Verbesserungs- bzw. Zielerreichungsge­

bot in einem Atemzug genannt, auf letzteres wird jedoch im vorliegenden Dokument nicht aus­

führlicher eingegangen. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass selbst dort, wo eine Ver­

schlechterung nicht prognostiziert werden kann, das Zielerreichungsgebot gesondert zu prüfen 

ist. 

1.3 Zielgruppe 

Die Handlungsempfehlung richtet sich an Wasserbehörden und soll diese bei Auslegungs- und 

Anwendungsfragen unterstützen. Vorhabenträger, Planungsbüros und andere sind nicht Ziel­

gruppe der Handlungsempfehlung. 
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1.4 Rechtliche Grundlagen 

Für die Beurteilung der Frage, ob eine Verschlechterung vorliegt und wie damit umzugehen ist, 

sind insb. die§§ 27, 31, 44 und 47 WHG sowie die Vorschriften der Oberflächengewässerver­

ordnung (OGewV) und der Grundwasserverordnung (GrwV) sowie Art. 4 (insb. Abs. 1 Buchst. a 

Ziffer i und Buchst. b Ziffer i i. V. m. Anhang V sowie Art. 4 Abs. 6 und Abs. 7 WRRL relevant. 
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2 Vorliegen einer Verschlechterung 

2.1 Allgemeines 

2.1.1 Begriffe 

Im folgenden Text werden die Begriffe der Verschlechterung sowie der nachteiligen Veränderung 

verwendet. Diese sind nicht identisch und werden daher auch nicht synonym eingesetzt. 

Eine Verschlechterung liegt nur dann vor, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des§ 27 

Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 oder der§§ 44, 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG (in Umsetzung des Art. 4 Abs. 1 

Buchst. a Ziffer i und Buchst. b Ziffer i WRRL) erfüllt sind. Dieser Begriff hat eine nähere Defini­

tion durch das EuGH-Urteil vom 01.07.2015 erfahren und wird in der vorliegenden Handlungs­

empfehlung weiter konkretisiert. 

Eine nachteilige Veränderung kann auch dann schon vorliegen, wenn die Schwelle zur Ver­

schlechterung noch nicht überschritten wurde. Hierfür genügt jede negative Veränderung inner­

halb einer Qualitätskomponente / Komponente. An das Vorliegen einer nachteiligen Verände­

rung alleine (wenn diese nicht zu einer Verschlechterung führt) sind keine Rechtsfolgen im Sinne 

des Verschlechterungsverbotes geknüpft. 
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2.1.2 Geltungsbereich 

2. 1.2. 1 Geltung für nicht berichtspflichtige Gewässer 

1. Das Versch/echterungsverbot gilt auch bei Einwirkungen auf kleinere oberirdische 
Gewässer (Fließgewässer < 10 Quadratkilometer Einzugsgebietsgröße und Seen 
mit einer Größe von < 50 ha (0,5 km2

)), die im Bewirtschaftungsplan einem benach­
barten Wasserkörper zugeordnet worden sind. Das kleinere Gewässer ist dann Teil 
des betreffenden Wasserkörpers. Verschlechterungen sind bezogen auf diesen 
Wasserkörper zu beurteilen. 

2. Das Verschlechterungsverbot gilt bei Einwirkungen auf kleinere Gewässer, die 
selbst kein Wasserkörper sind und die auch keinem benachbarten Wasserkörper 
zugeordnet worden sind, nur insoweit, als es in einem Wasserkörper, in den das 
kleinere Gewässer einmündet oder auf den es einwirkt, zu Beeinträchtigungen 
kommt. Verschlechterungen sind bezogen auf diesen Wasserkörper zu beurteilen. 

3. Im Übrigen gilt das Versch/echterungsverbot bei Einwirkungen auf kleinere Gewäs­
ser nicht. Auch wenn es sich bei kleineren Gewässern nicht um Wasserkörper han­
delt, sind jedoch entsprechende und spezifische materielle Maßstäbe im Wege des 
Bewirtschaftungsermessens anzulegen. 

Ausgangssituation 

Nach§ 3 OGewV richten sich die Festlegung von Lage und Grenzen sowie die Zuordnung von 

Oberflächenwasserkörpem zu Kategorien und Typen nach Anlage 1 OGewV. Fließgewässer 

werden nach Anlage 1 Nr. 2.1 OGewV in verschiedene Größenkategorien eingeteilt, wobei nur 

Fließgewässer> 10 Quadratkilometer Einzugsgebietsgröße erfasst werden. Seen werden nach 

Anlage 1 Nr. 2.2 OGewV nur ab einer Größe von > 50 ha (0,5 km2
) erfasst. Es stellt sich daher 

die Frage, ob auch bei kleineren Gewässern unterhalb der genannten Größen das Verschlechte­

rungsverbot gilt. 

Begründung 

Die genannten Vorschriften der OGewV setzen entsprechende Vorgaben der WRRL 1: 1 in deut­

sches Recht um. Fließgewässer und Seen unterhalb der genannten Größen (sog. nicht berichts­

pflichtige Gewässer) werden dementsprechend bei der Festlegung von Lage und Grenzen sowie 

bei der Zuordnung zu Kategorien und Typen nicht berücksichtigt. Dies hat zur Folge, dass sie 

auch bei der Kartierung von Lage und Grenzen sowie bei der Kartierung der Oberflächenwasser­

körpertypen nach§ 83 Abs. 2 WHG i. V. m. Art. 13 Abs. 4 und Anhang VII WRRL im Rahmen 

des Bewirtschaftungsplans nicht berücksichtigt werden. Dementsprechend treffen Bewirtschaf­

tungspläne und Maßnahmenprogramme für solche kleineren Gewässer keine spezifischen Vor­

gaben. 

Nach Artikel 4 Abs. 1 Buchst. a Ziffer i WRRL bezieht sich das Verschlechterungsverbot auf den 

Obertlächenwasserkörper. Dem entspricht auch die Rechtslage nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 

2 Nr. 1 WHG. Zwar beziehen sich diese Vorschriften nach ihrem Wortlaut nicht auf Oberflächen­

wasserkörper, sondern auf oberirdische Gewässer. Bei dieser Abweichung des WHG von der 
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WRRL handelt es sich jedoch lediglich um eine sprachliche Ungenauigkeit im WHG. Dass sich 

das Verschlechterungsverbot nach den genannten WHG-Vorschriften ebenfalls auf Oberflächen­

wasserkörper (und nicht auf oberirdische Gewässer allgemein} bezieht, ergibt sich aus dem dort 

als Bezugspunkt für die Verschlechterung verwendeten Begriff des ökologischen bzw. chemi­

schen Zustands. Nach § 3 Nr. 8 WHG bezeichnet der Gewässerzustand die auf Wasserkörper 

bezogenen Gewässereigenschaften. Hinzu kommt, dass seitens des Gesetzgebers auch in die­

sem Punkt eine 1 :1-Umsetzung der WRRL in deutsches Recht intendiert war und keine Auswei­

tung des Verschlechterungsverbots über Oberflächenwasserkörper hinaus. 

Nach § 3 Nr. 6 WHG sind Oberflächenwasserkörper einheitliche und bedeutende Abschnitte ei­

nes oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers. Aus dieser Formulierung ergibt sich das 

Erfordernis einer gewissen Mindestgröße. Kleinere Gewässer als solche sind daher keine Ober­

flächenwasserkörper in diesem Sinne (so auch OVG Lüneburg, Urteil vom 22.04.2016, 7 KS 

27/15). Sind kleinere Gewässer jedoch im Bewirtschaftungsplan einem benachbarten Wasser­

körper zugeordnet worden, ist das kleinere Gewässer Teil des betreffenden Wasserkörpers. Bei 

Einwirkungen auf das kleinere Gewässer ist daher zu prüfen, ob es hierdurch bezogen auf den 

Wasserkörper insgesamt zu einer Verschlechterung kommt. 

Denkbar sind auch Einwirkungen auf kleinere Gewässer, die selbst kein Wasserkörper sind und 

die auch keinem benachbarten Wasserkörper zugeordnet worden sind. In solchen Fällen gilt das 

Verschlechterungsverbot nur insoweit, als es in einem Wasserkörper, in den das kleinere Ge­

wässer einmündet, zu Beeinträchtigungen kommt (so auch OVG Lüneburg a.a.O.). Ob im Einzel­

fall eine Verschlechterung vorliegt, ist bezogen auf diesen Wasserkörper zu beurteilen. 

Im Übrigen gilt das Verschlechterungsverbot bei Einwirkungen auf kleinere Gewässer nicht. 

Die dargestellte Rechtsauffassung entspricht dem CIS Guidance Document No. 2 - ldentification 

of Water Bodies, Stand 2003). 

Da kleinere Gewässer, an denen Vorhaben zugelassen werden sollen, als solche nicht Gegen­

stand der Prüfung des Verschlechterungsverbots sind, wird es in der Regel unschädlich sein, 

dass hinsichtlich dieser Gewässer mit Blick auf den Ausgangszustand nicht auf entsprechende 

Festlegungen im Bewirtschaftungsplan zurückgegriffen werden kann. 

Auch wenn bei Vorhaben an kleineren Gewässern das Verschlechterungsverbot nicht gesondert 

zu prüfen ist, gelten die übrigen wasserrechtlichen Vorschriften zur Vorhabenzulassung. 

Beispiel 

Ein künstlicher See (Größe: 20 ha) soll in regelmäßigen Abständen geflutet werden. Dabei würde sich 
der Zustand des Sees von oligotroph zu eutroph verändern. 

Der See liegt geographisch innerhalb des Einzugsgebietes eines Flusswasserkörpers. Als künstliches 
stehendes Gewässer kann der See jedoch nicht als Teil des Flusswasserkörpers angesehen werden 
und ist als eigenständiges oberirdisches Gewässer zu beurteilen. Da der See kleiner ist als 50 ha, er­
füllt er die Voraussetzungen von Anlage 1 Nr. 2.2 OGewV nicht und stellt somit auch keinen eigenen 
See-Wasserkörper dar. 

Bei der Frage der Zulässigkeit der Flutung ist das Verschlechterungsverbot nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 Nr. 1 WHG nicht Prüfungsmaßstab, da es nur für Oberf/ächenwasserkörper und (entge­
gen dem Wortlaut) nicht für alle oberirdischen Gewässer gilt. Sofern der See jedoch eine Verbindung 
zu einem anderen Wasserkörper aufweist, sind die Auswirkungen auf diesen auch unter dem Ge­
sichtspunkt des Verschlechterungsverbots zu prüfen. 
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2.1.2.2 Geltung bei Zulassungen in anderen als wasserrechtlichen Verfahren 
und Geltung für nicht zulassungsbedürftige Maßnahmen 

1. Das Verschlechterungsverbot nach§ 27, § 44 und§ 47 WHG sowie die Ausnahme­
vorschrift des§ 31 Abs. 2 (auch i. V. m. § 47 Abs. 3 und§ 44) WHG gelten auch bei 
Zulassungen in anderen als wasserrechtlichen Verfahren. 

2. Bei im Wasserrecht ausdrücklich von der Zulassungsbedürftigkeit ausgenommenen 
Vorhaben und Maßnahmen, die auch sonst keiner Zulassung bedürfen, kann regel­
mäßig vermutet werden, dass sie nicht geeignet sind, Verschlechterungen eines 
Wasserkörpers herbeizuführen. Eine eingehende Prüfung ist nur in besonderen Fäl­
len angezeigt. 

Ausgangslage 

Bei einigen Vorhaben, die Auswirkungen auf wasserwirtschaftliche Belange haben können, be­

darf es keines wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Dabei können insb. folgende Fall­

gruppen voneinander unterschieden werden: 

• Zulassungen in anderen als wasserrechtlichen Verfahren, 

• Vorhaben, die aufgrund von im Wasserrecht geregelter Ausnahmen zur Zulassungsbedürf­

tigkeit zulassungsfrei sind, 

• Maßnahmen, die keiner Zulassung bedürfen. 

Begründung 

a) Zulassungen in anderen als wasserrechtlichen Verfahren 

Das Verschlechterungsverbot nach§ 27 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1, § 44 Satz 1 und§ 47 Abs. 1 

Nr. 1 WHG sowie die Ausnahmevorschrift des § 31 Abs. 2 (bei Grundwasser i. V. m. § 47 Abs. 3, 

bei Küstengewässern i. V. m. § 44) WHG gelten auch bei Zulassungen in anderen als wasser­

rechtlichen Verfahren. 

Dies gilt insb. in Planfeststellungs- und -genehmigungsverfahren, in denen auch über wasser­

rechtliche Belange entschieden wird, ohne dass daneben wasserrechtliche Erlaubnisse und Be­

willigungen erforderlich sind. Beispiele hierfür sind Planfeststellungs- und ~genehmigungsverfah­

ren nach§ 14 WStrG (Weserausbau; das BVerwG hat in diesem Zusammenhang in seiner Ent­

scheidung vom 11.08.2016, Az.. 7 A 1/15, ausdrücklich festgestellt, dass es sich bei dem Ver­

schlechterungsverbot auch im Rahmen des § 14 WaStrG um eine zwingende Vorgabe handelt, 

Rn. 160). 

Ist neben der Planfeststellung auch eine Erlaubnis für eine Gewässerbenutzung erforderlich, gel­

ten für die Prüfung des Verschlechterungsverbots im Rahmen der Erlaubnis die allgemeinen 

Grundsätze. 

Beispiele für Erlaubnisse neben Planfeststellungsbeschlüssen sind: 
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• Planfeststellungs- und -genehmigungsverfahren nach§ 17 FStrG (Einleitung von Nieder­

schlagswasser einer Bundesfernstraße; Ortsumgehung Celle), ggf. auch nach§ 35 KrwG; 

• bergrechtliche Betriebspläne (z.B. Durchteufung eines Grundwasserleiters im Rahmenei-

nes bergbaulichen Vorhabens,§ 19 Abs. 2 WHG). 

In derartigen Fällen entscheidet die Planfeststellungs- bzw. Bergbehörde über die Erteilung der 

Erlaubnis(§ 19 Abs. 1 und 2 WHG). Die Wasserbehörden werden hier als Träger öffentlicher Be­

lange einbezogen. Das Einvernehmen oder Benehmen der zuständigen Wasserbehörde ist er­

forderlich(§ 19 Abs. 3 WHG). 

Es ist daher ein wasserrechtlicher Fachbeitrag, der auch eine Prüfung im Hinblick auf das Ver­

schlechterungsverbot nach o.g. Vorschriften einschließlich der Ausnahmevoraussetzungen um­

fasst, erforderlich. 

Ein weiteres Beispiel für eine behördliche Entscheidung über die Zulassung von Vorhaben, das 

wasserrechtliche Zulassungen nicht konzentriert, aber voraussetzt, dass öffentlich-rechtliche Be­

lange nicht entgegenstehen, ist: 

• Anlagenzulassung nach§§ 4, 6 BlmSchG (die gern.§ 13 BlmSchG zwar die wasserrechtli­

che Anlagen- und lndirekteinleitergenehmigung konzentriert, aber nicht eine wasserrechtli­

che Einleiterlaubnis) 

Auch hier kann zur Beurteilung der Frage, ob öffentlich-rechtliche Belange entgegenstehen, ein 

wasserrechtlicher Fachbeitrag, der auch eine Prüfung im Hinblick auf das Verschlechterungsver­

bot nach o.g. Vorschriften einschließlich der Ausnahmevoraussetzungen umfasst, erforderlich 

sein. 

b) Vorhaben, die aufgrund von im Wasserrecht geregelter Ausnahmen zur Zulassungsbedürf­

tigkeit zulassungsfrei sind und Maßnahmen, die auch sonst keiner Zulassung bedürfen 

Vorhaben, die aufgrund von im Wasserrecht geregelter Ausnahmen zur Zulassungsbedürftigkeit 

zulassungsfrei sind, sind zum Beispiel: 

• Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauch nach§§ 25, 26 WHG 

• Erlaubnisfreie Grundwasserentnahmen nach § 46 Abs. 1 WHG 

Maßnahmen, die regelmäßig keiner Zulassung bedürfen, sind z.B. Maßnahmen der Gewäs­

serunterhaltung. 

Im Wasserrecht ausdrücklich von der Zulassungsbedürftigkeit ausgenommene Vorhaben und 

Maßnahmen, die auch sonst keiner Zulassung bedürfen, haben in der Regel eher unbedeutende 

Auswirkungen auf ein Gewässer. Auf den gesamten Wasserkörper bezogen sind Auswirkungen 

häufig gar nicht erkennbar. Aus diesem Grund kann bei solchen Vorhaben regelmäßig vermutet 

werden, dass sie nicht geeignet sind, Verschlechterungen eines Wasserkörpers herbeizuführen. 

Eine eingehende Prüfung ist nur in besonderen Fällen angezeigt. 
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2.1.3 Maßgeblicher Ort der Verschlechterung, Bezugspunkt 

Maßgeblich ist der Zustand des betroffenen Wasserkörpers insgesamt. Zu prüfen sind 
auch Auswirkungen auf weitere Wasserkörper. 

Ausgangssituation 

Für die Zulassung eines einzelnen Vorhabens kommt es entscheidend darauf an, ob der rele­

vante Bezugspunkt für das Vorliegen einer Verschlechterung der konkrete Ort ist, an dem das 

Vorhaben durchgeführt wird, oder ob sich das Verschlechterungsverbot auf den gesamten Was­

serkörper bezieht. 

Begründung 

Bezugspunkt für das Verschlechterungsverbot ist entsprechend Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Ziffer i 

und Buchst. b Ziffer i WRRL, die zur Auslegung der einschlägigen o. g. Vorschriften des WHG 

heranzuziehen sind, der Oberflächen- bzw. Grundwasserkörper. Dies entspricht auch§ 3 Nr. 8 

WHG, der den Gewässerzustand als "die auf den Wasserkörper bezogenen Gewässereigen­

schaften ( ... )"definiert. Es kommt also auf den Wasserkörper insgesamt an und nicht auf ein­

zelne Gewässerstrecken oder die Einleitstelle (so auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017, Az. 7 A 

2.15, Rn. 506). 

Entscheidend ist damit die Beurteilung an der repräsentativen Messstelle (Oberflächenwasser­

körper) bzw. den repräsentativen Messstellen (Grundwasserkörper). 

Im Rahmen der Zulassungsentscheidung ist zu untersuchen, ob ein Vorhaben Auswirkungen auf 

einen oder mehrere Wasserkörper hat. Sofern sich ein Vorhaben nicht nur in einem Wasserkör­

per auswirkt, ist das Vorliegen einer Verschlechterung für alle betroffenen Wasserkörper zu prü­

fen und in der Prognoseentscheidung der Behörde zu berücksichtigen. 

Beispiel 

Im Rahmen der Zulassung einer Einleitung in ein Fließgewässer stellt sich heraus, dass diese vo­
raussichtlich nicht nur im betroffenen Oberflächenwasserkörper zu einer Erhöhung des Phosphor-Ge­
halts führen wird, sondern auch Auswirkungen auf den Phosphor-Gehalt des unterliegenden Wasser­
körpers haben wird. In diesem Fall muss die Behörde bei der Zulassungsentscheidung für beide be­
troffenen Wasserkörper bezogen auf beide Wasserkörper jeweils an der repräsentativen Messstelle 
prüfen, ob die Erhöhung der Phosphorkonzentration zu einem Wechsel der Zustandsklasse einer bio­
logischen Qualitätskomponente führen wird. (siehe hierzu näher 2.2.3). 
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2.1.4 Maßgeblicher Ausgangszustand 

1. Maßgeblicher Ausgangszustand für die Beurteilung, ob eine Verschlechterung zu er­
warten ist, ist grundsätzlich der Zustand des Wasserkörpers, wie er zum Zeitpunkt 
der letzten Behördenentscheidung vorliegt. In der Regel kann dafür der Zustand her­
angezogen werden, der im geltenden Bewirtschaftungsp/an dokumentiert ist. Soweit 
jedoch neuere Erkenntnisse vorliegen, insbesondere aktuelle Monitoringdaten, so 
sind diese heranzuziehen. 

2. Gibt es konkrete Anhaltspunkte für eine entscheidungserheb/iche Verbesserung oder 
Verschlechterung des Zustands seit der Dokumentation im aktuellen Bewirtschaf­
tungsplan, die nicht durch neuere Erkenntnisse wie aktuelle Monitoringdaten abge­
deckt sind, z. B. aufgrund von realisierten Maßnahmen des Maßnahmenprogramms, 
sind weitere Untersuchungen erforderlich. 

Ausgangssituation 

Nach der EuGH-Entscheidung vom 01.07.2015 sind die Vorgaben des Verschlechterungsver­

bots bei jeder behördlichen Zulassung im Einzelfall zu prüfen. Diese Prüfung setzt einen Ver­

gleich zwischen dem maßgeblichen Ausgangszustand und den prognostizierten Auswirkungen 

der begehrten Zulassung voraus. Die Zulassungsbehörde muss daher Aussagen zum dem von 

ihr zugrunde gelegten Ausgangszustand des betroffenen Wasserkörpers treffen. 

Begründung 

Maßgeblicher Ausgangszustand ist grundsätzlich der Zustand des Wasserkörpers, wie er in dem 

zum Zeitpunkt der Behördenentscheidung geltenden Bewirtschaftungsplan dokumentiert ist (so 

auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017, Az. 7 A 2.15 Rn 488 f.). Ein Herausrechnen bereits beste­

hender Gewässerbeeinträchtigungen findet nicht statt. Regelmäßig wird für die Zulassungsbe­

hörde bereits aufgrund der im Bewirtschaftungsplan enthaltenen Bewertung des Gewässerzu­

stands einschließlich der zugrundeliegenden Daten für die einzelnen Qualitätskomponenten (z. 

B. in den Hintergrundpapieren der Länder dokumentiert) eine ausreichende Informationslage für 

die Prüfung des Verschlechterungsverbots bestehen. Die Zulassungsbehörde kann insb. auf 

Grundlage des Bewirtschaftungsplans ermitteln, welcher Ausgangszustand (Einstufung in die 

niedrigste Klasse oder sonstige Klasse) zugrunde zu legen ist. 

Soweit der Zulassungsbehörde jedoch aktuellere Daten zum Zustand des betroffenen Wasser­

körpers vorliegen, diese vergleichbar und qualitätsgesichert und für die beantragte Zulassung 

entscheidungserheblich sind, muss sie diese Daten bei ihrer Entscheidung berücksichtigen (so 

auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017, Az. 7 A 2.15, Rn. 489, s. nachstehende Beispiele). 

Eine generelle Pflicht zur Beschaffung weiterer Daten besteht nicht. Eine Pflicht zur weiteren Er­

mittlung kann jedoch dann bestehen, wenn 

• keine Angaben zum Gewässerzustand für den relevanten Wasserkörper oder die relevante 

Qualitätskomponente (Oberflächengewässer) bzw. Komponente (Grundwasser) im Bewirt­

schaftungsplan enthalten sind, oder 
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• aufgrund von Veränderungen (z. B. Renaturierungsmaßnahmen, Veränderung der Einlei­

tungssituation) nach Erstellung des geltenden Bewirtschaftungsplans davon auszugehen ist, 

dass die Bewertung des Gewässerzustands im Bewirtschaftungsplan unzutreffend gewor­

den ist, und 

• diese Daten der Zulassungsbehörde nicht vorliegen und entscheidungserheblich sind. 

In diesen Fällen muss die Zulassungsbehörde den Sachverhalt soweit aufklären, dass sie sich 

über das Vorliegen einer Verschlechterung eine eigene Überzeugung bilden kann. Hierbei ist der 

Vorhabenträger im Rahmen der regelmäßig vorliegenden Antragsverfahren verpflichtet, die er­

forderlichen Unterlagen beizubringen, die seinen Antrag begründen (d. h. Unterlagen und Daten 

zur Beurteilung, ob Verschlechterung und möglicherweise Ausnahmegrund vorliegen). Soweit 

nicht bereits entsprechende gesetzliche Mitwirkungspflichten des Antragstellers bestehen (z. B. 

nach § 6 Abs. 3 Nr. 4 UVPG oder§ 3 Abs. 2 Nr. 2 IZÜV), kann die Behörde dem Antragsteller im 

Rahmen einer konstruktiven Mitwirkung die Beschaffung der Erkenntnisse und relevanten Infor­

mationen auferlegen oder die erforderlichen Messungen und Untersuchungen selbst vornehmen. 

Beispiele 

Beispiel 1: Zum Bewirtschaftungsplan bestehen in einigen Bundesländern sog. Hintergrundpapiere (z. 
B. das Hintergrundpapier Braunkohle in NRW). Soweit hierin gegenüber dem geltenden Bewirtschaf­
tungsplan aktuellere oder ergänzende Erkenntnisse zum Zustand eines Wasserkörpers enthalten 
sind, sind diese in der Zulassungsentscheidung heranzuziehen. 

Beispiel 2: Der Zulassungsbehörde ist aufgrund der Bewirtschaftung des betroffenen Wasserköpers 
bekannt, dass nach Erstellung des letzten Bewirtschaftungsplans eine für die Bewertung des Wasser­
körpers maßgebliche Abwassereinleitung ersatzlos weggefallen ist und daher davon auszugehen ist, 
dass sich der Zustand des Wasserkörpers für die relevante Qualitätskomponente verbessert hat. Die 
Zulassungsbehörde ist hier verpflichtet, sich über den geänderten Zustand die erforderlichen Informa­
tionen zu beschaffen, die ihr die Entscheidung - auch als Abschätzung - über die aktuell beantragte 
Zulassung ermöglicht. 

Beispiel 3: Ein Kläranlagenbetreiber führt Messungen im Gewässer durch. Aus diesen ergibt sich, 
dass für einen bestimmten Stoff deutlich erhöhte Konzentrationen im Gewässer vorliegen. Hier muss 
sich die Zulassungsbehörde mit den entsprechenden Messwerten auseinandersetzen und diese im 
Hinblick auf den maßgeblichen Zustand des Wasserkörpers bewerten. Relevant können aber nur Da­
ten sein, die mit den für den Bewirtschaftungsplan erhobenen Daten auch vergleichbar sind (z. B. 
Nähe zur repräsentativen Messstelle, Anwendung vergleichbarer Messverfahren, Zeitpunkt der Pro­
benahmen) und die qualitätsgesichert sind (d. h. den Anforderungen der Anlage 9 zur OGewV genü­
gen). 

Beispiel 4: Zur Überwachung der Oberflächen- und der Grundwasserkörper werden nach§§ 9 ff. 
OGewV bzw. nach § 9 GrwV regelmäßige behördliche Messungen der einzelnen Qualitätskomponen­
ten an den repräsentativen Messstellen nach einem vorgegebenen Rhythmus durchgeführt, so dass 
im laufe des Bewirtschaftungszyklus aktuellere Daten zum Zustand des betroffenen Wasserkörpers 
vorliegen können. Soweit diese von den Angaben im Bewirtschaftungsplan abweichen, hat die Zulas­
sungsbehörde die aktuelleren Daten aus dem Monitoring heranzuziehen. 
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2.1.5 Maßgebliche Dauer 

1. Kurzzeitige Verschlechterungen können aus Gründen der Verhältnismäßigkeit außer 
Betracht bleiben, wenn mit Sicherheit davon auszugehen ist, dass sich der bisherige 
Zustand kurzfristig wiedereinstellt. Für diese Prognoseentscheidung ist eine Einzel­
fallbetrachtung vorzunehmen, bei der insbesondere Größe, Verwirklichungsdauer 
und Auswirkungen auf das Gewässer für das Vorhaben insgesamt zu berücksichtigen 
sind. 

2. Für die in§ 31 Abs. 1 WHG genannten Tatbestände (vorübergehende Verschlechte­
rungen) ist die Regelung abschließend und nur unter den dort genannten Vorausset­
zungen (natürliche Ursachen, höhere Gewalt, Unfälle) anwendbar. 

Ausgangssituation 

In einer Vielzahl von Fallgestaltungen (siehe unten) ist die Verschlechterung des Zustands eines 

Gewässers nicht von dauerhafter Natur. 

So führt z.B. jede Baumaßnahme (auch z.B. morphologische Verbesserungsmaßnahmen zur 

Umsetzung der WRRL) vorübergehend zu einer mindestens lokalen Beeinträchtigung des Ge­

wässers, die aber z. T. bereits unmittelbar nach Abschluss der Baumaßnahme - oder mit einiger 

Verzögerung - wieder beendet ist. Gleiches kann für befristete, kurzzeitige Einleitungen gelten, 

beispielsweise die Einleitung von Prozesswasser im Rahmen einer Baumaßnahme. 

Begründung 

Verschlechterungen, die so kurzzeitig sind, dass die Annahme einer vorübergehenden Ver­

schlechterung und damit die Anwendung der strengen Voraussetzungen des § 31 Abs. 1 WHG 

unverhältnismäßig wäre, können außer Betracht bleiben, wenn mit Sicherheit davon auszugehen 

ist, dass sich der bisherige Zustand kurzfristig wiedereinstellt. Andernfalls ist eine Ausnahme 

nach§ 31 Abs. 1 WHG erforderlich. 

Nicht nur kurzzeitige, sondern vorübergehende Verschlechterungen sind in § 31 Abs. 1 WHG ab­

schließend geregelt und nur unter den dort genannten Voraussetzungen (natürliche Ursachen, 

höhere Gewalt oder Unfälle) zulässig. Daher ist eine analoge Anwendung auf vorübergehende 

Verschlechterungen, die durch anthropogene Eingriffe verursacht werden, nicht möglich. 

Der Gegenstand wasserrechtlicher Genehmigungsverfahren variiert stark je nach dem zu geneh­

migenden Vorhaben. Auch solche Vorhaben, die langfristig zu einer Verbesserung des Gewäs­

serzustands führen sollen, können zunächst mit einem Eingriff verbunden sein und vorüberge­

hende nachteilige Veränderungen herbeiführen - dies gilt insb. bei Bauvorhaben (z. B. Fisch­

treppe während der Errichtung, Renaturierungsmaßnahmen). 

Bei der Beurteilung der Frage, ob z.B. eine Bauphase, die mit kurzzeitigen nachteiligen Verän­

derungen verbunden ist, eine Verschlechterung darstellt, sind grundsätzlich das gesamte Vorha­

ben und dessen Auswirkungen nach der Vollendung zu betrachten. Solche nachteiligen Verän­

derungen, die nach Fertigstellung wieder beseitigt sind (oder bei denen sogar eine Verbesserung 

eingetreten ist), stellen keine Verschlechterung dar. Sofern die Errichtungsphase jedoch über ei­

nen langen Zeitraum geht oder gravierende Auswirkungen auf das Gewässer haben kann, muss 
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dies bei der Beurteilung Berücksichtigung finden. In diesen Fällen kann ggf. eine Verschlechte­

rung eintreten. 
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2.1.6 Messbarkeit 

Bei der Beurteilung, ob eine Verschlechterung im Hinblick auf den chemischen oder 
ökologischen Zustand vorliegt, sind nur messbare oder sonst feststellbare künftige Ver­
änderungen aufgrund des geplanten Vorhabens relevant. Eine Veränderung, die in Be­
zug auf den jeweiligen Wasserkörper voraussichtlich messtechnisch nicht nachweisbar 
sein wird, stellt keine Verschlechterung dar. Dies gilt unabhängig von dem Zustand des 
Gewässers. 

Ausgangssituation 

Die Vollzugsbehörden werden bei zahlreichen Gewässerbenutzungen vor die Aufgabe gestellt, 

zu beurteilen, ob mit einer künftigen Verschlechterung zu rechnen ist. Mit Übersenden der An­

tragsunterlagen erhalten sie Kenntnis zur geplanten Einleitung von Schadstoffen oder einem Ge­

wässera usbau. 

Die Auswirkungen einer Einleitung oder einer morphologischen Gewässerveränderung können 

unter Umständen sehr gering sein. Die Messtechniken und Bewertungsverfahren können jedoch 

hinsichtlich bestimmter Parameter nicht immer z.. 8. die Existenz. eines Stoffes, eine sehr geringe 

Konzentrationsveränderung oder geringfügige Auswirkungen auf biologische Qualitätskompo­

nenten sicher feststellen. Wenn die Behörde aber weiß, dass ein Schadstoff künftig eingeleitet 

oder ein Gewässer morphologisch verändert werden soll, die Auswirkungen jedoch mit hinrei­

chender Wahrscheinlichkeit in Bezug auf den Wasserkörper nicht nachweisbar sein werden, 

stellt sich die Frage, ob trotzdem eine Verschlechterung vorliegen kann. 

Es ist zu klären, wie man mit Fällen umgeht, bei denen die Nachweisbarkeit der Verschlechte­

rung aufgrund der angewendeten Mess- und Bewertungsverfahren voraussichtlich nicht gelingt. 

Begründung 

Nur messbare Auswirkungen sind für das Verschlechterungsverbot relevant. Sofern ein Vorha­

ben zu einer nicht messbaren Veränderung führt, kann diese Veränderung dem Vorhabenträger 

auch nicht zugerechnet werden (so auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 Az. 7 A 2.15, Rn. 506 

bis 508, 533). Bei dieser Einschätzung der Behörde handelt es sich um eine Prognoseentschei­

dung (dazu siehe auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 Az. 7 A 2.15, Rn. 502). 

Dies gilt auch, wenn sich der Wasserkörper in Bezug auf die zu betrachtende Qualitätskompo­

nente bereits im schlechtesten Zustand befindet. 

Zu beachten ist darüber hinaus, dass nur {messbare) Auswirkungen auf den gesamten Wasser­

körper für die Frage nach dem Vorliegen einer Verschlechterung relevant sind (hierzu 2.1.2). 

Beispiel 

In einem mit PFOS belasteten Gebiet solf eine Grundwassersanierung durchgeführt werden. Das mit 
der besten verfügbaren Technik gereinigte Grundwasser überschreitet die UQN für PFOS trotz der 
Sanierung mit der besten verfügbaren Technik noch deutlich. Im Vorfluter (Oberflächengewässer), in 
den das gereinigte Wasser eingeleitet werden soll, ist die UQN für die PFOS-Konzentration bereits 
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überschritten. Der Abfluss im Vorfluter ist im Verhältnis zum eingeleiteten Wasser aus der Grundwas­
sersanierung jedoch so hoch, dass die zusätzlich in den Vorfluter eingeleitete Menge an PFOS keine 
messbare Erhöhung der Konzentration im Vorfluter bedingt. 

In diesem Fall ist keine Verschlechterung gegeben, auch wenn der chemische Zustand des Vorfluters 
aufgrund der bereits vorhandenen UQN-Überschreitung bereits schlecht ist. 

Die Vorgehensweise muss im Vorfeld im Rahmen einer Prognoseentscheidung und anhand der maß­
geblichen Daten geprüft werden. 
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2.2 Oberflächenwasserkörper 

Oberirdische Gewässer sind gern. § 27 Abs. 1 Nr. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Ver­

schlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird. 

Diese Vorschrift ist auf jedes einzelne Vorhaben mit möglichen Auswirkungen auf einen Oberflä­

chenwasserkörper anzuwenden, mit der Folge, dass die Genehmigung für ein konkretes Vorha­

ben zu versagen ist, wenn es eine Verschlechterung des Zustands eines Oberflächenwasserkör­

pers verursachen würde. 

2.2.1 Ökologischer Zustand 

§ 5 Abs. 4 OGewV unterscheidet - entsprechend der WRRL - zwischen einerseits den biologi­

schen Qualitätskomponentengruppen (Satz 1) und anderseits den sog. ,,unterstützenden" Quali­

tätskomponenten (Satz 2) bei der Einstufung des ökologischen Zustands von Oberflächenwas­

serkörpern. 

Qualitätskomponentengruppen Qualitätskomponenten Rechtsfolgen/-wirkung (etc.) 

Biologische QK Gewässerflora (Makrophy- Maßgebend zur Einstufung 
ten, Phytoplankton und Phy- des ökologischen Zustands (§ 
tobentos) 5 Abs. 4 Satz 1 OGewV) 

Benthische wirbellose Fauna 

Fischfauna 

Hydromorphologische QK Wasserhaushalt Unterstützend für die Bewer-

( .. unterstützende QK") Durchgängigkeit 
tung der biologischen QK (§ 5 
Abs. 4 Satz 2 OGewV) 

Morphologische Bedingun-
gen 

Allgemeine physikalisch-chemische Temperatur Unterstützend für die Bewer-
QK 

Sauerstoffhaushalt 
tung der biologischen QK (§ 5 

(,,unterstützende QK") Abs. 4 Satz 2 OGewV) 
Salzgehalt 

Versauerungszustand 

Nährstoffverhältnisse 
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2.2.1.1 Biologische Qualitätskomponenten 

Eine Verschlechterung liegt vor, sobald sich der Zustand mindestens einer biologischen 
Qualitätskomponente um eine Klasse nachteilig verändert, auch wenn dies nicht zu ei­
ner Verschlechterung der Einstufung des Zustands des OberfJächenwasserkörpers ins­
gesamt führt. Befindet sich die betreffende Qualitätskomponente bereits in der niedrigs­
ten Zustandsklasse, stellt jede weitere nachteilige Veränderung eine Verschlechterung 
dar. 

Begründung 

Nach § 5 Abs. 4 S. 1 OGewV sind maßgebend für die Einstufung des ökologischen Zustands die 

biologischen Qualitätskomponenten, d. h. die jeweils schlechteste Bewertung einer der biologi­

schen Qualitätskomponenten. 

Gern. Leitsatz 2 des EuGH-Urteils liegt eine Verschlechterung vor, sobald sich die Einstufung ei­

ner biologischen Qualitätskomponente um eine Zustandsklasse nachteilig verändert, auch wenn 

diese Verschlechterung nicht zu einer Verschlechterung der Einstufung des Oberflächenwasser­

körpers insgesamt führt. Eine negative Veränderung innerhalb einer Zustandsklasse führt hinge­

gen nicht zu einer Verschlechterung. 

Dies kann dazu führen, dass sich eine relativ große negative Veränderung innerhalb einer Zu­

standsklasse nicht auswirkt. Zugleich kann eine vergleichsweise kleine Veränderung bereits eine 

Verschlechterung darstellen, wenn eine biologische Qualitätskomponente bereits zuvor am unte­

ren Ende der Zustandsklassenskala eingestuft war. Entscheidend für das Vorliegen einer Ver­

schlechterung ist ausschließlich der Wechsel einer biologischen Qualitätskomponente in eine 

niedrigere Zustandsklasse. 

Im Einzelfall obliegt es der Behörde, im Rahmen ihrer Prognoseentscheidung abzuschätzen, ob 

der Wechsel einer biologischen Qualitätskomponente in eine niedrigere Zustandsklasse eintre­

ten wird. 

Lediglich wenn sich eine biologische Qualitätskomponente bereits in der niedrigsten Zustands­

klasse befindet, stellt jede negative Veränderung eine Verschlechterung dar. Hiervon ist jede 

Veränderung erfasst, die in Bezug auf den gesamten Wasserkörper (s. hierzu 2.1.3 dieser Hand­

lungsempfehlung) voraussichtlich messbar (s. hierzu Ziffer 2.1.6 dieser Handlungsempfehlung) 

sein wird. 
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2.2.1.2 Hydromorphologische und allgemeine physikalisch-chemische 
Qualitätskomponenten 

Verschlechtert sich die Zustandsklasse einer unterstützenden hydromorpho/ogischen o­

der aflgemeinen physikalisch-chemischen Qualitätskomponente, ist dies ein Indiz, dass 
auch eine nachteilige Veränderung der relevanten biologischen Qualitätskomponente 

vorliegt. Dies führt nur dann zu einer Verschlechterung, wenn diese nachteilige Verän­

derung der biologischen Qualitätskomponente einen Wechsel deren Zustandsklasse be­
deutet. 

Ausgangslage 

Bei der Bewertung der biologischen Qualitätskomponenten stellt§ 5 Abs. 4 OGewV - entspre­

chend Anlage V der WRRL - nicht allein auf diese ab. Daneben sind zur Einstufung des ökologi­

schen Zustands unterstützend heranzuziehen(§ 5 Abs. 4 Satz 2 OGewV): 

• die hydromorphologischen Komponenten in Unterstützung der biologischen Komponenten 

• die allgemeinen physikalisch-chemischen Komponenten in Unterstützung der biologischen 

Komponenten 

Da diese Komponenten gern. § 5 Abs. 4 Satz 2 OGewV jedoch lediglich „unterstützend" heran­

zuziehen sind, stellt sich die Frage, ob die Feststellungen des EuGH-Urteils zu den biologischen 

Qualitätskomponenten direkt auf hydromorphologische und allgemeine physikalisch-chemische 

Komponenten übertragbar sind. 

Begründung 

Alleine der Wechsel der Zustandsklasse einer unterstützenden Qualitätskomponente genügt 

nicht für das Vorliegen einer Verschlechterung. 

Maßgebend für die Einstufung sind die biologischen Qualitätskomponenten. Demgegenüber ha­

ben die hydromorphologischen und die allgemeinen physikalisch-chemischen Komponenten nur 

unterstützenden Charakter{§ 5 Abs. 4 Satz 2 OGewV sowie Anhang V Nr. 1.1 WRRL). Der 

EuGH differenziert zwar nicht ausdrücklich zwischen den einzelnen Qualitätskomponentengrup­

pen, allerdings verweist er im Leitsatz 2 pauschal auf die Qualitätskomponenten "im Sinne des 

Anhang V", so dass die einzelnen Qualitätskomponenten auch im Rahmen der Beurteilung einer 

Verschlechterung jeweils mit der ihnen durch Anhang V zugewiesenen Bedeutung und rechtli­

chen Funktion (vgl. Tabellen unter Nr. 1.2.1 bis 1.2.5 des Anhangs V WRRL) zu berücksichtigen 

sind (so auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017, Az. 7 A 2.15, Rn. 498 f.). 

Die unterstützende Funktion dieser Qualitätskomponenten ist dadurch gewährleistet, dass eine 

kausale Wirkung auf die biologischen Qualitätskomponenten besteht. 

Bezogen auf die hydromorphologischen sowie die allgemeinen physikalisch-chemischen Quali­

tätskomponenten bedeutet dies, dass sie - anders als die biologischen Qualitätskomponenten -

auch bei der Beurteilung einer Verschlechterung nur unterstützenden Charakter haben (§ 5 Abs. 

4 Satz 2 OGewV sowie Anhang V Nr. 1.1 WRRL). In dieser Ausgestaltung als unterstützende 

Parameter kommt die Vermutung des Normgebers zum Ausdruck, dass eine Verschlechterung 
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des unterstützenden Parameters um eine Zustandsklasse in der Regel zu einer Schädigung der 

zugehörigen biologischen Qualitätskomponenten führen wird. 

Entsprechend stellt die Verschlechterung einer Zustandsklasse einer unterstützenden Qualitäts­

komponente ein Indiz dafür dar, dass sich diese nachteilig auf die jeweils relevante biologische 

Qualitätskomponente auswirkt. Eine beantragte Gewässerbenutzung kann von der Zulassungs­

behörde nur dann ohne Prüfung einer Ausnahme zugelassen werden, wenn in der Begründung 

darlegt wird, dass 

• entweder bereits keine nachteilige Auswirkung auf die biologische Qualitätskomponente zu 

erwarten ist 

• oder zwar eine nachteilige Auswirkung auf die biologische Qualitätskomponente zu erwarten 

ist, dies voraussichtlich aber nicht zu einem Wechsel der Zustandsklasse der biologischen 

Qualitätskomponente führen wird. 

Das setzt voraus, dass der Vorhabenträger in seinen Antragsunterlagen dezidiert und substanti­

iert darlegt, dass die Verschlechterung der unterstützenden Qualitätskomponente zu keinem 

Wechsel der Zustandsklasse der biologischen Qualitätskomponente führen wird. 

Diese lndizwirkung gilt auch, wenn sich die biologische Qualitätskomponente bereits in der 

schlechtesten Zustandsklasse befindet. Damit indiziert die Verschlechterung einer hydromorpho­

logischen oder allgemeinen physikalisch-chemischen Qualitätskomponente in diesem Fall, dass 

auch eine Verschlechterung der biologischen Qualitätskomponente vorliegt. Sofern die Behörde 

zu dem Ergebnis kommt, dass die Verschlechterung der Zustandsklasse einer unterstützenden 

Qualitätskomponente keine negativen Auswirkungen auf die biologische Qualitätskomponente 

hat (dann scheidet eine Verschlechterung aus), ist dies fundiert zu begründen (so auch BVerwG, 

Urteil vom 09.02.2017, Az. 7 A 2.15, Rn. 496 ff.). 

Beispiele 

Konstellation 1: Biologische Qualitätskomponente ist in sehr gutem, gutem, mäßigen oder un-

befriedigendem Zustand 

Prognose unterstützende QK Prognose biologische QK Bewertung 

Verschlechterung der Zustands- Keine negative Auswirkung auf bio- Keine Verschlechterung 

klasse einer unterstützenden QK logische OK 

Negative Auswirkung auf biologi- Keine Verschlechterung 

sehe QK, aber kein Wechsel der 

Zustandsklasse der biologischen 

QK 

Negative Auswirkung und Wechsel Verschlechterung 

der Zustandsklasse der biologi-

sehen OK 
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Konstellation 2: Biologische Qualitätskomponente ist in schlechtem Zustand 

Prognose unterstützende QK Prognose biologische QK 

Verschlechterung der Zustands- Keine negative Auswirkung auf die 

klasse einer unterstützenden QK biologische QK, die sich in 

schlechtem Zustand befindet 

Negative Auswirkung 

Prüfschema 1: unterstützende Qualitätskomponenten 

unterstützende QK wrschlechtert sich 

Hat die VerSchlechterun1der 
ja _,..,,-- unterstOt.enden QK nacht.lllge nein 

[

--........ A.uiwirkungen 3llf eint!: biologische ,.,,,.., 
Ql(7 (lndlzwlrkungl ---~---

. __. . 
Verschlechtert sich dadur<h nein 

-<··· die Zustandsklasse der 
biologischen QIC? , ...... - .,,,. 

ja 

r 
7-

Befand sich die b lo logische 
QI< bereits In der 

Zustandsklasse „schlecht"? 1 

Bewertung 

Keine Verschlechterung 

Verschlechterung 
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2.2.1.3 Flussgebietsspezifische Schadstoffe 

1. Wenn ein Oberf/ächenwasserkörper in sehr gutem oder gutem ökologischen Zu­
stand ist und infolge eines Vorhabens eine Umweltqualitätsnorm (UQNJ für einen 
flussgebietsspezifischen Schadstoff (Anlage 6 OGewV) überschritten wird, erfolgt 
eine Herabstufung des ökologischen Zustands auf mäßig. Damit liegt eine Ver­
schlechterung vor. 

2. Ab dem ökologischen Zustand „mäßig" bleiben Verschlechterungen bei den flussge­
bietsspezifischen Schadstoffen (Überschreitungen einer UQN) für die Prüfung des 
Verschlechterungsverbots unbeachtlich, solange sie sich nicht auf die Einstufung 
des Zustands mindestens einer biologischen Qualitätskomponente auswirken, also 
eine klassenrelevante Abstufung mindestens einer biologischen Qualitätskompo­
nente bewirken. Die Überschreitung der UQN eines f/ussgebietsrelevanten Stoffes 
ist jedoch Anlass, die Einstufung der relevanten biologischen Qualitätskomponenten 
ggf. zu überprüfen. 

Ausgangslage 

Für die sog. flussgebietsspezifischen Schadstoffe (chemische Qualitätskomponenten) gilt im 

Rahmen der Einstufung des ökologischen Zustands/Potenzials die spezielle Regelung, dass bei 

Nichteinhalten mindestens einer UQN der ökologische Zustand höchstens als mäßig einzustufen 

ist(§ 5 Abs. 5 Satz 1 i. V. m. Anlage 6 OGewV). 

Insoweit stellt sich die Frage, ob auch das Überschreiten einer UQN für einen flussgebietsspezi­

fischen Schadstoff eine Verschlechterung darstellt. 

Die Überschreitung von UQN für flussgebietsspezifische Schadstoffe wurde im EuGH-Urteil nicht 

behandelt. Das BVerwG hat in seiner Entscheidung vom 09.02.2017 allen drei unterstützenden 

Qualitätskomponentengruppen, den hydromorphologischen, chemischen(= flussgebietsspezifi­

sche Schadstoffe) und allgemein chemisch-physikalischen QK grundsätzlich dieselbe Bedeutung 

als unterstützende QK und denselben Prüfungsmaßstab für die Beurteilung der Frage, ob ein 

Vorhaben zu einer Verschlechterung führt, zugewiesen (Rn. 496), ohne ausdrücklich auf die zu­

sätzliche Regelung des § 5 Abs. 5 OGewV für die chemischen QK (flussgebietsspezifische 

Schadstoffe) und deren Bedeutung für die Prüfung des Verschlechterungsverbots einzugehen 

(da im Falle der Elbvertiefung die chemischen Qualitätskomponenten nicht betroffen waren). 

Begründung 

Bei der Definition des Verschlechterungsbegriffs in Leitsatz 2 des Urteils vom 01.07.2015 hat der 

EuGH klargestellt, dass eine Verschlechterung vorliegt, sobald sich der Zustand mindestens ei­

ner Qualitätskomponente „im Sinne des Anhangs V" um eine Klasse verschlechtert. Der EuGH 

verweist damit auf alle Qualitätskomponenten des Anhangs V und sieht von einer Differenzie­

rung nach biologischen, hydromorphologischen, chemischen und allgemeinen physikalisch-che­

mischen Qualitätskomponenten ab. Da der EuGH sich zur rechtlichen Funktion und Bedeutung 

der einzelnen Qualitätskomponenten nicht geäußert hat, ist davon auszugehen, dass die einzel­

nen Qualitätskomponenten auch im Rahmen der Beurteilung einer Verschlechterung die ihnen in 

Anhang V zugewiesene Bedeutung und rechtliche Funktion behalten. 
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Bezogen auf die chemischen Qualitätskomponenten bedeutet dies, dass sie - anders als die bio­

logischen Qualitätskomponenten - auch bei der Beurteilung einer Verschlechterung nur unter­

stützenden Charakter haben (so auch BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 Az.. 7 A 2.15, Rn. 496.), 

denn: 

• Anhang V Nr. 1.1 WRRL bezeichnet neben den hydromorphologischen und den physika­

lisch-chemischen Komponenten auch die chemischen Komponenten als „in Unterstüt­

zung der biologischen Komponenten"; 

• die Beschreibung des „mäßigen Zustands" bei den chemischen (wie bei allen anderen 

unterstützenden) Komponenten in den Tabellen 2, 3 und 6 der Anlage 4 OGewV lautet: 

,.Bedingungen, unter denen die oben für die biologischen Qualitätskomponenten be­

schriebenen Werte erreicht werden können", weist also auf die nachgeordnete Bedeu­

tung dieser Komponenten hin. 

Die wortlautidentische Charakterisierung der Bedeutung sowohl der hydromorphologischen und 

physikalisch-chemischen Komponenten als auch der chemischen Komponenten erlaubt juris­

tisch-methodisch keine unterschiedliche rechtliche Würdigung. 

• Die Sonderregelung des§ 5 Abs. 5 Satz 1 OGewV, wonach der ökologische Zustand/Po­

tential bei Nichteinhalten mindestens einer UQN für die chemischen Komponenten (fluss­

gebietsspezifische Schadstoffe) höchstens als mäßig einzustufen ist, basiert auf Anhang 

V Nr. 1.4.2 WRRL. Er ist Ausdruck dafür, dass die flussgebietsspezifischen Schadstoffe 

nur unterstützende Funktion haben, jedoch wegen der Bedeutung einer „chemischen 

Barriere" für die Entwicklung der biologischen Komponenten keine Einstufung des ökolo­

gischen Zustands als gut erlauben. Käme den flussgebietsspezifischen Stoffen eine ei­

genständige Bedeutung im Sinne des EuGH-Urteils zu, so würde sich eine Abstufung auf 

höchstens mäßig bereits aufgrund der Regel „one out - all out" ergeben, einer gesonder­

ten Regelung darüber bedürfte es nicht. 

Ist der ökologische Zustand mindestens einer biologischen Qualitätskomponente bereits als mä­

ßig (oder schlechter) eingestuft, hat demnach die weitere Konzentrationserhöhung eines flussge­

bietsspezifischen Schadstoffs oder das Hinzutreten der Überschreitung einer weiteren UQN ei­

nes flussgebietsspezifischen Schadstoffs nur dann Auswirkungen im Sinne einer Verschlechte­

rung, wenn damit eine Verschlechterung von mindestens einer biologischen Qualitätskompo­

nente verbunden ist. 

Beispiele 

Beispiel 1: Aufgrund einer beantragten Abwassereinleitung eines neuen Industriebetriebs ist zu er­
warten, dass der bisherige Jahresdurchschnittswert für Arsen im Oberflächenwasserkörper von 20 
mglkg im Schwebstoff oder Sediment auf 50 mglkg ansteigen und damit die UQN von 40 mglkg (An­
lage 6 Nr. 6 OGewV) überschreiten wird. 

Eine Verschlechterung liegt nur vor, 

wenn alle biologischen Qualitätskomponenten als gut oder sehr gut eingestuft sind und somit 
die UQN-Überschreitung gern. § 5 Abs. 5 Satz 1 OGewV zur Abstufung auf mäßig führt, oder 

wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente sich durch die UQN-Überschreitung 
voraussichtlich klassenrelevant verschlechtert, oder 
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wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente bereits als schlecht eingestuft ist 
und diese sich durch die UQN-Überschreitung voraussichtlich weiter verschlechtert. 

Beispiel 2: Aufgrund einer beantragten Abwassereinleitung ist zu erwarten, dass sich der Jahres­
durchschnittswert für Arsen von bisher 45 mg/kg auf 50 mg/kg erhöhen wird. 
Bei diesem Beispiel erhöht sich die Konzentration eines flussgebietsspezifischen Schadstoffs, bei 
dem die UQN überschritten ist. 

Wenn alle biologischen Qualitätskomponenten als gut oder sehr gut eingestuft sind, ist aufgrund der 
Regelung des § 5 Abs. 5 Satz 1 OGewV durch die schon bestehende UQN-Überschreitung der ökolo­
gische Zustand bereits auf mäßig abgestuft. Durch die Konzentrationserhöhung findet keine weitere 
Abstufung statt, daher keine Verschlechterung. 

Eine Verschlechterung liegt nur vor, 

wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente sich durch die Konzentrationserhö­
hung voraussichtlich klassenrelevant verschlechtert, oder 

wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente bereits als schlecht eingestuft ist 
und diese sich durch die UQN-Überschreitung voraussichtlich weiter verschlechtert. 

Beispiel 3: Aufgrund diffuser Einträge von Fenpropimorph ist im Oberf/ächenwasserkörper die UQN 
von 0,02 µg/f (Jahresdurchschnittswert Wasser, Anlage 6 Nr. 26 OGewV) bereits im Ausgangszu­
stand überschritten. Aufgrund einer beantragten Abwassereinleitung eines neuen Industriebetriebs ist 
zu erwarten, dass der bisherige Jahresdurchschnittswert für Arsen im Oberflächenwasserkörper von 
20 mglkg im Schwebstoff oder Sediment auf 50 mglkg ansteigen und damit die UQN von 40 mglkg 
überschreiten wird. 
Hier tritt zu einer bereits überschrittenen UQN eines f/ussgebietsspezifischen Schadstoffs (Fen­
propimorph) die Überschreitung der UQN eines weiteren llussgebietsspezifischen Schadstoffs neu 
hinzu (Arsen). 

Wenn alle biologischen Qualitätskomponenten als gut oder sehr gut eingestuft sind, ist aufgrund der 
Regelung des § 5 Abs. 5 Satz 1 OGewV durch die schon bestehende UQN-Überschreitung bei Fen­
propimorph der ökologische Zustand bereits auf mäßig abgestuft. Durch die zusätzliche UQN-Über­
schreitung bei Arsen findet keine weitere Abstufung statt, daher keine Verschlechterung. 

Eine Verschlechterung liegt nur vor, 

wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente sich durch die zusätzliche UQN­
Überschreitung bei Arsen voraussichtlich klassenrelevant verschlechtert, oder 

wenn mindestens eine biologische Qualitätskomponente bereits als schlecht eingestuft ist 
und diese sich durch die VON-Überschreitung bei Arsen voraussichtlich weiter verschlechtert. 
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2.2.2 Chemischer Zustand 

1. Eine Verschlechterung des chemischen Zustands liegt bei Oberf/ächenwasserkör­
pern vor, wenn infolge eines Vorhabens eine Umweltqualitätsnorm (UQN) für einen 
Stoff nach Anlage 8 Tabellen 1 und 2 OGewV überschritten wird. 

2. Aus der Fokussierung auf die einzelne Qualitätskomponente nach Anhang V WRRL 
folgt ferner, dass eine Verschlechterung auch dann anzunehmen ist, wenn der che­
mische Zustand bereits wegen Überschreitung einer anderen UQN nicht gut ist. 
Keine Verschlechterung ist gegeben, wenn sich zwar der Wert für einen Stoff ver­
schlechtert, die UQN aber noch nicht überschritten wird (sog. Auffülfung). 

3. Bei einer bereits überschrittenen UQN ist parallel zum Bejahen einer weiteren Ver­
schlechterung bei einer bereits als schlecht eingestuften biologischen Qualitätskom­
ponente durch den EuGH auch die weitere Konzentrationserhöhung als Verschlech­
terung des chemischen Zustands anzusehen. 

Ausgangssituation 

Das EuGH-Urteil vom 01.07.2015 behandelt die Beurteilung einer Verschlechterung des chemi­

schen Zustands von Oberflächengewässern nicht. Andererseits beschränkt der EuGH das Urteil 

auch nicht auf den Anwendungsbereich des ökologischen Zustands, sondern knüpft an die ein­

zelnen Qualitätskomponenten im Sinne des Anhangs V WRRL an. 

Begründung 

Dies spricht dafür, quasi als Äquivalent zu den einzelnen biologischen Qualitätskomponenten, 

auch hinsichtlich der Verschlechterung des chemischen Zustands an jeden einzelnen bewer­

tungsretevanten Stoff anzuknüpfen. Im Sinne des EuGH-Urteils stellt somit jeder Schadstoff, für 

den eine UQN festgelegt ist, gewissermaßen eine Qualitätskomponente dar. Für diese Herange­

hensweise spricht auch, dass sich der EuGH in Rn. 66 des Urteils nicht allein auf Qualitätskom­

ponenten bezieht, sondern ausdrücklich auch auf den Begriff „Stoff' (so auch BVerwG, Urteil 

vom 09.02.2017 Az. 7 A 2.15, Rn. 578.). 

Überträgt man also das Urteil auf die Beurteilung des chemischen Zustands, gilt Folgendes: Eine 

Verschlechterung des chemischen Zustands liegt bei Oberflächengewässern demnach vor, 

wenn infolge eines Vorhabens eine UQN für einen Stoff nach Anlage 8 Tabellen 1 und 2 OGewV 

im relevanten Wasserkörper überschritten wird. 

Aus der Fokussierung auf die einzelne Qualitätskomponente nach Anhang V WRRL folgt ferner, 

dass eine Verschlechterung auch dann anzunehmen ist, wenn der chemische Zustand bereits 

wegen Überschreitung einer anderen UQN nicht gut ist. 

Keine Verschlechterung ist gegeben, wenn sich zwar der Wert für einen Stoff verschlechtert, die 

UQN aber noch nicht überschritten wird (sog. Auffüllung). 

Auch der Fall einer weiteren messbaren Konzentrationserhöhung des Schadstoffs einer bereits 

überschrittenen UQN an der repräsentativen Messstelle stellt eine Verschlechterung dar. Die Si­

tuation ist parallel zum Bejahen einer Verschlechterung bei einer bereits als schlecht eingestuf­

ten biologischen Qualitätskomponente einzuordnen. 
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Beispiele 

Die UQN für Nitrat liegt gem. Nr. 46 der Tabelle 2 in Anlage 8 OGewV bei 50 mg/I als Jahresdurch­
schnittswert (JD-UQN). 

Beispiel 1: Der Bau einer Kläranlage wird dazu führen, dass im Wasserkörper der Jahresdurch­
schnittswert für Nitrat (Nr. 46 der Tabelle 2 in Anlage 8 OGewV) statt vorher 40 mglf zukünftig 60 mglf 
betragen wird. Eine Verschlechterung liegt vor. 

Beispiel 2: Gleiche Wertänderung bei Nitrat, aber bei Fischen beträgt der Biota-Wert für Quecksilber 
im Ausgangszustand bereits 30 µglkg Nassgewicht (statt der gem. UQN zulässigen 20 µglkg Nassge­
wicht, siehe Anlage 8 Tabelle 2 Nr. 21 OGewV). Eine Verschlechterung liegt vor. 

Beispiel 3: Der Jahresdurchschnittswert für Nitrat ändert sich von 40 mglf auf 45 mg/1. Es liegt keine 
Verschlechterung vor. 

Beispiel 4: Der Jahresdurchschnittswert für Nitrat ändert sich von 60 mg/1 auf 65 mgll. Eine Ver­
schlechterung liegt vor. 
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2.3 Grundwasserkörper 

Der EuGH hat sich in seinem Urteil nicht dazu geäußert, wie das Verschlechterungsverbot der 

WRRL hinsichtlich des chemischen und mengenmäßigen Zustands von Grundwasserkörpern 

auszulegen ist. Die im EuGH-Urteil getroffenen Grundaussagen können aufgrund der gleichen 

Einbettung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer und für Grundwasser in die 

rechtliche Systematik der WRRL und des nationalen Rechts auf die Ziele zur Bewirtschaftung 

des Grundwassers zwar allgemein übertragen werden. 

Die Zustandsbewertung von Grundwasserkörpern und Oberflächenwasserkörpern unterscheiden 

sich jedoch. So bestehen für die Grundwasserkörper - anders als beim ökologischen Zustand 

von Oberflächenwasserkörpern - beim mengenmäßigen und beim chemischen Zustand jeweils 

nur zwei Zustandsklassen. Auch die Bewertungsmethoden sind nicht mit denen für Oberflächen­

wasserkörper vergleichbar. Darum sind die folgenden Ausführungen zu Grundwasserkörpern als 

Empfehlungen zu verstehen, die auf der Grundlage der verallgemeinerbaren Aussagen des 

EuGH die Besonderheiten von Grundwasserkörpern berücksichtigen. 

Gern.§ 47 Abs. 1 WHG sind Grundwasserkörper so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechte­

rung ihres mengenmäßigen und ihres chemischen Zustands vermieden wird (Nr. 1; Verschlech­

terungsverbot); alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentratio­

nen auf Grund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden (Nr. 2; Trendum­

kehrgebot) und ein guter mengenmäßiger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder er­

reicht werden (Nr. 3; Zielerreichungsgebot). Bei der Prüfung, ob das Verschlechterungsverbot 

eingehalten wird, sind die Bestimmungen der Grundwasserverordnung (GrwV) zu Beurteilung 

und Einstufung des chemischen und des mengenmäßigen Zustands heranzuziehen, insb. §§ 5, 

6 und 7 GrwV für den chemischen und§ 4 GrwV für den mengenmäßigen Zustand (s. hierzu Zif­

fer 2.3 dieser Handlungsempfehlung). 

Der chemische und der mengenmäßige Zustand von Grundwasserkörpern werden jeweils in nur 

zwei Zustandsklassen eingestuft: in „gut" oder „schlecht". 

Die Prüfung, ob ein Vorhaben gegen das Verschlechterungsverbot verstoßen würde, kann ent­

fallen, wenn ein Vorhaben schon aus anderen Gründen nicht zulassungsfähig ist. Das wäre zum 

Beispiel der Fall, wenn ein Vorhaben die öffentliche Trinkwasserversorgung gefährden würde 

(vgl.§§ 12 Abs. 1 Nr. 1, 3 Nr. 10 WHG) oder bereits die Besorgnis einer nachteiligen Verände­

rung der (lokalen) Grundwasserbeschaffenheit (gern. § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG) besteht. 
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2.3.1 Chemischer Zustand 

1. Bei der Prüfung einer Verschlechterung des chemischen Zustands eines Grundwas­
serkörpers ist die Auswirkung eines Vorhabens auf jeden einzelnen, für den jeweili­
gen Grundwasserkörper relevanten Schadstoff nach § 7 Abs. 2, § 5 Abs. 1 oder Abs. 
2 in Verbindung mit Anlage 2 GrwV zu prüfen. Diese Verpflichtung ist bei wasser­
rechtlichen Zulassungsentscheidungen für die Erlaubnis einer Einbringung oder Ein­
leitung eines Stoffes durch die Beachtung des § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG und somit 
des „prevent-and-limit"-Grundsatzes regelmäßig abgedeckt. 

2. Insbesondere bei der Zulassung einer Vielzahl gleichartiger Einleitungen oder Ein­
bringungen oder eines Großprojekts setzt dies allerdings voraus, dass die Summen­
wirkung der möglichen Stoffeinträge für den betroffenen Grundwasserkörper im Rah­
men des Besorgnisgrundsatzes berücksichtigt wird, damit keine Verschlechterung 
anzunehmen ist. 

3. Eine Verschlechterung des chemischen Zustands eines Grundwasserkörpers liegt 
vor, sobald mindestens ein Schadstoff den für den jeweiligen Grundwasserkörper 
maßgeblichen Schwellenwert nach § 7 Abs. 2, § 5 Abs. 1 oder 2 in Verbindung mit 
Anlage 2 GrwVüberschreitet, es sei denn die Bedingungen nach§ 7 Abs. 3 oder§ 7 
Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a bis c GrwV werden erfüllt. Für Schadstoffe, die den maßge­
benden Schwellenwert bereits überschreiten, stellt jede weitere (messbare) Erhö­
hung der Konzentration eine Verschlechterung dar. 

4. Der Trend nach§ 10 Abs. 1, § 11 GrwV ist keine bewertungsrelevante Komponente 
zur Bewertung des (chemischen) Zustands eines Grundwasserkörpers und ist daher 
nicht im Rahmen des Verschlechterungsverbots nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG zu 
prüfen. Das Trendumkehrgebot nach§ 47 Abs. 1 Nr. 2 WHG ist ein weiteres, eigen­
ständiges Bewirtschaftungszie/, dessen Einhaltung neben dem Verschlechterungs­
verbot und dem Zielerreichungsgebot (§ 47 Abs. 1 Nr. 3) zu prüfen ist. 

Begründung 

Das System zur Einstufung des chemischen Zustands der Grundwasserkörper nach§ 7 Abs. 2 

GrwV sieht zwei Vorgehensweisen vor: 

• Nr. 1: Einstufung aufgrund von Schwellenwerten für Schadstoffe(§ 7 Abs. 2 Nr. 1 GrwV, 

Anlage 2 GrwV) 

• Nr. 2: Anforderungen gern.§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a bis c GrwV (sofern es keine Anzei-

chen für Schadstoffeinträge gibt) 

Danach ist der chemische Zustand „gut", wenn entweder die Anforderungen nach Nr. 1 (hinsicht­

lich der Schwellenwerte) oder die nach Nr. 2 eingehalten sind. 

In der Praxis wird der chemische Zustand eines Grundwasserkörpers nahezu ausschließlich 

dadurch ermittelt, dass die Konzentrationen der Schadstoffe an Messstellen, die ein für den 

Grundwasserl<örper repräsentatives Messnetz bilden, ermittelt werden. Werden an einzelnen 

Messstellen die Schwellenwerte überschritten, wird nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 GrwV geprüft, ob die 

dort genannten Flächenanteile überschritten werden. Ist dies der Fall, wird der Grundwasserkör-
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per in den schlechten Zustand eingestuft. Werden dagegen mindestens eine der tlächenbezoge­

nen Voraussetzungen des§ 7 Abs. 3 Nr. 1 a) bis c) sowie zusätzlich die Voraussetzungen nach 

§ 7 Abs. 3 Nr. 2 und 3 GrwV erfüllt, wird trotz der Schwellenwertüberschreitung der chemische 

Zustand als gut eingestuft. 

Hinsichtlich des Vorliegens einer Verschlechterung sind verschiedene Konstellationen (s. u.) zu 

betrachten. Maßgeblich ist stets der Ausgangszustand (s. hierzu Ziffer 2.1.4 dieser Handlungs­

empfehlung) und dabei konkret die für die relevanten Schadstoffe an den Messstellen gemesse­

nen Werte sowie bei Überschreiten der Schwellenwerte nach§ 5 Abs. 1 oder Abs. 2 GrwV ggf. 

auch die Einhaltung der Flächenkriterien nach § 7 Abs. 3 GrwV. Bei der Prüfung einer Ver­

schlechterung des chemischen Zustands eines Grundwasserkörpers ist die Auswirkung eines 

Vorhabens oder einer Beeinträchtigung auf jeden einzelnen Schadstoff zu prüfen. 

Diese Prüfung kann bei Zulassungen für das Einbringen und Einleiten von Stoffen regelmäßig 

entfallen, denn die Prüfung der Besorgnis einer nachteiligen Veränderung der Grundwasserbe­

schaffenhelt gern. § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG deckt dies regelmäßig schon ab (s. oben Leitsatz Nr. 

1 ). Dieser Prüfmaßstab ist unter Beachtung aller ermessenslenkenden Regelungen und der 

Rechtsprechung so streng, dass bei Einhaltung des Besorgnisgrundsatzes eine Verschlechte­

rung des chemischen Zustands eines gesamten Grundwasser1<örpers durch Überschreitung ei­

nes Schwellenwerts grundsätzlich nicht zu befürchten ist. In der Regel ist die Prüfung im Rah­

men des Besorgnisgrundsatzes bezogen auf die lokalen Grundwasserverhältnisse noch stren­

ger, im Extremfall wäre allenfalls lokal eine Auffüllung bis zum Schwellenwert denkbar. 

Allerdings müssen in die kleinräumigere Prüfung, ob eine Besorgnis besteht, auch zusätzliche 

gleichartige Belastungen außerhalb des unmittelbaren Einwirkungsbereichs des Vorhabens ein­

bezogen werden, sofern diese für den gesamten Wasserkörper von Bedeutung sein können 

(Summationswirkung). Zu solchen zusätzlichen Belastungen kann es z. 8. auch infolge einer 

Vielzahl gleichartiger nicht zulassungspflichtiger Tätigkeiten (insb. diffuse Einträge), der Auswir­

kungen benachbarter Benutzungen oder Planungen, bei Zufluss von Grundwasser mit höheren 

Schadstoffkonzentrationen kommen. Sofern die Prüfung des Besorgnisgrundsatzes nach diesen 

Grundsätzen wahrgenommen wird, kann davon ausgegangen werden, dass bei der Betrachtung 

der Verschlechterung des chemischen Zustands des Wasserkörpers kein anderes Ergebnis er­

zielt wird, also keine Verschlechterung durch zulassungspflichtiges Einbringen oder Einleiten ein­

treten kann. 

Ansonsten sind in Bezug auf die Prüfung einer Verschlechterung des chemischen Zustands für 

jeden relevanten Schadstoff entsprechende Prognosen bezüglich eines künftigen Schadstoffein­

trages durchzuführen. Diese sind immer im Hinblick auf eine künftige Einstufung nach§ 7 Abs. 2 

Nr. 1, ggf. i. V. m. Abs. 3 GrwV, vorzunehmen. 

Beispiele 

Konstellation 1: Grundwasserkörper (GWK) ist im guten chemischen Zustand 

Ausganaszustand Proanose Bewertung 
Ist bzgl. künftigen Schadstoffeintrag im Hinblick 
auf§ 7 Abs. 2 Nr. 1 GrwV vorzunehmen: 
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a) GWK gem. § 7 Abs. 2 aa) keine Überschreitung der maßgeblichen Keine Verschlech-
Nr. 2 GrwV als gut einge- Schwellenwerte terung 
stuft (keine Anzeichen für 

bb) Überschreitung eines maßgeblichen Schwel- Keine Verschlech-anthropogene Schadstoff-
einträge usw.) lenwertes, aber Voraussetzungen nach § 7 Abs. terung 

3 GrwV erfüllt 

cc) Überschreitung eines maßgeblichen Schwel- Verschlechterung 
lenwertes und Voraussetzungen nach § 7 Abs. 3 
GrwV nicht erfüllt 

b) GWK gem. § 7 Abs. 2 aa) keine Überschreitung von Schwellenwerten Keine Verschlech-
Nr. 1 GrwV als gut einge- terung 
stuft, weil maßgebliche 

bb) Überschreitung eines maßgeblichen Schwel- Keine Verschfech-Schweflenwerte eingehaf-
ten lenwertes, aber Voraussetzungen nach § 7 Abs. terung 

3 GtwV erfüllt 

cc) Überschreitung eines maßgeblichen Schwel- Verschlechterung 
lenwertes und Voraussetzungen nach § 7 Abs. 3 
GrwV nicht erfüllt 

c) GWK gem. § 7 Abs. 3 aa) weiterer Anstieg der Schadstoffkonzentratio- Keine Verschfech-
GrwV trotz Überschrei- nen, aber weiterhin Erfüflung der Voraussetzun- terung 
tung von Schwelfenwer- gen nach § 7 Abs, 3 GrwV 
ten als gut eingestuft, weil 

bb) weiterer Ansti~g der Schadstoffkonzentratio- Verschlechterung die Voraussetzungen 
nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis nen und dadurch Uberschreitung der Flächenkri-

3 GrwV erfüllt werden terien nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 GrwV oder Wegfall 
der Voraussetzungen nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 und 
3GrwV 

Konstellation 2: Grundwasserkörper ist im schlechten chemischen Zustand 

Ausgangszustand Prognose Bewertung 

GWK als schlecht einge- aa) weiterer Anstieg der Konzentration des Verschlechterung 
stuft, weil gem. § 7 Abs. 2 Schadstoffs in Messstellen. die bereits den 
Nr. 1 maßgebliche Schwellenwert überschreiten 
Schwellenwerte nicht ein-
gehalten und Vorausset-

bb) erstmalige Überschreitung eines Schwellen- Verschlechterung zungen nach § 7 Abs. 3 
GrwV nicht erfüllt wertes für den Schadstoff, der bereits in den an-

deren Messstellen überschritten ist, in einer wei-
teren Messstelle 

cc) erstmalige Überschreitung eines Schwellen- Keine Verschlech-
wertes für einen anderen Schadstoff und bzgl. terung 
dieses Schadstoffs sind Voraussetzungen des§ 
7 Abs. 3 GrwV erfüllt 

dd) erstmalige Überschreitung eines Schwellen- Verschlechterung 
wertes für einen anderen Schadstoff und bzgl. 
dieses Schadstoffs sind Voraussetzungen des § 
7 Abs. 3 GrwV nicht erfüllt 
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Prüfschema 2a: Chemischer Grundwasserzustand (GWK in gutem chemischen Zustand) 

Liegt Versagungsgrund nach 
§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG vor 
wegen Verstoßes gegen 

Verschlechterungsverbot gemäß 
§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

i.V.m. § 7 GrwV? 

GWK im guten Zustand 

nein § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG ~-ö 

· -· ·· -<:....... (Besorgnisgrundsatz) 
auf Vorhaben anwendbar? 

--------- Voraussetzungen 

< § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG 
( Bes orgn isg rund sa tz 1 

durch Vorhaben erfü llt? 

GrwV (§7 Abs, 2 Nr. 1} ,_ ___ ""_
1
"- ------~ Ja 

SW,01.ier'j.,;hr~ttunl; a11 M~5S$lelle 

Ja 

GrwV (§7 Abs. 3 Nr.1) 
Flächensumme(§ 6Abs. 2 a, b oder 

c G,wVj üb~rs.c::hdlhm? 

GrwV (§7 Abs. 3 Nr. 2) 
Gr~n:iwert Tr1rihW .an WV·Al'llag" 

ühemhrit te,.._? 

ne n 

Grwv (§7 Abs. 3 Nr. 3) 
.~u tzung;mägllctilo.elten df.s GW 

s.ignillkant beeinll;rä<;t,tigt? 

nein 

Prüfu, g 
F..1H~tp•1t Sci.ldS nfftft'!ll(i? 

,'\1.1~r1dhr11~ t••r('.)t lcrtil,h /t.r1 , 

lrenr.l• .. nrkehrg~I o t ; 

Verbessurnngsg1 bo1? 
regelmäßig 

--------- r;--Voraussetzungen Au~nahme _J 
-------+ <-::::·.,, ,1 neue Veränderung" erfüllt? > 

nein 

{§ 47 Abs. 3 Satz l i.V.m. § 31 Abs. 2 WHG)~ 
' y • - • - • 

' J' , ... _,. ' ·- ~: ' • • , • ' • J 

Prüfschema 2b: Chemischer Grundwasserzustand (GWK in schlechtem chemischen Zu­
stand) 

GWK im schlechten~ GWK im schlechten j 
chemischen Zustand -----, .----- chemischen Zustand 

nach § 7 Abs. 2 GrwV l l nach§ 7 Abs. 1 und 3 GrwV 
(Anzeichen für anthropogene Einträge, (SW-Überscnreitung .. 

Verschlechterung OW oder Schädigung LÖS) ] ------------ Flächenkriterium und TrinkwV flicht 

§ 48 Abs. 1 Satz 1 WHG eingeh~lten, lllutzungen beeinträchtigt) < (Besorgni,~rundsatz) >>------, 
aufVorh~ :~~:ndbar? l•J_ 

PrLifun~ 
f11t~lehl ~:-:l1.1c~tnfh:.,11rl"? 

Au';,1;,hm1· ;~rfiyrh?-1 •(h ,:.in, 

T1 er1(IL1rllk!:!hq;di1Jl ;. 

V;)(':..,; .. :d~ !~•:..>;:1~11 

'-''~• b,: .. !,·)c~r ,H1~~1: ·:'il".J 1 ? 

Bewirkt Vorhaben weitere 
Konzentrationserhöhung 

an Messstellen mit 
:.chwel I enwert-Übe rsch reitung? 

ja i• 

nein 

Voraussetzungen WHG 

< §48 Abs.1 Satz 1 
(Besorgnisgru ndsat1) 

durch Vorhaben erfüllt, 

T 
regelmäßig 

la ____ __, Voraussetzungen Ausnahme 
<::__. .,neue Veränderung" erfüllt? ~ 
(§ 47 Abs. :~ Sat, 1 i.Vm. § 31 Abs. 2 WHG-)------.f,e1n ------- -----

nl!fn 
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2.3.2 Mengenmäßiger Zustand 

1. Bei der Prüfung einer Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands eines Grund­
wasserkörpers ist die Auswirkung eines Vorhabens oder einer Beeinträchtigung auf 
jedes der in § 4 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 Buchst. a bis d G,wV aufgeführten Kriterien zu 
prüfen. 

2. Eine Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands eines Grundwasserkörpers liegt 
vor, sobald mindestens ein Kriterium nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 Buchst. a bis d GrwV 
nicht mehr erfüllt wird. Bei Kriterien, die bereits vor der Maßnahme nicht erfüllt werden, 
steift jede weitere negative Veränderung eine Verschlechterung dar. 

Begründung 

Der mengenmäßige Zustand eines Grundwasserkörpers wird gern. § 4 Abs. 2 GrwV anhand der 

durch bestimmte Kriterien (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 Buchst. a bis c GrwV) näher beschriebenen 

Komponente „Grundwasserspiegel" eingestuft. 

Beispiele 

Konstellation 1: Grundwasserkörper ist im guten mengenmäßigen Zustand 

Ausgangs- Prognose Bewertung 
zustand 

GWKgem. §4 Prognose ist gern. § 4 Abs. 2 GrwV bezüglich 
fl\bs. 2 GrwV als • Grundwasserständen/Quef/schüttungen in Verbindung 
'gut eingestuft mit Grundwasserentnahme und nutzbarem Grundwas-
(die Entwick- serdargebot 
~ung der Grund- • in Verbindung stehenden Oberflächengewässern 
wasserstände • abhängigen Landökosystemen 
!Oder Quell- • Zustrom von Salzwasser oder Schadstoffen 
',Schüttungen 

vorzunehmen. 
!Zeigt, dass die 
angfristige mitt- aa) Grundwasserstände oder Quellschüttungen zeigen, Verschlechterung 

1ere jährliche dass die langfristige mittlere jährliche Grundwasserent-
Grundwasser- nahme das nutzbare Grundwasserdargebot übersteigt(§ 4 
entnahme das Abs. 2 Nr. 1 GrwV) 
nutzbare 

bb) das Vorhaben führt dazu, dass die Bewirtschaftungs- Verschlechterung Grundwas-
serdargebot ziele nach den§§ 27 und 44 des Wasserhaushaltsgesetzes 

nicht übersteigt für die Oberflächengewässer, die mit dem Grundwasserkör-

usw.) per in hydraulischer Verbindung stehen, verfehlt werden(§ 
4 Abs. 2 Nr. 2 a GrwV) 

cc) das Vorhaben führt dazu, dass sich der Zustand für die Verschlechterung 
Oberflächengewässer, die mit dem GWK in hydraulischer 
Verbindung stehen, im Sinne von § 3 Nummer 8 des Was-
serhaushaltsgesetzes signifikant verschlechtert (§ 4 Abs. 2 
Nr. 2 b GrwV) 

dd) das Vorhaben führt dazu, dass Landökosysteme, die Verschlechterung 
direkt vom Grundwasserkörper abhängig sind, signifikant 
geschädigt werden (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 c GrwV) 

ee) das Vorhaben führt dazu, dass das Grundwasser durch Verschlechterung 
Zustrom von Salzwasser oder anderen Schadstoffen infolge 
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räumlich und zeitlich begrenzter Anderungen der Grund-
wasserfließrichtung nachteilig verändert wird (§ 4 Abs. 2 Nr. 
2 d GrwV) 

Konstellation 2: Grundwasserkörper ist im schlechten mengenmäßigen Zustand 

Ausgangs- Prognose Bewertung 
zustand 

GWKgem. §4 Prognose ist gem. § 4 Abs. 2 GrwV bezüglich 
Abs. 2 GrwV • Grundwasserständen/Quellschüttungen in Verbindung 
als schlecht mit Grundwasserentnahme und nutzbarem Grundwas-
eingestuft {die serdargebot 
Entwicklung • in Verbindung stehenden Oberflächengewässern 
der Grundwas- • abhängigen Landökosystemen 
serstände oder 
Quellschüttun- • Zustrom von Salzwasser oder Schadstoffen 

gen zeigt, 
vorzunehmen. 

dass die lang- Ein GWK ist wegen eines oder mehrerer dieser Kriterien in 
fristige mittlere den schlechten Zustand eingestuft und zusätzlich treten 

jährliche eine oder mehrere der folgenden Veränderungen ein: 
Grundwasser- aa) Grundwasserstände oder Quellschüttungen zeigen, Verschlechterung 
entnahme das dass die langfristige mittlere jährliche Grundwasserent-
nutzbare nahme das nutzbare Grundwasserdargebot übersteigt(§ 4 
Grundwas- Abs. 2 Nr. 1 GrwV) 
serdargebot 

oder übersteigt 
usw.) der GWK ist wegen dieses Kriteriums in den schlechten Zu-

stand eingestuft und das geplante Vorhaben führt zu einem 
weiteren Rückgang der Grundwasserstände oder der Quell-
schüttungen. 

bb) das Vorhaben führt dazu, dass die Bewirtschaftungs- Verschlechterung 
ziele nach den§§ 27 und 44 des WHG für die Oberflächen-
gewässer, die mit dem GWK in hydraulischer Verbindung 
stehen, verfehlt werden (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 a GrwV) 

oder 

der GWK ist wegen dieses Kriteriums in den schlechten Zu-
stand eingestuft und das geplante Vorhaben führt zu einer 
weiteren Verschlechterung dieser Obetflächengewässer. 

cc) das Vorhaben führt dazu, dass sich der Zustand für die Verschlechterung 
Oberflächengewässer, die mit dem GWK in hydraulischer 
Verbindung stehen, im Sinne von § 3 Nummer 8 des WHG 
signifikant verschlechtert(§ 4 Abs. 2 Nr. 2 b GrwV) 

oder 

der GWK ist wegen dieses Kriteriums in den schlechten Zu-
stand eingestuft und das geplante Vorhaben führt zu einer 
weiteren Verschlechterung dieser Oberflächengewässer. 

dd) das Vorhaben führt dazu, dass Landökosysteme, die di- Verschlechterung 
rekt vom GWK abhängig sind, signifikant geschädigt wer-
den (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 c GrwV) 

oder 

der GWK ist wegen dieses Kriteriums in den schlechten Zu-
stand eingestuft und das geplante Vorhaben führi zu einer 
weiteren signifikanten Schädigung dieser Landökosysteme. 
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ee) das Vorhaben führt dazu, dass das Grundwasser durch Verschlechterung 
Zustrom von Salzwasser oder anderen Schadstoffen in-
folge räumlich und zeitlich begrenzter Änderungen der 
Grundwasserfließrichtung nachteilig verändert wird (§ 4 
Abs. 2 Nr. 2 d GrwV) 

oder 

der GWK ist wegen dieses Kriteriums in den schlechten Zu-
stand eingestuft und das geplante Vorhaben führt zu weite-
ren nachteiligen Veränderung des Grundwassers. 

Prüfschema 3: Mengenmäßiger Grundwasserzustand 

GWKim guten 
mengenmäßigen 

Zustand 
nach § 4 Abs. 2 GrwV 

Liegt Versagungsgrund nach 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG vor 

wegen Verstoßes gegen 
Verschlechterungsverbot gemä~ 

§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

i.V.m.§4GrwV? 

Bewirkt Vorhaben, dass 

mindestens eines der Kr~erien 
nach§ 4 Abs. 2 GrwV 

nicht mehr erfüllt wirdi' 

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 GrwV 
Entnahme ~ Oarjebot? 

nein 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2a)+2b) GrwV 
Oberfli,hen,iewli~r 

bee-intrichtiitfvus-chl1ehl11rt? 

nein 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2c) GrwV 
GW••hhlin(lp l.end61to1YJ,lema 1•uhedCf) 

neln 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2d) GrwV 
lnlA'uiionef\ ll'lfOlll'ÄnditNnt, GW-Fliel'klchti..i17 

_______ .., ,. 

GWK im schlechten 
mengenmäßigen 

Zusta,,d 
nach§ 4 Abs. 2 Grw\/ 

Liegt Versagungsgrund nach 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG vor 
wegen Verstoßes gegen 

Verschlechterungsverbot gemäß 
§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 

i.V.m. § 4 GrwV? 

Bewirkt Vorhaben, dass 
eines der Kriterien nach 

~ 4 Abs, 2 GrwV 
ne ;it lv verändert wird? 

Voraussetzungen Ausnahme < ,,neue Veränderung" erfüllt?> 
(§ 47 Abs. 3 Satz l i.V.m. § 31 Abs. 2 WHGI 

-------------
.... I"_''"-----
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2.4 Ausgleichsmöglichkeit 

1. Ein Vorhaben, das für sich genommen den Zustand eines Wasserkörpers ver­
schlechtern würde, verstößt nicht gegen das Verschlechterungsverbot, wenn durch 
verbessernde Maßnahmen in der »Gesamtbilanz" die nachteiligen Auswirkungen 
des Vorhabens auf den betroffenen Wasserkörper so ausgeglichen werden, dass 

- eine Verschlechterung einer Qualitätskomponente/Komponente des betroffe­
nen Wasserkörpers um eine Zustandsklasse oder 

- jede Verschlechterung einer Qualitätskomponente/Komponente des betroffe­
nen Wasserkörpers, wenn diese bereits in der niedrigsten Klasse eingeordnet 
ist 

ausgeschlossen ist. 
Darüber hinaus muss sichergestellt sein, dass im betroffenen Wasserkörper durch 
die nachteiligen Auswirkungen des Vorhabens die Erreichung des guten Zu­
stands/Potentials zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen ist. 

2. Eine ausgleichende Maßnahme 
- muss zeitgleich mit den nachteiligen Auswirkungen des Vorhabens erfolgen, 
- so// in einem zulassungstechnischen Zusammenhang zum zuzulassenden Vor-

haben stehen {d. h. Verknüpfung im zulassenden Bescheid für das Vorhaben 
durch auflösende oder aufschiebende Bedingungen oder ausdrückliche Wider­
rufsvorbehalte) und 

- muss sich im betroffenen Wasserkörper, etwa bei stofflichen Belastungen aus­
wirken. Die ausgleichende Maßnahme kann sowohl im örtlichen Zusammen­
hang mit dem zuzulassenden Vorhaben als auch an anderer Stelle erfolgen. 
Maßgeblich ist, dass sie sich im betroffenen Wasserkörper auswirkt und der 
durch das Vorhaben verursachten Beeinträchtigung entgegenwirkt. 

3. Nicht möglich ist der Ausgleich einer Beeinträchtigung durch eine Verbesserung in 
einem anderen Bereich, indem z. B. die Verschlechterung aufgrund der Überschrei­
tung einer Umweltqualitätsnorm für einen Schadstoff durch eine Verbesserung bei 
einem anderen Schadstoff ausgeglichen wird. 

Ausgangslage 

Bei Vorhaben, die negative Auswirkungen auf die Gewässer haben können, stellt sich die Frage, 

ob und wie der Eintritt einer Verschlechterung verhindert oder zumindest die nachteiligen Auswir­

kungen minimiert werden können. Dass alle Möglichkeiten zur Verringerung der nachteiligen 

Auswirkungen im Rahmen der Planung des Vorhabens geprüft werden, ist im Übrigen auch Vo­

raussetzung für eine eventuelle Ausnahme (vgl.§ 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 WHG). Der EuGH hat 

in seiner Entscheidung zur Weservertiefung klargestellt, dass das Verschlechterungsverbot ein­

zelfall- und damit vorhabenbezogen zu prüfen ist Der Begriff der Verschlechterung bezieht sich 

dabei auf den betroffenen Wasserkörper insgesamt. 

Begründung 

Bei der wasserrechtlichen Zulassung eines Vorhabens ist stets zu prüfen, ob schädliche Gewäs­

serveränderungen mit dem Vorhaben verbunden sein können(§ 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 
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Nr. 10 WHG, s. hierzu auch Prüfschema). Auch prognostizierte Verstöße gegen die Bewirtschaf­

tungsziele sind solche schädlichen Gewässerveränderungen. Verstößt die Verwirklichung des 

Vorhabens gegen das Verschlechterungsverbot, ist es grundsätzlich unzulässig. 

Es kann aber dann zugelassen werden, wenn die nachteiligen Auswirkungen entweder vermie­

den oder ausgeglichen werden können, da es in diesen Fällen nicht zu schädlichen Gewässer­

veränderungen kommt. 

Ein Vorhaben kann somit zulässig sein, wenn es zwar für sich genommen den Zustand eines 

Wasserkörpers verschlechtern würde, aber begleitende Maßnahmen im Rahmen des Vorhabens 

(vermeidende Maßnahmen, z. B. durch Nebenbestimmungen, vgl. dazu auch BVerwG Urteil vom 

09.02.2017, Az. 7 A 2.15, Rn. 579 f.) oder an anderer Stelle (ausgleichende Maßnahmen), die 

sich positiv auf den Zustand des betroffenen Wasserkörpers auswirken, dazu führen, dass die 

Verschlechterung nicht eintritt. Eine Verschlechterung ist dann bereits tatbestandlich ausge­

schlossen. 

Kann eine Verschlechterung des Gewässerzustands durch Ausgleich vermieden werden, liegt 

der Schwerpunkt der weiteren Prüfung auf dem Zielerreichungs-Nerbesserungsgebot. Durch 

das Vorhaben und den vorgenommenen Ausgleich darf auch dieses nicht gefährdet werden. Die 

Behörde muss sich also darüber Gewissheit verschaffen, dass das Ziel des guten ökologischen 

Zustands/Potentials und des guten chemischen Zustands zu dem nach dem§ 29 WHG be­

stimmten Zeitpunkt eingehalten wird. 

Im Rahmen der Flussgebietsbewirtschaftung ist zu berücksichtigen, inwieweit eine Maßnahme 

lediglich dazu dient. eine Verschlechterung zu verhindern und inwieweit darüber hinaus eine Ver­

besserung des Gewässerzustandes erreicht wird. 

Beispiele 

Eine abwasserbeseitigungspffichtige Körperschaft beantragt, geklärtes kommunales Abwasser in ein 
oberirdisches Gewässer einleiten zu können. Der Wasserkörper ist in gutem Zustand. Wegen der Er­
höhung der Phosphatfracht durch die Einleitung und deren Auswirkung auf biologische Qualitätskom­
ponenten kann eine Verschlechterung des Wasserkörpers nicht ausgeschlossen werden 1 (zur Rele­
vanz der unterstützenden Qualitätskomponenten s. Ziffer 2.2.1.2 dieser Handlungsempfehlung). 

Variante A: 

Die Reinigungsleistung der Kläranlage in Bezug auf Gesamtphosphor (PgesamJ kann durch Einsatz 
einer anderen Technologie so erhöht und die Schadstofffracht dadurch so verringert werden, dass die 
prognostizierte Verschlechterung nicht eintreten würde. 
= Vermeidung 

Variante B: 

Eine Erhöhung der Reinigungsleistung ist technisch nicht möglich. Die abwasserbeseitigungspflich­
tige Körperschaft betreibt an anderer Stelle im betroffenen Wasserkörper eine weitere, ältere Kläran­
lage. Durch Verbesserung der Reinigungsleistung dieser Kläranlage kann die Fracht so verringert 
werden, dass es insgesamt zu einer Beibehaltung in Bezug auf P„esam1 im Wasserkörper kommt. 
=Ausgleich 

In beiden Fällen kann durch Anordnung entsprechender Nebenbestimmungen in der Einleitungser­
laubnis ein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot ausgeschlossen werden. Die nachteiligen 

1 Gesamtphosphor (P9esamt) ist als allgemeine physikalisch-chemische Qualitätskomponente nach § 5 Abs. 4 Satz 
2 Anlage 3 Nummer 3.2 in Verbindung mit Anlage 7 der OGewV zur Einstufung unterstützend heranzuziehen. 

34 



Auswirkungen würden vermieden (Variante A) bzw. ausgeglichen (Variante B). 
Bei den Beispielen fehlt es an einer Verschlechterung des Gewässerzustands. 

2.5 Erheblichkeits• und lrrelevanzschwellen 

1. Die Erheblichkeit nachteiliger Veränderungen bemisst sich danach, ob ein Wechsel 
der Zustandsklasse bei einer bewertungsrelevanten Qualitätskomponente erfolgt, 
soweit sich diese nicht bereits in der niedrigsten Zustandsklasse befindet. Damit 
kann auch eine minimale Veränderung zum Wechsel der Zustandsklasse führen 
und erheblich sein, während eine nachteilige Veränderung innerhalb der Zustands­
klasse unbeachtlich (irrelevant) bleibt. 

2. Für sonstige, auf Interessenabwägungen beruhenden Erheblichkeitsschwellen be­
steht nach dem EuGH-Urteil kein Raum. 

3. Bei der Prüfung ist die mögliche Bandbreite einer Prognoseentscheidung zu berück­
sichtigen. 

Ausgangssituation 

Der EuGH hat sich im Rahmen seines Urteils vom 01.07.2016 auch mit dem Vortrag der Bun­

desrepublik Deutschland zur Erheblichkeit von nachteiligen Veränderungen im Gewässer ausei­

nandergesetzt. Dabei hat der EuGH klargestellt, dass für die Bewertung einer nachteiligen Ver­

änderung eines Wasserkörpers als Verschlechterung der Wechsel der Zustandsklasse der je­

weils betroffenen Qualitätskompone:nte maßgeblich ist, soweit sich diese nicht bereits in der 

niedrigsten Zustandsklasse befindet. Gleichzeitig hat der EuGH (Rz. 68) einer Auslegung des 

Verschlechterungsverbots, wonach lediglich im Rahmen einer Interessenabwägung „erhebliche" 

Beeinträchtigungen eine Verschlechterung darstellen können, abgelehnt. 

Begründung 

Im Rahmen der Beurteilung der Erheblichkeit von nachteiligen Veränderungen im Gewässer hat 

der EuGH (außer in der niedrigsten Einstufung) auf den Zustandsklassenwechsel abgestellt. 

Hierdurch hat der EuGH implizit eine Schwelle für die Erheblichkeit eingeführt. Für sonstige Er­

heblichkeitsschwellen, die auf Interessenabwägungen beruhen, besteht daher aufgrund der Ent­

scheidung des EuGH kein Raum. Der EuGH stellt in seiner Begründung klar, dass derartige Inte­

ressenabwägungen der Ausnahmeregelung in Art. 4 Abs. 7 WRRL vorbehalten seien. Daraus 

folgt, dass Interessenabwägungen und darauf beruhende Erheblichkeitsschwellen bei der Prü­

fung, ob eine Verschlechterung vorliegt, außer Betracht bleiben müssen. 

Aufgrund des erforderlichen Zustandsklassenwechsels verstößt dagegen ein ,,Auffüllen", d. h. 

eine nachteilige Veränderung der jeweiligen Qualitätskomponente unterhalb des Zustandsklas­

senwechsels, nicht gegen das Verschlechterungsverbot (Irrelevanz), soweit sich die betroffene 

Qualitätskomponente nicht bereits in der niedrigsten Zustandsklasse befindet. Tritt jedoch ein 

Wechsel der Zustandsklasse für den betroffenen Wasserkörper ein, so können auch minimale 

nachteilige Veränderungen eine Verschlechterung darstellen. 
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Zu sonstigen Abgrenzungskriterien in der Frage, ob ein Klassenwechsel vorliegt, also insb. zu 

fachlich begründeten Bagatell- bzw. lrrelevanzschwel1en und zu Abschneidekriterien, die Aussa­

gen zur Kausalität unterhalb oder im Grenzbereich der Messbarkeit zum Gegenstand haben (s. 

hierzu Ziffer 2.1.6 dieser Handlungsempfehlung) sowie zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, trifft 

der EuGH keine Aussage. 

Im Rahmen der Prüfung des Verschlechterungsverbots hat die Zulassungsbehörde eine Prog­

nose über die Auswirkungen des Vorhabens auf die jeweils relevante Qualitätskomponente zu 

erstellen, bei der die Kausalität zwischen dem Vorhaben und den Auswirkungen auf das Gewäs­

ser fachlich bewertet werden muss (z. B. Auswirkung einer Frachterhöhung bei einer in Biota ge­

messenen Qualitätskomponente). 

Beispiele 

Beispiel 1: Aufgrund eines Vorhabens ist die Verschlechterung einer Qualitätskomponente um eine 
Klasse zu erwarten. Das Vorhaben hat jedoch erhebliche Bedeutung für die Wirtschaft der gesamten 
Region. Im vorliegenden Fall kann das Vorliegen einer Verschlechterung nicht durch die Abwägung 
der wirtschaftlichen Auswirkungen des Vorhabens gegen die Umweltbelange verneint werden. Derar­
tige Erwägungen kommen erst im Zusammenhang mit einer Ausnahme nach§ 31 Abs. 2 WHG in Be­
tracht. 

Beispiel 2: In einem Wasserkörper ist die Umweltqualitätsnorm für Quecksilber in der Wasserphase 
eingehalten, jedoch der Konzentrationswert für Biota überschritten. Es wird eine Direkteinleitung be­
antragt, die eine sehr geringe Frachterhöhung für Quecksilber vorsieht. Im Rahmen der fachlichen 
Beurteilung konnte aufgrund der Fließgeschwindigkeit des Gewässers, des Sedimentationsverhaltens 
und der im Wasserkörper vorhandenen Fischarten naturwissenschaftlich ausgeschlossen werden, 
dass eine Konzentrationserhöhung in Biota eintritt, so dass eine Verschlechterung ausscheidet. 
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3 Ausnahme 
1. Eine Ausnahme von den Bewirtschaftungszie/en nach§ 31 Abs. 2 WHG liegt nach 

dem Gesetzeswortlaut bei Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen vor. 

2. Die Ausnahmebestimmung nach§ 31 Abs. 2 WHG prüft die zuständige Behörde 
von Amts wegen. Die Prüfung erfolgt wegen der unmittelbaren Verknüpfung mit der 
grundsätzlichen Zulassungsfähigkeit des Vorhabens einschließlich Altemativenprü­
fung und Anordnung aller praktisch geeigneten Maßnahmen(§ 31 Abs. 2 Nr. 3 und 
4 WHG) im Zusammenhang mit der Entscheidung über die Zulassung des Vorha­
bens. Eine ausdrückliche Antragstellung ist nicht erforderfich. Die Voraussetzungen 
des § 31 Abs. 2, Abs. 3 WHG sind in jedem Einzelfaf/ gesondert zu prüfen und zu 
begründen. 

3. Die Ausnahmeregefung des§ 31 Abs. 2 WHG ist neben Verschlechterungen des 
ökologischen Zustands auch auf Verschlechterungen des chemischen Zustands 
von Oberflächenwasserkörpern anwendbar, wenn diese auf einer neuen Verände­
rung der physischen Gewässereigenschaften oder des Grundwasserstandes beru­
hen. 

4. Ein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot sowohl beim mengenmäßigen Zu­
stand als auch beim chemischen Zustand des Grundwassers ist ausnahmefähig 
nach§ 47 Abs. 3 Satz 1 i. V. m. 31 Abs. 2 WHG. Die Ausnahmemöglichkeit nach§ 
31 Abs. 2 WHG besteht, wenn diese Verschlechterung auf einer Veränderung von 
physischen Gewässereigenschaften eines Oberflächenwasserkörpers oder einer 
Veränderung des Grundwasserstands beruht. 

5. Ausnahmen nach § 31 Abs. 2 WHG sind in den nächsten Bewirtschaftungsp/an auf­
zunehmen (§ 83 Abs. 2 Nr. 3 WHG). 

Ausgangssituation 

Wenn eine Verschlechterung festzustellen oder zu prognostizieren ist, kann ein Vorhaben den­

noch zugelassen werden, wenn die Voraussetzungen für eine Ausnahme gern.§ 31 Abs. 2 WHG 

gegeben sind. 

Begründung 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme einer Ausnahme nach § 31 Abs. 2 WHG ist, dass das 

Vorhaben zu einer Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustands (Verschlech­

terungsverbot) bzw. zum Nichterreichen des guten ökologischen Zustands (Zielerreichungsge­

bot) führt und damit zunächst nicht zulassungsfähig ist. Dabei muss die Verschlechterung des 

ökologischen oder chemischen Zustands (bzw. das Nichterreichen des guten ökologischen Zu­

stands) Folge/Auswirkung einer neuen Veränderung der physischen Gewässereigenschaften o­

der des Grundwasserstands sein(§ 31 Abs. 2 Nr. 1 WHG). 

Nach§ 47 Abs. 3 Satz 1 WHG gilt die Ausnahmeregelung des § 31 Abs. 2 Satz 1 WHG für einen 

Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot und Zielerreichungsgebot beim mengenmäßigen 

Zustand und chemischen Zustand des Grundwassers entsprechend. Die Ausnahmemöglichkeit 

nach § 31 Abs. 2 WHG setzt bei Grundwasserkörpern voraus, dass die Verschlechterung auf ei-
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ner neuen Veränderung von physischen Gewässereigenschaften eines Oberflächenwasserkör­

pers oder einer neuen Veränderung des Grundwasserstands beruht. Einleitungen von Stoffen in 

das Grundwasser fallen nicht unter§ 47 Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WHG. 

Auf das Grundwasser gerichtete Einwirkungen werden von den genannten Vorschriften nur inso­

weit erfasst, als es sich um Änderungen des Grundwasserstandes handelt. 

Liegt eine Verschlechterung vor, hat die zuständige Behörde von Amts wegen anhand der vom 

Vorhabenträger eingereichten Unterlagen, Daten und ggf. Gutachten zu prüfen und zu beurtei­

len, ob ein Ausnahmetatbestand erfüllt ist. Dazu muss in den Antragsunterlagen insb. das Vorlie­

gen der Voraussetzungen nach § 31 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 4 WHG substantiiert dargelegt und 

nachgewiesen werden. 

Beispiele 

Grundwasserentnahme zur Trinkwassetversorgung 

Ein Wasserwerksbetreiber beantragt eine Erlaubnis oder Bewilligung für eine neue Entnahme von 
Grundwasser zum Zweck der Trinkwasserversorgung. Der für die Entnahme vorgesehene Grundwas­
serkörper ist in den guten mengenmäßigen Zustand eingestuft. Die mittlere jährliche Entnahme­
menge überschreitet prognostisch die Grundwasserneubi/dungsrate (§ 47 Abs. 1 Nr. 3 WHG, § 4 
Abs. 2 Nr. 1 GrwV). Das kann nicht vermieden oder sonst ausgeglichen werden. 

Im Rahmen des Erlaubnis-/Bewilfigungsverfahrens prüft die Wasserbehörde, ob das Vorhaben trotz 
Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands gem. § 47 Abs. 3 Satz 1, i. V. m. § 31 Abs. 2 WHG 
ausnahmsweise zulässig wäre. Hierzu hat sie alle Voraussetzungen zu prüfen (die dazu erforderli­
chen Nachweise sind durch den Antragsteller und Vorhabenträger beizubringen) und in der Bewilli­
gung zu begründen: 

- Eine Ausnahmemöglichkeit kann gem. § 47 Abs. 3 Satz 1, i. V. m. § 31 Abs. 2 Satz 1 WHG beste­
hen: Danach verstößt eine Verschlechterung des mengenmäßigen Zustands des Grundwasserkör­
pers ausnahmsweise u. a. dann nicht gegen das Verschlechterungs- oder Zielerreichungsgebot, 
wenn sie auf einer Veränderung des Grundwasserstands beruht und die Gründe für die Veränderung 
von übergeordnetem öffentlichen Interesse sind(§ 47 Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 31 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 
und 2, jeweils 1. Alternative WHG). Die Gewährleistung der öffentlichen Trinkwasserversorgung steht 
im übergeordneten öffentfichen Interesse. 

- Zu§ 31 Abs. 2 Nr. 3 WHG ist näher zu prüfen, ob eine die Umwelt weniger nachteilig beeinflus­
sende Alternative der Trinkwasserversorgung besteht. Diese kann z. B. darin bestehen, dass ein an­
derer Wasserkörper in Anspruch genommen, die Entnahme aus anderen vorhandenen Brunnen er­
höht oder von anderen Wasserversorgern z. B. über Rohrleitungen Trinkwasser bezogen wird. Dabei 
müssen diese Alternativen mit insgesamt wesentlich geringeren Auswirkungen auf die Umwelt ver­
bunden, technisch durchführbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden sein. 

Sind alle diese Voraussetzungen erfüllt, sind im Rahmen der Bewilligung durch Nebenbestimmungen 
alle praktisch geeigneten Maßnahmen anzuordnen, die der Verringerung der nachteiligen Auswirkun­
gen auf den mengenmäßigen Zustand dienen(§ 31 Abs. 2 Nr. 4 WHG). 

Die Ausnahmen und deren Gründe sind gem. § 83 Abs. 2 Nr. 3 WHG in den nächsten Bewirtschaf­
tungsplan aufzunehmen. 
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4 Prüfungsschema 

Prüfschema Verschlechterungsverbot im Zulassungsverfahren 
Beispiel: Erlaubnis gem. §§ 10, 12 WHG 

Versagensgründe 
gern.§§ 12 W HG? 

Verstoß gegen sonstige 
öffentlich-recht 1 ! ehe Vorschritten 

(§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG)? 

Veränderungen von 
Gewässereigenschaften mit 
Beeinträchtigung des Wohls 

der Allgemeinheit, z.B. 
öffentl. Wasserversorgung? 

Oberflächenwasserkörper 

Ökologischer 
Zustand 

-1 Blologlsche QK~ 

Flussgebiets­
spezifische 
Schadstoffe u.u 

---, 

Chemischer 
Zustand 

UQN § 6, 
Anl 8 Tab. 
2 OGewV 

Schlldllche Gewässerveränderung 
{§ 12 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Nr. 10 WHG)? 

Vers! oß gegen 
2l elerrelchungsgebot ? 

Verstoß gegen wasserrechtllche 
Vorschriften? 

7 

Verstoß gegen Bewlrtschaftungs­
zlele, z.B. § 27 oder§ 47 WHG? 

Geltung 
(kleine GewlsMr) 

Verstoß gegen 
Verschlechterungsverbot? 

Grundwasserkörper 

Chemischer 
Zustand* 

Mengenmäßiger 
Zustand* 

Ausgangszustand b 
Pmgmose: 8-eeinflussun 

Verschlechterung? 

Vermeidung? 

.\usgleich? l 
00 

Ausnahme? l 
G7 • siehe gesondertes Prüfschema 

bei der jeweiligen Ziffer Im Text 
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